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Die Bedeutung öer Gehalisfrage.
Der Deutschnationale Handlungsgehilfen.

Verband hat kürzlich ein Flugblatt heraus»

gegeben, in dem er darauf hinweist, daß ein

Teil seiner Mitglieder irgendwo «ebenso wie

andere Angestellte gestreikt hätten, daß er

Tarifverträge mit Geschäftsinhabern abge»

schlössen habe — kurz und gut, er also als

„Gewerksciiaft" angesehen werden müsse. Di««

Bezeichnung wendet er seit dem November

1918 aus sich selbst so oft als möglich an. ob»

Wohl sie ihm bis dahin als zu „arbeitermäßig"

gar nicht gefiel. Aber der Deutschnationale
Handlungsgehilfen-Verband hat, wie seine

Bundesbrüder, der Verband Deutfcher Hand»

lungsgehilfen, der Kaufnmnmsche Verein von

1858 usw., nur einige Aeußerlichkeiren,
einige Formen der Gewerkschaften, nicht aber

deren Wesen und Kern übernommen.

Das letztere ist natürlich die Hauptsache.
Mit dem Abschlüsse von Tarifver»

trägen ist unser Zentralverband der Hand»
lungsgehilfen seit anderthalb Jahrzehnten
Lahnbrechend vorangegangen. Sein Ver»

dienst ist es, den Handlungsgehilfen zum Be»

wußtsein gebracht und ins Gedächtnis einge»

hämmert zu haben, daß bei Festsetzung der

Gehaltssätze usw. nicht der einzelne,
sondern die Gesamtheit der Kollegen in

den Betrieben mitwirken müsse. Es war ein

mühevoller Weg, den der Zentralverband da

gegangen ist, verhöhnt nnd verspottet von

denjenigen kaufmännischen Gehilfenoer»

bänden, die jetzt jahrzehntelange Versäumnisse
einholen und plötzlich so viel als möglich

„Tarifverträge" abschließen möchten. Aber

ihre Abschlüsse sind keine solide gute Arbeit,

sondern Fabrikware im schlechten Sinne des

Wortes. Billig und schlechtI
Die Geschäftsinhaber drängen sich ge»

radezu an den Deutschnationalen Händlungs»
gchi1fen»Verband, den Verein für Händlungs»
kommis von 1853 usw. heran, um mit

oiesen „Tarifverträge" abzuschließen: sie
Wollen diese Verbände finanziell unö mo»

ralisch stärken, weil sie von diesen am

Wenigsten bedrängt werden, und weil sie
wissen, daß diese doch nur unter dem Druck des

Zentralverbandes derHandlungsgehilfen sich ein

getoerkschafrliches Mäntelchen unigehängt haben.
Die Unternehmer wissen, je mehr die

andern Gehilfenverbände dem Drängen un»

seres Zentralverbandes folgen müssen, desto

mehr kostet es ihnen. Daher geht ihr ganzes

Bestreben dahin, jene Verbände zu festigen,
das in diesen ruhende Trägheitsmoment, den

Beharrrmgszustand, zu kräftigen, damit sich
daran die vorwärtsstrebende Wucht des

Zentralverbandes breche. Daher versuchen
die Geschäftsinhaber, wenn sie mit unserem

Zentralverband in Tarifverhandlungen stehen,
die andern Verbände mit heranzuziehen, um
uns so einen Klotz oder mehrere Klötze ans

Bein zu binden. Und weil wir uns dagegen
wehren, deswegen jammert man über unsern
«Terrorismus".

Wenn irgendwo heute die Mitglieder des

Deutschnationalen und Leipziger Verbandes

oder 58er Vereins mitstreiksn, so ist das

keineswegs ein Ergebnis der Erziehungs»

arbeit, die diese Vereine an ihren Mitgliedern

geleistet hoben, sondern im Gegenteil, die

Mitglieder dieser Verbände tun dann nur

das, was wir ihnen seit langem gepredigt

haben: im äußersten Falle, wenn die Geschäfts»

inhaber nicht ohne dies bewilligen wollen,

muß zum Streik gegriffen werden.

Aber Tarifvertrag und Streik sind

nicht Zweck und Ziel der Händlungs»

gehilfenbewegung, sondern nur Mittel und

Wege. Man streikt nicht, um einen Vertrag

mit der Aufschrift „Tarifvertrag" zu unter»

zeichnen: man streikt des Inhalts wegen, um

höhere Löhne, bessere Arbeitsbedingungen zu

erzielen.
Hier klafft nun eine große Kluft zwischen

unserem Zentralverband und den anderen

Gchilfenverbänden. Diese wollen „höhere

Gehälter", ohne sich darüber klar zu sein,

daß jede Gehaltsaufbesserung wieder durch

Steigerung der Warenpreise beseitigt

wird, daß der Gewinn des Unter»

nehmer^s noch mehr steigen kann crls die

Gehaltssätze. Man weiß ja aus den Kriegs»

ersahrungen tausendfach, wie trotz steigender

Arbeiterlöhne die Aktionärdividenden noch

mehr emporgeschnellt find. Wenn aber die

Gehaltszulagen wieder aufgefressen werden,

wenn die Unternehmer gleichbleibende oder

gar höhere Profite aus der Arbeitskraft

der Angestellten herausschlagen, dann sind
eben alle Lohnerhöhungen keine wirkliche

Verbesserung unserer Lebenslage.
Eine schönere Zukunft, wie wir sie wün»

schen ist die, überhaupt nicht mehr für das

Unternehmertum, für die Aktionäre, fondern
nur für den Nutzen der Allgemeinheit zu ar»

beiten. Dann erst, wenn wir nach der So»

zialisierung der Betrieb« nicht

mehr andern, den Unternehmern, tribut»

pflichtig find, ist die Gehaltsfrage

endgültig gelöst. Weil wir alle dieser

Ncbei-zeuqung huldigezr — mögen wir nun

die Sozialisierung der Betriebe früher oder

später erwarten —, deswegen unterscheiden
wir uns grundsätzlich von den anderen Ge»

Hilfenvereinen. Und weil wir die Ge»

ha'ltsfragein ihrer vollen Bedeutung er¬

kannt haben, die anderen Gehilfenverbände
aber nicht, deswegen werden diese von den

Geschäftsinhabern gehegt und gepflegt.

Arbeiislssigkeii unö Frsuenarbeii.
Von einem Arzte wird uns aus München

geschrieben:
Gestatten Sie mir, obwohl selbst kein An»

gehöriger Ihrer Berufsklasse, einige Beiner»

kunacn zu dem Aufsatz: „Frauenarbeit und Ar»

beitslosigkeit" in Nr. 6 Ihrer Zeitschrift.
Mit Freude habe ich wahrgenommen, daß

der Zentralverband der Handlungsgehilfen
nicht der Meinung ist, daß die Lösung der frei»

lich immer brennender werdenden ArbeitS»

losensrage im Handelsgewerbe dadurch er»

zielt werden könne, daß man einfach die

vielen Zehntausende von Frauen, die in die

verschiedensten Berufe eingedrungen sind und

die ganze deutsche Volkswirtschaft mit ihrer

Pflichttreue und ihrem Fleiß in Gang gehalten

lxiben, auf die Straße setzt. Eine vieijährige
wirtschaftliche Entwickelung und eine so weit

fortgefchrittene soziale und berufliche Berichte»

bung läßt sich nicht so ohne weiteres wieder

rückgängig machen, ohne zu den uns

sclzon genug drückenden wirtscliaftlichcn und

sozialen Schmierigkeiten noch neue hinzuzu»

fügen. Gewiß, es ist selbstverständlich, daß die

Kriegsteilnehmer und ebenso die Invaliden
wieder in ihre alten Stellen einrücken müssen.

Dagegen will wohl niemand etwas sagen, im

Gegenteil. Wenn man das wollte, wäre ja
das ganze hier behandelte Problem überhaupt

gar nicht vorhanden. Eben weil wir die

Kriegsteilnehmer in ihre alten Stellen wieder

einrücken lassen wollen und gerade besonders

stark darauf hinwirken, entsteht ja erst dies

neue Problem der Unterbringung der Frauen.

Leider sind nun auf das Schlagwort „Abbau

der Frauenarbeit" sehr weite Kreise der inänn»

lichen Arbeiwehmer hineingefallen. Deshalb

ist es besonders erfreulich, wenn auch in dieser

Frage die jetzt so viel geschmähten Gewerkschaf»

ten es sind, die den wirklichen sozialen Fort»

schritt vertreten und im Grunde so urreaktio»

näre Maßnahmen bekämpfen, wie der geWall»

same Abbau der Frauenarbeit es zweifellos ist,

da er nicht das Wohl aller Arbeitnehmer gleich»

mäßig im Auge hat, sondern eine Kategorie
von ihnen gegen andere ausspielt, also auf eine

Zerreißung der Klasse hinausläuft.
Wie bereits angedeutet wurde, ist ganz

allgemein der Abbau der Frauenarbeit über»

Haupt nicht so ohne weiteres möglich, soll nicht

außer dem vielen schon herrschenden Elend noch

unübersehbares neues entstehen. Ganz beson»

ders aber gilt das für die Handlungsgehilfen.
Denn in diesem Berufe war ja auch vor dem

Kriege bereits eine sehr große Anzahl vo»

Fraucn beschäftigt. Eine ganze Anzahl
von Unterarten dieses Berufs war ja von

jeher cine Domäne gerade der Frauenarbeit.
Ich erinnere nur an das große Heer von Ver»

käuferinnen, Stenotypistinnen usw. Wenn

auch nicht ausschließlich, so waren doch eine An»

zahl dieser Unterarten in der Mehrzahl von

Frauen besetzt, so daß für die gesamte Berufs»

klasse immerhin auch ein recht beträchtlicher

Prozentsatz herauskommt. Die Berufsstatistik
von 1907, die letzte vor dem Kriege, gibt dar»

über folgende Zahlen:

Kontorgchilfen insgesamt , . 3S3 834

davon männlich .....
297063

davon weiblich .....
56 771

Ladengehilfen insgesamt . . .
481469

davon männlich 397 718

davon weiblich .....
173751

Also:
insgesamt männlich.... 691781

insgesamt weiblich ....
239 522
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Danach sind 1907 etwa 40 Proz. Weib,

liche Angestellte gewesen (vgl. dazu Dr. Emil

Lederer: „Die Privatangestellten in der mo»

deinen Wirtschaftsentwickelung." Tübingen

1912. S. 33). Freilich bei den Kontorgehilfen

möcht der Anteil der Frauen nur 29 Proz. der

Männer aus, dagegen bei den Ladengehilfen

war mehr als die Hälfte, nämlich etwa 60 Proz.

aller, weiblich. Will man also nicht in den

Fehler verfallen, den freilich die gelben Ver»

bände nicht selten gemacht haben, die Politik

hauptsächlich nach den Verhältnissen der Kon»

torgehilfen allein einzurichten, den Schichten

»it höherer Vorbildung also, sondern will

man, wie billig, auch auf die Interessen der

Ladengehilfen Rücksicht nehmen, so darf man

des überwiegenden Anteils der Frauen an

dieser Kategorie nicht vergessen.

Eine neuere Berufsstatistik gibt es leider

»icht. Immerhin steht fest, daß die Zahl der

leiblichen Angestellten bis zum Jahre 1914

in schnellem Tempo gestiegen ist. Aufhäuser

(„Weltkrieg und Angestelltenbewegung" Berlin

1918, S. 49) schätzt die Zahl der „im deutschen

Handel sür Verkaufs» und Kontortätigkeit" an»

gestellten Frauen für die letzte Friedenszeit
auf 309 000 und nennt es deshalb „ein gewag»

tes Spiel dcr meisten männlichen Händlungs»

gehilfenverbände, jede Solidarität mit dieser

Masse von wechlichen Berussgenossen tu ver»

neinen".

Ein solches gewagtes Spiel wird jetzt wie»

der dielfach getrieben, denn das, was wir heute

hier zu rügen haben, ist ein neues Beispiel

für die mangelnde Solidarität der männlichen
Glieder dieser Berufsklasse mit den weiblichen.

Aufhäuser weist übrigens darauf hin (a. a. O.

S. 61), dasz sür die Angestelltenschaft der Satz,

«wonach die Frauenarbeit die Männerarbeit

allgemein und besonders in Zeiten Wirtschaft»

licher Krisen verdränge, nur sehr bedingt auf»

rechterhalten werden kann". Er führt eine

Danze Reihe von Gründen an. Jedenfalls zeigt

diese Tatsache aber auch wiederum auf das

deutlichste, daß man mit dem Abbau der

Fmuenarbeit sehr leicht auch alte, schon längst

por dem Kriege in diesem Berufe tätige Frauen

treffen kann. Denn, wenn in dem Stil die

Frauen^ausgeschaltet werden, wie es von ge»

wissen leiten erstrebt wird, so wird die Zahl
der ausscheidenden Frauen leicht größer, als

die Zunahme der Frauenarbeit in diesen Be»

rufen während dcs Krieges betrug. Es ist also

»bsurd, wollte man aus diesem Berufe jetzt die

Frauen gewaltsam austreiben. Gewiß, eine be»

grenzte Anzahl Frauen, die erst seit Verhältnis»
Mäßig kurzer Zeit in diesem Beruf tätig ist,
dird so bald als möglich wieder ausscheiden
Müssen, denn ihnen wird die Rückkehr zu ihrer
slten Tätigkeit noch verhältnismäßig Kicht
lverden. Sie werden mehr oder weniger von

selbst diese Umstellung vollziehen. Aber täu»

schen wir uns nicht, diese Anzahl ist so klein,

daß sie nicht sehr ins Gewicht srrllen wird.

Denn es kommen ja doch nicht nur solche
Frauen in Betracht, die vorher einen anderen

Beruf ausgeübt haben und nun zu ihrer alten

Lrbsit zurückkehren können. Und auch wo das

der Fall ist, ist oft die Rückkehr zu ihr, selbst
w den Fällen, in denen die Betreffende ihrer
Klten Arbeit noch nicht entftemdet ist, weil der

Zeitpunkt des Berufswechsels noch nicht weit

»enug zurückliegt, dennoch nicht mehr möglich,
Veil die Verhältnisse des Arbeitsmorktes auf
dem alten Tätigkeitsgebiet ftch inzwischen zu

stark verändert haben. So wird einer ganzen

Anzahl derjenigen, die früher in häuslichen
Diensten beschäftigt waren, die Rückkehr zu

dieser Tätigkeit deshalb nicht mehr möglich
sem, weil infolge der ungeheuren Teurung eine

große Anzahl von Familien sich jetzt ohne
Dienstboten zu behelfen gezwungen ist. Es

gilt ganz allgemein, daß in allen Berufen

geaenwärtig ein so großes Ueberangebot von

Arbeitskräften herrscht, daß ein Berufswechsel
wohl kaum irgendwo Erfolg verspricht. Der

größte Teil der weiblichen Handelsangestellten
aber, der erst in der letzten Zeit zu diesem Be»

ruf übergegangen ist, hat vorher überhaupt
keinen Beruf ausgeübt. Hierbei wird nun

gern von den Frauen gesprochen, die einen Be»

ruf nicht nötig hätten, die nur als eine Art

von Hilfsdienst aus patriotischen oder anderen

persönlichen Gründen m diesen Beruf einge»
treten seien. Auch das sind Mätzchen. Die

Frauen, die aus diesen oder ähnlichen Grün»

den eine Tätigkeit gesucht haben, sind viel ge»

rrnger an Zahl, als man gemeinhin glaubt.
Vor allem aber haben sich solche Frauen der

öffentlichen oder privaten Wohltätigkeit, der

Kriegsfürsorge usw. zugewandt und sind nicht

als Ladnerinnen und Verkäuferinnen in das

Geschäftsleben eingetreten. Sie haben sich wohl

gehütet. Wer den anstrengenden Dienst, den

dieser Beruf mit sich dringt, nur einigermaßen
kennt, wird das niemals geglaubt haben.

Die meisten Frauen, die zum ersten Male

einen solchen Beruf ergriffen haben, haben es

vielmehr aus Not getan, weil sie infolge der

ungeheuren Entwertung des Geldes und seiner
damit verbundenen stark gesunkenen Kaufkraft

dazu gezwungen waren, da mit ihren bisherigen

Einkünften oder denen ihrer Familie, in deren

Schoß sie lebten, auszukommen nicht mehr

möglich war, wie z. B. die Haustöchter der

kleinen und mittleren Beamten oder Hand»

werter, ja auch der höheren Beamten, die in»

folge der maßlosen Teuerung mit ihren Ge»

hältern nicht mehr auskamen. Diese Verhält»

nisse haben sich bisher noch nicht im geringsten

geändert, trotz der Teuerungszulagen, die frei-

lich erst in allerletzter Zeit etwas reichlicher

flössen; und es besteht für die nächsten Jahre

auch gar keine Aussicht, daß sie sich ändern wer»

den. Nimmt man nun noch hinzu, daß, wie

wir schon oben kurz andeuteten, auch die

Frauen, denen wirklich in Ausnahmefällen ihr

alter Beruf zum sofortigen Uebertritt offen

steht, nicht so ohne weiteres wieder zu ihm

zurückkehren können, weil sie der dort von ihnen

verlangten Arbeit infolge der zu lange dauern»

den Entwöhnung zu sehr entftemdet find, so

kann der Abbau der Frauenarbeit zum Zwecke
der Wiederbeschäftigung der Kriegsteilnehmer
oder gar darüber hinaus ganz allgemein zur

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit der männ¬

lichen Berussangehörigen überhaupt nur be»

deuten, daß an die Stelle der männlichen Ar»

beitslosigkeit in diesem, wie übrigens auch in

den meisten anderen in Betracht kommenden

Berufen, eine ungeheure weibliche Arbeitslosig»
keit treten wird. So wird also auf
dieseWeifeniemalsdieArbeits»
losigkeit in diesem Berufe über»

Haupt vermindert, Sondern es

wird lediglich eine Verschiebung
innerhalb der Arbeitslosigkeit
zugunsten der männlichen, zuun»

gunsten der weiblichen Arbeits»

kräfte erreicht. So sehen wir

denn auch z. B. in den Berichten des

bayrischen Staatskommissars für Demobil»

machung schon seit einiger Zeit hervor»

gehoben, daß die Arbeitslosigkeit der Frauen
verhältnismäßig stärker zunimmt als die der

Männer bzw. in der letzten Zeit nicht in dem

gleichen Maße abnimmt. Die Not, die Arbeits»

losigkeit überhaupt blecht in fast voller Schärfe
nach wie vor bestehen und wird durch solche
Mittel nie beseitigt, nur sind es andere

Menschen, diejetztinNotgeraten
Das kann als eine Lösung eines sozialen
Problems nicht anerkannt werden. Im

übrigen zeigen die Arbeitslosigkeit»Statistiken,

daß, trotzdem die Frauenarbeit in vielen Be»

rufen jetzt so stark abgebaut wird, die Arbeits»

losigkeit auch der männlichen Arbeitskräfte sich
nicht in entsprechendem Maße vermindert.

(Das Sinken der Arbeitslosenzisfern in den

allerletzten Wochen ist auf den Eintritt des

Frühlings mit seinem wärmeren Wetter zurück»
zuführen: die Besserung ift denn auch beson»
ders in den Saisongewerben, wie Landwirt-

schaft und Baugewerbe zu verzeichnen.) Dieser
Umstand beweist, daß es ganz andere Gründe

sind, die an der Arbeitslosigkeit der Männer

auch im Handelsgewerbe die Schuld tragen, als

die angebliche Tatsache, daß die Frauen den

Männern die Arbeit wegnehmen. Wiederum,

wenn dies nicht die Ursache ist, so kann auch

ihre Beseitigung durch Abbau der Frauenarbeit
nicht die erstrebte Wirkung zeitigen.

Deshalb muß man sich nach anderen Mit»

teln dazu umsehen. Und da bleibt nur als

allein Erfolg versprechend die Verkür»

zung der Arbeitszeit mit der

gleichzeitigen Einführung von

Schichten. Dadurch würde eine starke He»

bung der Nachfrage entstehen, da für solche

Schichten eine viel größere Anzahl von Ar»

beitskräften benötigt wird, und diese erhöhte

Nachfrage würde noch am ehesten die große

Zahl der Arbeitslosen im Handelsgewerbe auf»

nehmen können. Mit diesen kurzen Andeu»

tungen über eine Möglichkeit, das brennende

Problem der Arbeitslosigkeit im Handels»

gewerbe zu lösen, in dem die Arbeitslosigkeit
noch immer steigt, während sonst im allgemei»
nen der Höhepunkt bereits überschritten zu sein
scheint,möchte ich meine Ausführungen schließen.

Die Mteverfassung.
i.

Die Arbeiter» und Soldatenräte — wie

aus dem Nichts hervorgezaubert sind' sie in

der Woche der Novemberrevolution aus die

politische Bühne Deutschlands getreten. Mit

ihrem Erscheinen fiel ihnen in dem allge»
meinen Zusammenbruch der militärischen und

bürgerlichen Bureaukratie, mit dem Vcr-

schwinden des Bundesrats und Reichstags,
des alten Kaisertums die Fülle der Staats»

gewalt, die Souveränität im Reich und den

Einzelstaatien zu. Die Forderung der revo»

lutionären Arbeiterschaft: »Alle Macht

den Arbeiter» und Soldaten»

raten" war am 9. November verwirklicht.
Die sechs Volksbeauftragten, die die Regierung
übernahmen, hatten den Auftrag für ihre

Tätigkeit von der Versammlung der Berliner

Arbeiterräte erhalten, die als Vertretung des

Proletariats der Reichshauptstadt zur Trü»

gerin der Staatsmacht geworden war.

Von allen Seiten, der Offiziers käste, der

Bureaukratie, dem besitzenden Bürgertum an»

gegriffen, bekämpft, verleumdet, haben die

Arbeiterräte ihre Machtstellung an die nach

demokratisch»parlamentarisch?n Grundsätzen

gewählte Nationalversammlung und das von

dieser gebildete Reichsministerium abgeben

müssen. Desgleichen haben sie ihre leitende

Stellung in den Einzelstaaten und Gemeinden

verloren. Trotzdem sind sie nicht tot. Die

Arbeiterschaft hält mit der größten Zähigkeit
an ihren Räten als an der für sie wichtigsten

Errungenschaft der Revolution fest. Jn all

den Streiks, die, gewaltigen Erdbeben gleich,
das wirtschaftliche und politische Leben

Deutschlands erschüttern, taucht immer und

immer wieder die Forderung nach Durch»

setzung und Anerkennung der Räte auf. Die

Arbeiterschaft tritt mit solcher Wucht für ihre

Räte ein, so daß die Regierung gezwungen

worden ist, einige, die Arbeiter freilich nicht

zufriedenstellende Zugeständnisse zu machen.

So geht der Kampf um die Räte weiter.
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II.

Was sind nun diese Räte, für die die

Arbeiter mit ihrer ganzen Energie sich ein>

fetzen? Welche Au^iben sollen sie erfüllen?
Die Räte sind die Kampforganisation der

um ihre wirtschaftliche und politische Befrei»

ung, um die sozial'^'^ie Gesellschaft ringenden

Arbeiterschaft. Das Rätest,stem hat die Auf»

gäbe, die Sozialisierung einzuleiten
und durchzuführen.

Sozialisierung ist die zweite For»

derung der deutschen revolutionären Arbeiter»

schaft neben dem Ruf nach den Arbeiterräten

und in der Tat untrennbar von ihnen. Die

eigenartige, besondere Rolle, die die Räte im

Befreiungskampf des Proletariats zu spielen

berufen sind, ist nur zu verstehen, wenn man

weiß, was eigentlich Sozialisierung ist.

Die Sozialifierung ist die bewuszt durch»

geführte Entwicklung der kapitalistischen zur

sozialistischen Produktionsweise. Sie ist Auf»

Hebung der kapitalistischen Ausbeutung der

allen Reichtum der Gesellsckxaft schaffenden

Lohnarbeiter und Angestellten durch die Ueber»

sührung der Produktionsmittel, Fabriken,

Maschinen, Grund und Boden, Rohstoffe aus

dem Privateigentum der Unternehmer in die

Hände der Arbeitenden selbst. Verschwindet
das Eigentum einzelner, der Unternehmer, an

den Produktionsmitteln, so verschwindet auch

der kapitalistische Profit, die Aneignung des

durch den Arbeiter erzeugten Wertes und

Mehrwertes durch den Eigentümer der Pro»

duktionsmittel, der als solcher den Produk»

tionsprozeß in Bewegung setzt. Der ganze

s!^ellfck>aftliche Reichtum gehört nach Auf»

Hebung des Privateigentums an den Pro»

duktionsmitteln feinen Erzeugern, den ar»

beitenden Menschen in ihrer Gesamtheit. Die

Ausbeutung des Menschen durch den Men»

schen hat ausgehört. Die Herbeiführung

dieses Zustandes, die Ablösung der allein

durch das Profitintevesse des Privatunter»
nehmers bestimmten und in Gang gehaltenen

kapitalistischen Produktionsweise durch die

sozialistische Wirtschaftsweise, die allein nach

dem Bedürfnis der arbeitenden Menschen

planmäßig geregelte Erzeugung der Güter
^- dies ist die Sozialisierung.

HI.

Was haben nun die Arbeiterräte mit der

Sozialisierung zu tun? Die Antwort ergibt

sich, wenn man die Durchführung der Sozia»

lisrerung betrachtet als das. was sie ist: als

ein gewaltiges Ringen der ausgebeuteten

Klassen mit ihren Ausbeutern um die Auf»

Hebung der Ausbeutung. Die Räte sind die

Waffe der Ausgebeuteten in diesem Kampfe.

Daß eben das Unternehmertum frei»
willig sein Privateigentum an den Pro»
duktionsmitteln aufgeben sollte, daran ist

nicht zu denken. Es würde damit seine be»

herrschende Stellung im Wirtschaftsleben,
seine ausschlaggebende Stellung im Staate

verlieren. Noch nie aber in der Geschichte hat

eine herrschende Klasse aus freien Stücken die

Grundlagen ihrer Macht aufgegeben. Mag

auch die Ueberzeugung sich immer durchsetzen,

daß nur die planmäßige Organisation der

Wirtschaft, die sozialistische Form der Gesell»

schaft das deutsche Werktätige Volk aus dem

Untergang in Anarchie und Elend retten

kann: die herrschende Klasse wird bis zuletzt

ihre Vormacht verteidigen.
Nun so mag der Staat durch seine Macht»

Mittel, durch die Gesetzgebung die Ausbeuter

enteignen. So wird mancher sagen, und

nlauben, mit dem Hinweis auf den Staat die

Räteverfafsung «ls überflüssig nachgewiesen
zu haben. Diese Auffassung entsteht aus der

Meinung, der Staat sei eme Gnrichftmg. die

über den Klassen schwebe, bestimmt und ge»

eignet, die zwischen ihnen vorhandenen Ge»

geusätze auszugleichen. Jn Wahrheit aber ist
der Staat nichts weiter, als die Herrschafts»
organisation der herrschenden Klasse, also der

ausbeutenden Unternehmer. Der Staat ist
das Instrument der Klassenherrschaft, er ist
die Maschine, mit der die Klasse der Kapi»

talisten die Arbeiterschaft beherrscht. Ver»

waltung, Gerichtswesen, Militärverfassung —

kurz alle Machtmittel der öffentlichen Gewalt

stehen im Dienst der herrschenden Klassen,

stehen im Bann ihrer wirtschaftlichen und po»

Mischen Anschauungen: die entscheidenden

Posten sind« von Angehörigen dieser Klasse

besetzt.
Aber haben wir mcht heute noch der Re»

Volution das nachdem freiesten demokratischen

Wahlrecht gewählte Parlament, d» National»

Versammlung in Weimar? Kann sie nicht

helfen, die Sozialisierung durchzuführen?

Nun, sie hat bisher darin versagt und wird

auch in Zukunft versagen. Denn auch das

demokratischste Parlament der Welt bleibt als

solches doch immer nur ein Teil des bürger»

lichen Staates, ein Teil seines Organisations»

Mechanismus, und wird deshalb nie imstande

sein, ihn aufzuheben. Der moderne Parla»

mentarismus, die Mitwirkung des Volkes an

der Gesetzgebung durch gewählte Abgeordnete,

ift gewiß ein Kind der Revolution, aber ein

Kind der bürgerlichen Revolution, die

gleichzeitig mit ihm und durch ihn den mo»

dernen Kapitalismus geschaffen Hot. Die

große französische Revolution hat den Men»

schen frei gemacht, frei von den Fesseln des

feudalen Grundeigentums und der Zunft und

damit frei, seiner Hände und seines Kopfes

Arbeitskraft an andere Menschen zu der»

mieten. Sie hat den Weg frei gemacht zur

modernen Lohnarbeit und Ausbeutung. Sie

hat die modernen „Staatsbürger" geickiaffen,

die gleich sind vor dem Gesetz, aber ungleich
im Wirtschaftsprozeß, in dem der Unter»

nehmer kommandiert, der gemietete Arbeiter

und Angestellte zu gehorchen hat. Das Par»

lament ist die Vertretung dieser Staats»

bürger, der politisch dem Buchstaben noch

Gleichen und Freien, der wirtschaftlich aber

Ungleichen. Und so lange der Parlamen»
tarismus besteht, hat diese Ungleichheft, die

wirtschaftliche Machtstellung der herrschenden

Klassen noch stets über die formale politische

Gleichheit gesiegt.
Weimar beweist das. Das Soziali»

sierungsgesetz — es ift nicht aus freien

Stücken von der Nationalversammlung be»

schlössen worden, sondern nur unter dem

Druck der gewaltigen Streiks der Arbeiter»

schaft. Und was bringt es? Etwa die So»

zialifierung? Ach nein! Es ist nur ein

Rahmengesetz, ein Versprechen der künftigen

Sozialisierung, das, wer weiß einmal wann,

eingelöst werden wird. Aehnlich ist es mit dem

Kohlenwirtschaftsgesetz, das nichts weiter ift,

als eine Verstaatlichung des Kohlenhandels,
die Unternchmerprofit und Ausbeutung der

Arbeiter nicht berührt. Die Nationalver»

sammlung wird unter dem ausschlaggebenden
Einfluß der Sozialdemokratie Wohl eine

Besserung der Lohn» und Arbeitsverhältnisse

durchsetzen, nie «ber die Aufhebung der Lohn»

arbeit felbst durch die Sozialisierung erreichen
können.

Die Handlungsgehilfen haben in ihren

ersten Streiks mit richtigem Instinkt diese

Ohnmacht des Parlamentarismus gefühlt.
Sie haben fich in ihrem Kampf um das Mit»

bestimmungsrecht nicht auf die kommende Ge»

fetzgebung vertrösten lassen, sondern der Un»

ternehmerschast die Konzessionen abgerungen.

Sie haben gefühlt, daß bei dieser Frage, die

zwar die selbstherrliche Stellung des Unter»

nehmertums berührt, aber noch lange nicht
die Sozialifierung der Betriebe bedeutet, da

das Mitbestimmungsrecht bei Entlassung unb

Anstellung den Betriebsvorgang selbst noch

völlig frei vou jeder Kontrolle durch die Ar»

beiter und Angestellten läßt, die Gesetzgebung
nur dann etwas erreichen kann, wenn sie
einen bereits vorhandenen tatsächlichen Zu»

stand zu sanktionieren sich begnügt. Hätten
die Angestellteu sich statt auf ihre eigene
Kraft auf die Nationalversammlung verlassen,

sie würden nichts erreicht haben. — Der bür»

gerliche Staat kann auch als Republik die

Befreiung der Arbeiter nicht durchsetzen.

IV.

So bleibt zur Durchführung der Sozia»
lisierung, zur Aufhebung der Ausbeutung der

Menschen durch den Menschen nur d«

Kampf der Klassen, die Ueberwindung der

Machtstellung der Ausbeuter durch die

wachsende Macht der Arbeiterschaft. Dies«

Kampf, den die Arbeiterschaft schon seit

Jahrzehnten führt, führen muß, ist mit dem

Zusammenbruch des deutschen Imperialismus
in ein entscheidendes Stadium getreten. Die

deutsche Revolution hat den Arbeitern die

Organisationsform finden lassen, durch di«

sie den Sieg an ihre Fahnen heften wird:

die Räte.

Bisher hat in der Geschichte noch jed«
revolutionäre Klasse fich die zur Durchfüh»
runr, ihres Kampfes notwendigen Formen ge»

schaffen. Der Parlamentarismus war, wie

wir sahen, eine solche Form für das revolu»

tionäre Bürgertum. Wenn jetzt die Räte

urwüchsig in der Arbeiterschaft entstanden

sind, so beweist das eben, daß sie reif geworden
il«, die Herrfchaft anzutreten und die sozia¬
listische Gesellschaft einzuführen.

Die Räte sollen die Geburtshelfer der

neuen Gesellschaft sein. Warum gerade d»

Räte, worum keine andere bekannte Organi»
sationssorm drr Arbeiterschaft?

Die Sozialifierung ist eine Wirt«
5 chaftli 6> c Umwälzung: die Ueberführung
der absterbenden kapitalistischen Wirtfchafts»

form iu die sozialistische. Sie ist aber nicht

möglich, nicht durchzuführen ohne poli»

tischen Kampf, Kampf um die Staats»

macht, den Staat, dies zu erobernde Vollwerk

der herrschenden Klasse. Diese soziale unil

politische Revolution mit einem einheitlichen
Willen auf das Ziel der sozialistischen Gesell»

schaft zu erfüllen, das vermag allein das Räte»

system.
V.

Zunächst die wirtschaftliche Um«

wälzung, die Enteignung der Ausbeuter.

Gesetz und Bureaukratie versagen hier. So

bleibt nur, den Kampf um die Vergesellschaf»

tung der Produktionsmittel da zu führen,
wo sie sind, also in der Fabrik, im Betrüch,

dem Gutshof des Großgrundbesitzers. Der

Betrieb ist die Grundlage, die Zelle des Wirt»

schaftlichen Lebens. Hier ist die Herrschaft
des Unternehmertums iu seiner Wurzel zu

packen. Sie kann und wird allmählich aus»

geschaltet, wenn und indem die allein bestim»
merche Macht des Fabrikherrn, sein aus dem

Privateigentum au den Produktionsmitteln

sich ergebendes Recht, allein nur nach Gründen

des Profits zu bestimmen, ob, wann, wie

produziert werden soll, beseitigt wird. Wer

hat am besten die Möglichkeit zur Aufhebung

dieser Macht bei gleichzeitiger Fortsetzung der

Produktion (denn diese muß weitergehen, soll

die Gesellschaft nicht sterben)? Nun, niemand

anders als eben die Arbeiter und Angestellten
des Betriebes. Sie stehen zusammengeballt
als Ausgebeutete dem Unternehmer gegen«

über. Sie sind die Grundlage des Betriebes,

sie lassen ihn weitergehen, setzen die Maschinen
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in Sauf, führen die Verwaltung, sorgen für

Einkauf und Verkauf. So ergibt sich ganz

selbstverständlich und urwüchsig aus dem

modernen Großbetrieb, seiner Organisierung
und bei ins einzelne gehender Arbeitsteilung

die zur Durchführung der Sozialisierung ge¬

eignete Organisationsform, nämlich die Ver-

tretung der eine orgauische Einheit dar»

stellenden Arbeiterschaft des Betriebes in

dem von ihr gewählten Betriebsrat.

Jst der Betrieb die Zelle des Wirtfchafts»

lebens, so der Betriebsrat die Grundlage

für die Sozialisierung. Nur von unten auf,

vom Einzelbetrieb ausgehend, kann sie ver»

Wirklicht werden.

Die vom Betriebsrat zu erfüllenden

Aufgaben —> seine Zuständigkeit — erge»

ben sich aus dem Ziel seiner Tätigkeit, der

Aufhebung der Ausbeutung durch Ueber»

führung der Produktionsmittel in die Hände

der Gesamtheit. Es genügt daher nicht, dasz

er nur bei Regelung der Lohn» und Arbeits»

Verhältnisse, bei Entlassung, Einstellung und

Beförderung der Arbeiter und Angestellten

mitwirkt. So wichtig diese Tätigkeit ist, so

sehr sie die Selbstherrlichkeit des Unterneh»

mertums beschneidet, sie betrifft immer nur

die Person des Angestellten, des Arbeiters,

läßt aber den Unternehmer immer noch als

Herrn des Betriebsvorgangs als solchen.

Dieser, die Produktion felbst muß stufen»

weise unter die Herrschaft des Betriebsrats

gebracht werden. Er hat bei dem Einkauf

der Rohstoffe und Maschinen, bei Bestimmung
der Art und des Umfanges des Betriebes,

bei der Preiskalkulation und Buchführung

durch geeignete Delegierte mitzuwirken mi?

dem Ziele, den Unternehmer allmählich

auszuschalten. So wird praktisch unter

Fortführung des Betriebes die Enteignung

der Produktionsmittel durchgeführt, indem

di« wirtschaftliche Verfügung über sie dem

Unternehmen entzogen wird.

Damit ist erst die Grundlage für die

Sozialisierung erreicht, nicht aber diese

selbst schon durchgeführt. Die Sozialisierung
ist nicht die Vergesellschaftung des Einzel»
betriebes durch die in ihm tätige Arbeiter»

schaft, sondern die der gesamten Produktion.

Hand in Hand mit der Ausschaltung des

Unternehmers im Einzelbetriebe, mit ihr

organisch verbunden, ist daher die Zusam»
menfassung aller Betriebe eines Produktions»

zweiges, eines einheitlichen Wirtschastsge»
biets durch Delegationen der Betriebsräte.

Solche Zusammenfassungen sind schon vor»

Handen bei den Räten der Eisenbahner und

den Räten der Bergarbeiter im Ruhrbezirk.
Diese Delegationen der Betriebsräte, die

Wirtschaftsräte, regeln die gemeinsamen
Interessen des Bezirks oder der Produktions»

gruppe derart, daß der Einzelbetrieb sich die»

Zen allgemeinen Interessen einzuordnen hat.

Schließlich treten alle Produktionszweige
in einem höchsten Volkswirtschaftsrat der Ge»

samtheit des arbeitenden Volkes zusammen.
Er gleicht die widerstreitenden Interessen der

einzelnen Gruppen und Bezirke aus und ord»

net noch genau ausgearbeitetem Plan die

Produktion der Gesamtheit der Betriebe, die

allein bestimmt wird nach den Bedürfnissen
der Gesamtheit.

So bildet sich Stein für Stein, Stufe um

Stufe der große Bau der das ganze Land

umspannenden Organisation der Betriebs»

räte, die die wirtschaftliche Umwälzung vom

Kapitalismus zum Sozialismus zu verwirk

lichen berufen wird.

VI.

Alles das bleibt jedoch auf dem Papier
stehen, wenn es der Arbeiterschaft nicht ge

lingt, zusammen mit der wirtschaftlichen Vor

Herrschaft auch die politische Macht zu errin¬

gen. Politische Macht der Arbeiterschaft und

Durchführung der Sozialisierung sind un»

trennbar verbunden, bedingen einander.

Zur Erkämpfung der politischen Macht,

zur Erringung und Behauptung der Staats»

gewalt dienen wiederum die Räte, die man

im Unterschied von den mit wirtschaftlichen

Aufgaben betrauten Räten Arbeiter»

räte nennt.

Die Geburtsstätte auch des Arbeiterrats

ist ebenfalls der Betrieb. Die in der Werk»

statt vereinten Arbeiter sind jederzeit in der

Lage, zu Versammlungen zusammenzutreten,

politische Ereignisse zu besprechen und die

Maßnahmen für ihr Eingreifen in das poli»

tische Geschehen zu beschließen. So erklärt

es sich, daß zuerst 1905 in der ersten russi»

schen Revolution, dann 1917 in der zweiten
und 1913 in der deutschen Revolution sofort
beim Zusammenbruch die Arbeiter in ihren

Betrieben zusammentraten und durch ihre

Delegierten die Funktionen der wegge»

schwemmten Behörden und Gewalten über»

nahmen.
Aber auch die Delegierten der Arbeiter»

räte gehen aus den Betrieben hervor. Nur

vereinigen sie sich nicht, wie die Betriebsräte,

nach Wirtschaftsbezirken und Betriebsgrup»

pen, sondern die Arbeiterräte umfassen ent¬

sprechend den von ihnen zu lösenden politi»

Ichen Aufgaben die Delegierten der ver-

schiedenen Betriebe eines politi-

scheu Bezirks, Stadt, Gemeinde, Provinz,
Staat.

An der Spitze steht als ausführendes
Organ der Neichsvollzugsrat.

Wie im einzelnen die politische Macht

für die Räte zu erringen ist, welche Mittel

die Arbeiterschaft dazu anwenden kann, das

zu erörtern geht über den Nahmen dieses

Aufsatzes heraus, der die Räteverfassung nur

in den Grundzügen zu erörtern hat.

Die Wirkungsweise der Arbeiter»

räte ist, wie ihre Entstehungsweise, von der der

bürgerlichen Behörden durchaus verschieden.

Die Arbeiterräte sind, wenn auch gewählt, keine

parlamentarische Körperschaft. Das Räte»

system steht vielmehr in bewußtem Gegen-

Zatz zum Parlamentarismus.
Das Parlament erfaßt entsprechend der

Auffassung des bürgerlichen Staates, von

der Gleichheit aller, jedes einzelnen vor dem

Gesetz — den „Staatsbürger", wie wir ihn

nannten, den Menschen in seiner Vereinze»

lung, ohne Rücksicht auf seine Stellung im

Produktionsprozeß. Das Rätesystem

erfaßt entsprechend der Auffassung des So-

zialismus von der werterzeugenden, aber

noch kapitalistisch ausgebeuteten Arbeit den

werktätigen Menschen dort, wo er

produktiv tätig ist, im Betrieb, in der Fa»

brik, unmittelbar in seiner Tätigkeit, der Ar»

beitsgemeinschaft mit seinesgleichen.

Der Parlamentarier. wird von vielen

Einzelnen, Vereinzelten gewählt in feier»
lichem Verfahren nach tollster, lügenhafter

Agitation. Er erhält sein Mandat auf län»

gere Zeit, meist mehrere Jahre, und so ist er

lange der Einwirkung seiner Wähler entzo

gen. Der Delegierte der Räte stammt un

mittelbar aus der tätigen Betriebsgemein
schaft, die ihn aus täglichem Umgang genou

kennt. Er erhält — eine der wichtigsten

Eigentümlichkeiten des Systems — sein
Mandat nicht auf lange vorher bestimmte

Zeit, sondern auf Widerruf. Er kann jeder

zeit zurückgeholt werden, untersteht also der

dauernden Kontrolle seiner Wähler. Das

Rätesystem läßt somit im Gegensatz zum

Parlamentarismus den Willen des Wahl

körpers unmittelbar und jederzeit erkennbar

in Erscheinung treten.

Das Parlament ist nur Gesetzgebungs-
Maschine, d>ie ausführende, die richterliche Ge»

walt ist ihm entzogen. Die Arbeiterräte sind
grundsätzlich die Träger der gesamten,
ungetrennten staatlichen Gewalt; sie dermal»

ten ihre Zweige durch verschiedene, aus ihrer
Mitte gebildete Kommissionen. Das Räte»

ystem kennt die bürgerliche Staatslehre von

der Trennung der Gewalten nicht mehr.

VII

Das wären die Grundlagen der Rätcver»

assung im Gegensatz zum bürgerlichen Staat.

Betriebs, und Arbeiterräte begleiten ein»

ander von Stufe zu Stufe des wirtschaftlichen
und politischen Gebäudes, vom Betrieb aus»

gehend, der die gemeinsame Wiege bildet, wo

sie sich im Volkswirtschastsrat und Reichsvoll,

zugsrat aller Arbeiterräte wieder vereinigen.
Die Näteversassung löst so die etwaige

Aufgabe der gleichzeitig sich vollziehenden
im'rtschaftlichen und politischen Umgestaltung
durch ein einheitliches und in seinen Funktio¬
nen sich trennendes Organ: die Arbeiterräte.

Sie löst die ischwiettge Aufgabe der Zentrali»
sation aller Gewalt in einer einheitlichen

Spitze bei gleichzeitiger Dezentralisation der

Verwaltung und Wirtschaftsführung durch die

Räte, was dadurch erreicht wird, daß die ein»

zelnen Arbeiter» und Wirtschaftsräte von

vornherein als Tette des ganzen entstehen,
von ihm seine Aufgaben empfangen und um»

gekehrt die Spitze aus sich heraus bilden.

Waffe des Kampfes der Arbeiterschaft,
rundlage der Organisation der, zukünftigen

Gesellschaft — das sind die Arbeiterräte. Sie

werden das prophetische Wort zur Tat werden

lassen, daß die Befreiung der Arbeiterklasse nur.

das Werk der Arbeiter selbst sein kann.

Welche Angestelltenverbände sind
Gewerkschaften?

(AuS dem Mitteilungsblatt der Arbeitsgemebn»
ischaft freier AnizefteWenverHände vom

1. Mai ISIS.)

Bei der «Arbeitsgemeinschaft der indu»

striellen und gewerblichen Arbeitgeber und

Arbeitnehmer Deutschlands", mit deren Ent»

Wicklung wir uns demnächst grundsätzlich be»

fassen werden, hatten sich alle möglichen An»

gestelltenvereine gemeldet, und sie waren auch

zu den jeweiligen örtlichen Kollektivverhanb-

lungen zugelassen worden. Der Einspruch,

der Arbeitsgemeinschaft freier Angestelltenver»
bände (A. f. A.) gegen die Hinzuziehung des

Gruben» und Fabrikbeamten°Verbandes erhoben

wurde, blieb infolge der Haltung Leiparts und

anderer Arbeitervertreter erfolglos. Die „Ver¬

einigung der Angestellten des Mitteldeutschen

Bergbaues", die bekanntlich gegen die im

Streik befindlichen Arbeiter einen Veamtenstreik
im Interesse der Unternehmer geführt

hatten, rühmt fich gleichfalls als gewerkschaft»
liche Angestelltenvertretung anerkannt zu

sein. Die gelbe Vereinigung der Privat»
Beamten und Angestellten»Verbände (Gör¬

nandt) erklärt seitens der paritätischen Ar»

beitsgemeinschaft schriftlich anerkannt zu sein.

Diefe völlig willkürliche Zusammensetzung der

Arbeitsgemeinschaft der industriellen und ge»

iverblichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Deutschlands war allmählich unhaltbar ge»

worden.

Außerdem waren seitens des Zentralver»
bandes der Handlungsgehilfen Bedenken

geltend gemacht worden, den Gowcrkschafts»

bund der kaufmänni^en Angestellten als

Gewerkschaft anzuerkennen. So hatten sich
bei der Verteilung der Fachausschüsse zwischen
den Angestelltenverbänden Streitigkeiten er»
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geben. Es wurde in Aussicht genommen,

Grunds«^ über den Charakter einer Gewerk»

schuft aufzustellen, nach denen kllnftio die

Aufnahme in die paritätische Arbeitsoemein»

schaft erfolgen sollte. Die A. f. A. hat zu

diesem Zweck Leitsätze') entworfen, die in»

zwischen die Genehmigung der Vollversamm¬

lung unseres Kartells gefunden haben.

Die entscheidenden Beratungen mit den

Arbeiter»Gewerkschnften sollten am 18. März

'tattfinden. Unsere Vertreter waren auch er»

chienen, muhten jedoch die Beteiligung an

lieser Sitzung ablehnen, da der Deutsche

Privatbeamten°Verein sowie die Vereinigung

von Angestellten in Handel und Industrie

gleichfalls eingeladen waren und wir keine

Neigung hatten, mit gelben Verbänden ge»

werkschaftliche Grundsätze zu beraten. Der

Vorsitzende Legien war leider nicht bereit,

die gelben Vereine von der Beratung ouszu»

schließen, sondern löste, da wir auf unserem

Stcmdnnnkt beharrten, die Sitzung auf.

Am 2!). März fand endlich in der von

uns gewü^^'ten Zusammensetzung eine neue

Beratung statt, bei der die Freien, Christlichen.

Hirsch-Dunckerschen Gewerkschaften, der Ge»

werkichaftsbund kaufmännischer Angestellten,
der Deutsche Techniker»Verband und die

A. f. A. vertreten waren. Seitens der Ge»

neralkommission, der christlichen und Hirsch»

Dunckerschen Gewerkschaften wurden Leitsätze

vorgelegt, die Wohl unsere Zustimmung
finden konnten, aber nicht ausreichend waren,

um besonders für die Angestelltenverbände eine

Klärung zu bringen. Unsere Vertreter stellten

entsprechende Zusatzanträge. Es wurde u. a.

bon unserer Seite verlangt, daß nur solche

Angestelltenverbände als Gewerkschaften an»

*) 1. Die Satzungen einer gewerkschaftlichen
Angestclltenorganisation müssen klar erkennen

lassen, dasz nur Arbeitgeber die Mitgliedschaft
erwerben können, und zwar ohne Unterschied des

Geschlechts, Glaubensbekenntnisses, der Stosse,

Parter, Staatsangehörigkeit und Vorbildung.

Unternehmern und deren Vertretern (Direk¬

toren usw,) darf in keiner Form irgendwelcher
Einfluß auf die Entschliefzungen der Organis«»

tion zustehen.
Eine Organisation, die bisher Unternehmer

«l? Mitglieder aufnahm, musz dieselben aus¬

schließen, wenn sie als Gewerkschaft anerkannt

werden will.

2. Die gewerkschaftliche Organisation mufz

bon jeder Mittel» oder unmittelbaren Unter¬

stützung von Unternehmern frei sein. Solche

Unterstützungen sind unter anderem zu erblicken

in Zuwendungen für besondere Verbandszwecke
und in Unterstützung besonderer Verbandseinrich¬

tungen wie Krankenkassen, Verbandsstellennach¬
weis.

3. Eine gewerkschaftliche Organisation musz

bereit sein, gegebenenfalls alle gewerkschaftlichen
Kampfmittel anzuwenden. Diese Bereitwilligkeit

musz programmatisch und satzungsgemäß erkenn¬

bar sein. Programmatisch, indem der Verband

keinen Zweifel darüber lösch daß er bereit ift,

zur Anwendung dieser Mittel zu schreiten,
satzungsgemäsz, indem er für den Fall dcr An»

Wendung gewerkschaftlicher Kampfmittel die Be¬

reitstellung von Unterstützungen in Form von

Streik-, Solidaritäts» und Gematzregeltenhilfe

vorgesehen hat.
4. Eine Gewerkschaft mufz den Grundsatz der

Gemeinsamkeit der Arbeitnehmerinteressen gegen¬

über dem Unternehmertum und öie daraus sol»

gende Solidarität oller Arbeitnehmer anerkennen.

Eine Organisation, die sich die Erkämpsung von

Sonderrechten gegen die Arbeiterschaft (Bekämp¬

fung des einheitlichen Arbeitskammergesetzes, des

einheitlichen Arbeitsrechtes, dcr einheitlichen So¬

zialversicherung und des öffentlichen Arbeitsnach¬

weises) zur Aufgabe gemacht hat, weicht damit

bon dem Grundsatz der einheitlichen Arbeit-

nehmcrpolitik, dem sichersten Kennzeichen wirklich

gewerkschaftlichen Geistes. Mittelstandspolitik
und Gewerkschaftspolitik sind die denkbar größten

Gegensätze.

erkannt werden könnten, die bei der Auf»

nähme von Mitgliedern keinen Unterschied
hinsichtlich der Rosse, des Geschlechts und der

Vorbildung machen.
Die Vertreter der Generalkommission

konnten sich zwar der Berechtigung unserer

Gründe nicht verschließen, glaubten aber eine

Einigung aller Richtungen der Angestellten»

bewegung höher bewerten zu sollen, als die

einwandfreie Festlegung gewerkschaftlicher
Grundsätze. Auch die weiteren von der A. f. A.

gestellten Anträge, die besagten, daß eine An»

gestelltcngewerkschaft keine „mittelständische
Standespolitik", sondern eine einheitliche

Arbeitnehmcrpolitik zu betreiben hat. wurdet,

von den Vertretern der Generalkommission

usw. unter dem freudigen Beifall der Har»
monie-Verbände niedergestimmt.

Das Ergebnis der gesamten Beratung ist

alsdann in einer Vollversammlung dcr A. f. A.

eingehend erörtert worden, dre einstimmig zu

folgender Entschließung gelangte:
„Die am W. März tagende Vollversammlung

der Arbeitsgemeinschaft freier AngestelUenoer-
bände stellt mit Bedauern fest, daß gerade die das

Wesen einer AngesteUtengewerkschist kennzeich¬

nenden Grundsätze in den von der Generalkom¬

miffion drr Gewerkschaften, den Christlichen und

Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereinen aufgestellten

Leitsätzen nicht zum Ausdruck gekommen sind.

Sie hält diese von den Geiverkschaftszentralen

unter Zustimmung der kaufmännischen Har¬

monieverbände beschlossenen Leitsätze nicht für

ausreichend, um den klarem Trennungsstrich

zwischen solchen Angestelltenverbänden, die reine

Arbeitnehmerpolitik treiben und den „mittel¬

ständischen" sowie „wirtschaftsftiedlichen Har¬

monieverbünden" ziehen zu können.

Die Vollversammlung der A. f. A. erhebt

Einspruch dagegen, daß die absichtlich dehnbare

Fassung der Leitsätze es den Harmonicverbändcn

ermöglicht, als Gewerkschaften aufzutreten, auch

soweit sie bei der Aufnahme von Mitgliedern

Unterschiede hinsichtlich der Rasse oder des Ge¬

schlechts machen. Voraussetzung jeder gewerk

schaftlichen Politik ift, daß der Verband allen Be¬

russangehörigen die Möglichkeit der Organisie¬

rung gewährt. Nur auf der Grundlage einer be¬

dingungslosen Solidarität aller Berussgenossen

vermögen die Angestellten die kapitalistisch!,-

Herrschaft zu überwinden.

Eine weitere unerläßliche Voraussetzung für

di« gewerkschaftliche Qualifikation eines Ange¬

stelltenverbandes ift die Erkenntnis von dem un¬

überbrückbaren Gegensatz zwischen Kapital und

Arbeit. Daraus folgt für zielbewußte Angestellte
die Ablehnung jeder „mittelständischen Standes¬

politik" und das rückhaltlose Bekenntnis zur Soli¬

darität aller Kopf» und Handarbeiter. Unver¬

einbar mit diesem Grundsatz ift es, daß eine „An¬

gestelltengewerkschaft" in der sozialen Gesetz¬

gebung Sonderrechte für die Angestellten gegen¬

über der Arbeiterschaft fordert und damit die Ein¬

heitsfront der gesamten Arbeitnehmerschafi durch¬

kreuzt.
Solange die Leitsätze diese Voraussetzungen

einer Gewerkschaft nicht zweifelhaft ausdrücken,

müssen sie von uns für unzulänglich bezeichnet
werden.

Die Vollversammlung der A. f. A. beantragt

nunmehr, in eine Einzelprüfung darüber ein¬

zutreten, ob die dem „Gewerkschaftsbünd" ange¬

schlossenen Verbände als gewerkschaftliche Organi¬

sationen anerkannt werden können."

Die Einheitsgewerkschaft öer

Ängesiels.en.
Die Angestelltenbemegung hat durch die

Novemberrevolution einen starken Anstoß er¬

halten. Hunderttausend? von Angestellten ha>

ben den Weg zur gewerkschaftlichen Organi¬

sation gefunden. Wirtschrftskämpfe von be¬

deutendem Ausmaß sind mit Erfolg geführt

worden. Und dennoch kann das Gefühl der

Befriedigung nicht entstehen, weil noch immer

eine gewisse Zersplitterung der Kräfte vorhan¬

den ist, deren Zusammenfassung viel Arbeits¬

kraft ersparen und bessere Resultate zeitigen
könnte.

Die Ansätze zur Zusammenfassung sind

vorhanden. Der Bund der technijch-industriel»
len Beamteii vereinigt sich mit dem Deutschen

Techniker-Verband, der Zentralverband der

Handlungsgehilsen schloß einen Kartellvertrag

mit deni Verband der Bureauangestellten und

dem Verband der deutschen Versicl«rungsbe»

amten mit dem Ziel der Verschmelzung.

Sind diese Fusionen das Endergebnis?
Nein! Sie sind eine Etappe auf dem Wege

zur Einheitsgewerkschaft der Angestellten.

Wenn irgend etivas die Notwendigkeit der

Zusammenfassung aller Angestellten in einer

Einheitsorganisation bewiesen hat, so der

Streik in der Berliner Metallindustrie und im

Bantgemerbe. Kaufmännische und technische

Angestellte waren aufeinander angewiesen. Die

einen konnten den Kampf mit Aussicht aus

Erfolg nicht führen ohne die andern. Die Vor¬

bereitung und Führung des Streiks aber von

einer Organisation hätte manche Irrungen

und Wirrnisse während des Streiks vermieden.

Die Einheitsgewerkschaft hätte eine Sonder»

altion wie die Reise der Bankbeamten nach

Weimar unmöglich gcmacht und so den da»

durch hervorgerufenen Eindruck dcr Schwäche

vermieden. Sic hätte vor allcm unmöglich ge»

macht, daß die Vertreter dcr Harmoniever»
bände ihren hemmenden Einfluß ans den Gang

der Dinge geltend machen konnten. Er wnrde

zwar durch die Energie der streikenden Angc»

stellten überwunden, führte aber doch immer»

hin zu Erschwerungen dcs Kampfes. Die Har»

monieverbände, von uns mit Recht als gelbe

Verbände gekennzeichnet, versuchen den Mit»

gliederschwund in den eigenen Reihen und den

damit zusammenhängenden moralischen und

finanziellen Niedcrbruch durch Verschmelzung

der verbliebenen Reste aufzuhalten. Die Aende»

rung des Firmenschildes darf die Angestellten

nicht über den reaktionären Charakter dieser

Verbände tätlichen. Zur wirksameren Abwehr

aller Verschleierungsversuck« der Gelben könnte

die Einheitsorganisation der gewerkschaftlichen
Verbände viel beitragen. Der lose Zusammen»

schluß in der Arbeitsgemeinschaft freier An»

gestelltenveibände und die Umfassung dcr An»

gestclltenausschüsse Groß-Berlins in einen

Zentralausschuß ist nur der Anfang dessen,

was da kommen muß. Der Gedanke der Ein»

heitsgewerkschaft der Angestellten, der bcreits

einige Tage nach der Revolution auch in den

Köpfen der Führer entstanden war. muß zur

Wirklichkeit werden, und zwar schnell. Die

Einheitsgewerkschaft der Angestellten, geglie¬
dert nach Branchengrnppen, ist das Ziel der

nächsten Zukunft. Ihr inniges Zusammen»
arbeiten mit den Angestelltenausschüssen bzw.

den kommenden Betriebsräten und den Or»

ganisationen der gewerblichen Arbeiter ver»

bürgt dcn Erfolg im Kampf um den sozialen

Aufstieg.
Die Verbandskasse der Angestelltengewerk»

schaften niiissen Stellung nehmen zu diescr

Frage, Der Gedanke der gewerkschaftlichen
Einheitsoraanisation marschiert in den Kreisen

der Angestellten. An die Führer ober ergeht

der Nus: An die Arbeit! Vorwärts auf dem

Wege zur Einheitsgewerkschaft der Angestellten.

Der neue Anstrich.
Der Kaufmännische Verein von 1853

schreibt in der Aprilnummer seiner Vereins»

schiift, er habe sich die Bezeichnung „GeWerk»

schaft" beigelegt. Er spottet seiner selbst

und weiß nicht wie. Denn er ist keine Ge»

werkschast', er hat sich diesen Namen in der

Tat nur „beigelegt".
Der genannte Verein will in seins
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Satzungen eine Vorschrift ausnehmen, daß die

Kapitalisten, die bei ihm Mitglieder sind,

keine Ehrenämter im Verein annehmen

dürfen. Nun, das ändert nichts an den

bestehenden Verhältnissen. Denn diese Ka»

pitaüsten waren bisher schon so schlau, sich

innerhalb des Vereins nicht hcrvorzudrängen;

fie wirkten hinter den Kulissen.

Der kapitalistische Geist, der im 58er Ver-

ein lebt, kann durch formale Satzungsände»

rungen überhaupt nicht überwunden werden.

Durch diese Neuerungen sollen ja nur

die Angestellten getäuscht werden; die

Geschäftsinhaber wissen trotzalledem, woran sie

sind. So schreibt die „Deutsche Arbeitgeber»

Leitung" vom 23. März 1913:

„Die An^gestelltenbeiVegiung konnte die poli¬

tische TrMNlungslinie nicht verwischen,, sie wnrde

vielmehr in der Folgezeit stärker nls zuvor mar¬

kiert. Diesseits dieser Linie schlössen sich auf Wirt»

schastssriedlichem Boden der Deutsche
Bankbeunrten«Vcrein, der Deutsch-Nationale
HunIdlunHZgehilsenVerbmch der Kaufmännische
Verein von 18S8, der Kaufmännische Verband

für weibliche Angestellte, der Verein der Deut¬

schen Kaufleute 'und der Verband Deutscher
HmrdlungSg'ehrlfen zu dem Gewerkschaftsbünd
kaufmännischer Angcstelltenverbäirde zusammen".
Und jenseits dieser Linie finden wir die die

sozia ldemorra tisch » gewerkschaft¬
licher Richtung huWigende Arbeitsgemein¬
schaft freier Angestelltenverbände, die deni Zen»
rralvcrband der HandlnnigHgebilsen, dM Bund der

t«?cbmsch-iiidustriellen Beamten,, den Deutschen

Tcchniker-Berönnd, den, Deutschen Werkrneister-
Verband und deni Deutschen Vorzeichner-Berband
umfaßt."

In der in GZogau erscheinenden „Neuen

Niederschlesischen Zeitung" vom 28. Februar
1919 befindet sich ein Bericht, nach welchem
Bankier Landsbergsr in einer Versammlung
der Geschäftsinhaber sagte, der Gewerkschasts»
bnnd kaufmännischer Angestellter habe an die

Arbeitgeber das Ersuchen gerichtet, ihre An¬

gestellten dem Gewerkschaftsbund zuzuführen.
Laut diesem Bericht sagte er u. a. folgendes:

„Punkt 4 will die Prinzipale veranlassen,

«uf ihre Angestellten! dahingehend eingu>wirien,
d<ch sie einem dem Gewerkschaftsbund ange¬

schlossenem Standesverba nde beitrÄen, um zu

verhüten, daß der in sozialdeurokrntischem Sinne

wirrende Zentralverband, der nuch in Glogcru
eine Ortsizruppe gebildet hat, die bereits eine

sittliche Reihe von, Mitgliedern zählt, zuviel
Zn'ouf erhalte. Die Verscnnmluny glaubte es

«blehnen zu müssen, in dieser Hinsicht bestim¬
mend einwirken zu wolle«, beschloß daher, tun»

»Achs!« Förderung dieses Wunsches zuzusagen und

«kü.^ ^zustreben."

Also, der sogenannte Gewerkschaftsbünd
fu.hi die Arbeitgeber an, die Angestellten den

ini „Geweikschciftsbund" zusammengcschlosse-
nen Vereinen zuzutreiben. Die Arbeitgeber er>

klären sich selbstverständlich bereit, in diesem
Sinne zu wirken.

Man sieht, trotz aller neuen Satzungs
änderungen bleiben diese Vereine die alten.

Der neue Anstrich ändert an ihrem Wesen
nichts!

5Zszn öie SsnölmzgsgchWnnsn
gui smö!

Nach der Taaespresse hat der Kaufmann!
sche Verein von 1858 beschlossen, künstig auch

weibliche Mitglieder aufzunehmen, nachdem e

bisher die Frauenarbeit im Handelsgewerbe
bekämpft hat. Warum diese plötzliche Wand

lung? Hier die Antwort:

Jn der am 26. April stattgefundenen
Hauptversammlung des Kaufmännischen Ver¬

eins von 1858 berichtete Herr Stellberg über

die Finanzpolitik des Vereins. Nach diesem
Bericht waren in den letzten Rechnungsjahren
nur 27 657 zahlende Mitglieder vorhanden; da¬

gegen waren die Ausgaben des Vereins der¬

artig, dafz der Kaufmännische Verein von 1858

nach seiner vorsichtigsten Schätzung mit einem

Fehlbetrag von 625 U00 Mk. abschließen wird.

Herr Stellberg wies ferner darauf hin, daß

zurzeit der Beamtenapparat des 58er Vereins

eine ungeheure Summe verschlänge und man

bereits die Reserven des Vereins ausgebraucht
habe.

Also dis Frauen sollen jetzt fo dumm sein,
den Kaufniännischen Verein von 1858 aus der

finanziellen Patsche zu helfen. Sie werden sich

hüten.

„Eintzeiisrnmmel."
Die kaufmännischen Harmonieverbände

machen in letzter Zeit krampfhafte Versuche,
ihre stark geschwundenen Mitgliederbestände
wieder auszugleichen. Jn ihrer Bedrängnis

scheinen jene Vertreter der guten alten Zeit
als letzten Rettungsanker die Ausbreitunz
ihrer bisherigen kausmännischen Standesoer»

einigung auf dis technischen Angestellten anzu¬

streben, Es wird berichtet, daß der Verband

Deutscher Handlungsgehilfen zu Leipzig im

Begriff steht, Techniker in seine Fachgruppe

für den Kalibergbau aufzunehmen. Neuer¬

dings glaubt nun auch der D. H. V., indem er

wieder einmal den roten Lappen schwingt,
unter den Mitgliedern des Bundes der tech-

nisch»industriellen Beamten im trüben fischen

zu können. Er verschickt folgendes vertrauliche

Rundschreiben:
D. H. V. Köln, den 11. April 1919.

Gau NiederrlzÄn-Weftfalen. Berlich 24, ll.

Fernruf A. 8541.

Vcrehrlicher Vorstand I

Vertraulich.
Der Bund der technisch-industriellen Beamten

und der Deutsche Techniker-Verband haben sich

verschmolzen, und zwar auf freigewerkschaftlichcr
sozialdemokratischer Grundlage. Der Bund ist

unbeschränkter Herr der Lage und hat sich hier
und da auch mit dem Zentralverband verbrüdert.

Seine Arbeit leidet an vielen Orten aber dadurch,
weil der Bund gewerkschaftlich arbeiten will, der

Zentralverband aber spartakistisch. Fn einzelnen
Gegenden unseres Gaues arbeiten die Butib-

Ortsgruppen sachlich mit unserem Verbände zu¬

sammen, während hier und da festgestellt werden

mutz, daß er dem Zentralverband Zutreiberdienste
leistet. Viele Mitglieder,des Techniker-Verbandes
und auch solche des Bundes scheinen aber mit der

neuen Einheitsorganisation der Techniker durch¬
aus nicht einverstanden zu sein. Sehr viele wollen

die Politi? des Brrtib nicht mitmachen und des¬

halb ift eine neue Technikcrorganisation im Ent¬

stehen begriffen. Tiese Organisation soll nuf na¬

tionalem Boden stehen, genau wie der D.H.V.
Uns kann die Gründung einer solchen Organisa¬
tion aus den Kreisen der Techniker nur will¬

kommen sein. Jedenfalls bitten wir unsere

Freunde, diejenigen Techniker, die siir die neue

Organisation Interesse haben, und den „Einheits¬
rummel" des Butib nicht mitmachen woller,, auf
die Wandlung der Dinge aufmerksam zu machen.

Unsere Geschäftsführer an allen Orten können

unseren Freunden nähere Auskunft geben.
Deutschen Gruhl

Der Gauvorstand. gez,: Schröder.

Also weil sich der Techniker-Verband
und der Bund der technisch-industriellen
Beamten auf gewerkschaftlicher Grundlage ver¬

schmelzen, deswegen muß dcr Dentschnationale
Handlungsgehilse n-Vcrbano eiiie ncuc

Techniker organisation auf nationaler (d. h,

kaisertreuer und unternehmerfromnier) Grund¬

lage gründen helfen. Wieviel zahlen da die

Unternehmer zu den Gründungskosten?

Der Vorwurf, unser Zentralverband „ar¬

beite „spartakistisch", ist um so komischer, als

sich der Deutschnationale Handlungsgehilfen
Verband gleichzeitig in vielen Tausenden von

Flugblättern den Anschein zu geben versucht,
als sei cr noch viel radikaler als wir.

Keine Esnnisgsruhe im

Die Negierung hat eine vom 5. Februar
datierte Verordnung über d ieSonn -

tagsruhe erlassen, in der es heißt:
Artikel 1.

Der Z 10Sd Abs. 2 der Gewerbeordnung wird

durch folgende Bestimmungen ersetzt:

„Im Handelsgewerbe dürfen Gehilfen, Lehr¬

linge und Arbeiter an Sonn- und Festtagen nicht

beschäftigt werden. Die Polizeibehörde kann für

sechs Sonn- und Festtage, die höhere Verwal¬

tungsbehörde für weitere vier Sonn- und Fest¬

tage im Jahre, an denen besondere Verhältnisse
einen erweiterten Geschäftsverkehr erforderlich
machen, für alle oder für einzelne Geschäftszweige
eine Beschäftigung bis zu acht Stunden, jedoch

nicht über sechs Uhr abends hinaus, zulassen und

die Beschäftigungsstunden unter Berüchichtiaung
der für den öffentlichen Gottesdienst befti«i:i!len>
Zeit festsetzen.

Für das Speditions- und das Schiffsmakler¬
gewerbe sowie für andere Gewerbebetriebe, so¬
weit es sich um Abfertigung und Expedition von

Gütern handelt, kann die höhere Verwaltungs-
bcbörde eine Beschäftigung bis zu zwei Stupsen

zulassen."
Artikel 2.

Auf Geschäftsbetriebe der Bersicherungs»
Unternehmer einschließlich der Bereine zur Ver¬

sicherung aus Gegenseitigreit, der Versicherungs¬

agenten und der Sparkassen finden die Vorschris»
ten der Gewerbeordnung über die Sonntagsruhe
im Handelsgewerbe entsprechende Anwendung,

Man kann sagen, daß diese Verordnung

an den bisher bestehenden Verhältnissen

nichts geändert hat. Dis Geschäftsinhaber
denken, die Regierung kann uns den Buckel

runter rutschen. Und die Negierung hat

offenbar gar nicht den Willen, ihrer Vcr»

ordnung Nachdruck zu verleihen.

Die Unternehmerzeitschrift „Konfektionär"

bringt in Nr. 35 folgende Zuschrift eineS

Geschäftsinhabers aus Coswig in Sachjen

zum Abdruck:

Sie schrieben wiederholt im „Konfektionär",

daß ab 1. April die völlige Sonntagsruhe in ganz

Deutschland, auch für solche Geschäfte, die kein

Personal beschäftigen, eingeführt sei. Wir sind
am hiesigen Platze nur zwei Geschäfte, die sich an

diese Bestimmung halten, alle übrigen Geschäfte

lassen ihre Läden offen wie früher. Nach Vor¬

sprache bei der hiesigen Ortsbehörde, auf der

Amtshauptmannschaft Meißen und auf der Krcis-

hauptmannschaft Dresden wurde mir der Bescheid,

daß an Sonntagen wohl kein Personal beschäftigt
werdcn darf, die Geschäfte aber zwei Stundcn —

entweder vor oder nnch dem Gottesdienst — ge¬

öffnet scin dürfen. Das Gesetz über die völlige

Sonntagsruhe im Handelsgemerbe sei noch nicht

rechtskräftig. Ich könnte in Sachsen eine

Unmenge größere und kleinere

Städte und Ortschaften aufzählen,
wo in dem Offenhalten der Ge¬

schäfte gegen früher keine Aende»

rung eingetreten ist. Wie soll ich unsere

Ortsbehörde, die Amis- und Kreishauptmnnu-

schnft davon überzeugen, daß sie niit ihrer Ansicht

im Irrtum sind und wis soll ich solche zu einer

amtlichen Bekanntmachung über die völligc Sonn¬

tagsruhe veranlassen? Durch Vorlegen des „Kon¬

fektionärs" und anderer Zeitungen, in denen auf

die völlige Sonntagsruhe hingewiesen ist, konnte,

ich nichts erreichen.

Der „Konfektionär" bemerkt dazu, er höre

auch aus anderen Städten ähnlickze Klagen

und sagt: „Manche Behörden scheinen also

wirklich Gesetze, die ordnungsgemäß im

„Reichsgesetzblatt" und im „Neichsanzeiger"

veröffentlicht sind, nicht zu kennen. Dies

ist kein sehr erfreulicher Zustand. Hier müßte

die Landes- bzw. die Reichsregierung sehr

energisch eingreifen!"

Die Verwaltungsbehörden stützen sich

bei ihrem heftigen Widerstande gegen die
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Sonntagsruhe auf folgenden Paragraphen
105 e der Ge^rbeordnung:

»Für Gewerbe, deren vollständige oder teil«

weise Ausübung cm Sonn» und Festtagen znr

Befriedigung täglicher oder an diesen Tagen be¬

sonders hervortretender Bedürfnisse der Bevölke¬

rung erforderlich ift, sowie für Betriebe, welche

ausschließlich oder vorwiegend mit durch Wind,

oder unregelmäßige Wasserkraft bewegten Trieb-

iverken arbeiten, können durch Verfügung der

höheren Verwaltungsbehörde Ausnahmen von den

im K löbb getroffenen Bestimmungen zugelassen

werden. . .

Durch diese Vorschrift wird als« den

Verwaltungsbehörden die Mchaffensnot»

wendige Befugnis verliehen, fürbestimmte
von ihnen namhaft zu machende Gewerbe

Ausnahmen zuzulassen. Der Regierungs»

Präsident in Frankfurt a. O. hat sich aber die

Freiheit genommen, für Chr istian st adt a. B.

folgende, vom 9. April 1919 datierte Ver»

ordnung zu erlassen:
In den Gewerben der in Z 106« der Ge»

werbeordnuug ^zeichneten Art (daS find Ge¬

werbe, deren vollständige oder teilweise Ausübung

an Sonn» und Festtagen zur Befticdigung täg¬

licher oder an diesen Tagen besonder» hervor¬

tretender Bedürfnisse erforderlich ift) dürfen Ge»

Hilfen, Lehrling« und Arbeiter bis zu 2 Stunden,

und zwar von vormittags 11 bis 1 Uhr nach¬

mittags t«schäftigt werden.

Nun öffnet in Christianstadt trotz der

Regierungsverordnung vom 5. Februar 1919

jeder Ladeninhaber Sonntags von 11—1

Uhr, denn jeder glaubt „tägliche Bedürfnisse

zu beftieöigen".
Die Angestellten sollen ober nicht nur

über die Behörden und die Geschäftsinhaber

klagen, sondern selbst die Verord»

nung vom 5. Februar 1919 ein»

halten, d. h. eben Sonntagsarbeit nicht

verrichten I

Für Gonniagsruhs
und Gechsuhr Ladenschluß.
Das Polizeiamt der Stadt Plaueni. V.

hat am 2. April durch Verordnung bekannt»

gegeben, daß die Handlungsgehilfen sowohl

in den Kontoren wie auch in den Ver¬

kaufsstellen an sechs Sonntagen im

Jahr beschäftigt werden können. Die sehr

weitgehenden Ausnahmen für den Handel

mit Fleisch, Backwaren, Lebensmitteln usw.

sollen ferner zunächst bestehen bleiben, wo¬

durch wieder vielen Berufskollegen und Kol»

leginnen der freie Sonntag vorenthalten

würde.

Gegen diefe Verordnung nahmen am

14. April die Handelsangestellten Plauens
in einer großen Protestversammlung Stellung.

Der große Volkshaussaal war überfüllt und

die Ausführungen des Referenten, Kollegen

Lähner»Chemnitz, fanden lebhafteste Zustim»

mung. Ebenso protestierte die Versammlung

gegen die Ausdehnung der Arbeitszeit von

6 auf 7 Uhr abends.

Im Verfolg dieser Versammlung hat die

Ortsgruppe Plauen beim Polizeiamt und

dem Stadtverordnetenkollegium, sowie bei

der Kreishauptmannschaft Zwickau (letztere
als höhere Verwaltungsbehörde) die Zurück»

nähme der angeführten Verordnung ge»

fordert. Dem Arbeitsministerium des Frei»
staates Sachsen ist eine Eingabe unterbreitet

worden, in welcher darauf hingewiesen wird,

daß das Sonntagsruhegesetz weitergehende

Beschränkungen der Sonntagsruhe durch

Landesgesetz zuläßt. Die iächsische Regierung
ivird um Heibeiführung einer lückenlosen

Sonntagsruhe für den Freistaat Sachsen er¬

sucht. Ausnahmen sollen nur zulässig sein
sür den reinen Handel mit Milch, natürlichen

Blumen und Pflanzen und Roheis während

zweier Vormittagsstunden.
Im gleichen Sinne sind die Ortsgruppe

Zwickau und die Gauverwaltung

Sachsen des Zentralverbandes der Hand»

lungsgehilfen an das sächsische Arbeitsmini»

sterium herangetreten.
Die Regelung der Arbeits» und Verkaufs»

zeit im Handelsgewerbe war auch Gegenstand
der Verhandlungen der Landesversammlung

von Sachsen»AItenburg am 14. April.

Diesen Beratungen liegt folgende Borge»

sackte zugrunde. Unsere Alteilburger Orts»

gruppe forderte im Dezember 1918 von den

Ladeninhabern der Stadt Altenburg völligen

Sonntagsladenschluß und den Ackststundentag.

Daraufhin tagten Vertreter der Landesregie»

rung, der Arbeitgeber und Arbeitnehmer im

Ministerium Unternehmer und Angestellte
kamen in dieser Sitzung" übcrein, die Landes»

regierung solle durch Handelsgesetz eine Ar»

beits» und Geschäftszeit von 8 bis 1 Uhr und

von 2^ bis 6 Uhr bei einer je viertelstün»

digen Frühstücks» und Vesperpaufe und bei

völligem Sonntagsladenschluß verordnen.

Im Prinzip sagte der Regierungsvertreter

zu. doch solle vorher eine Umfrage im ganzen

Lande bei den Beteiligten erfolgen. Nun»

mehr erinnerte die Eingabe des «entralver»

bandes an die landesgesetzliche Regelung.

Befürworter davon waren in der Landesver»

fammlung die sozialdemokratischen Abgeord»

neten, während zwei demokratische Redner

Mttelstandsretterei betrieben. Staatsrat

Frölüch erklärte zufolge Zeitungsbericht: „Wir

werden, wenn die Landschaft nach dem An»

trage beschließt, eingehend prüfen und wenn

möglich den Wünschen Rechnung tragen.

Voraussetzung ist Einstimmngkeit der Ge»

schäftsleute." Wir können diese Auffassung

eines sozialdemokratifchen Staatsrates nicht

unwidersprochen lassen. Muß denn immer

wieder geiagt werden, daß es, besonders unter

den Kleinkrämern, seit jeher eine Anzahl eng»

herzig-egoistischer Elemente gibt, die gegen

jeden sozialen Fortschritt sind. Soll das

rückständige Urteil dieser Leute noch immer

ins Gewicht fallen? Viel wichtiger ist das

Urteil der Konsumenten, die den Angestellten

dcn freien Sonntag und den Sechs-Uhr-Laden»

schluß gönnen. Selbst die Mehrzahl der Ge»

schäftsinhaber will nichts mehr vom alten

Zopf wissen, wenn sie eine fortgeschrittene

Regierung finden.
Die Landesversammlung überwies unsere

Eingabe der Regierung mit der Maßgabe,

daß alsbald landesgesetzlich die Wünsche der

Angestellten berücrsichtigt werden. N. il».

„Sonntagsruhe und Sechsuhr-Laden»
schluß" lautete das Thema, über das Kollege

Fechenbach in einer öffentlichen Angestellten»
und Arbeiterve/sammlung am 27. April in

Chemnitz sprach Redner führte aus, daß

öie einschlämgen Reichsverfügungen für die

Angestellten viel zu wünschen übrig lassen.

Die Verordnungen feien offenbar ohne Mit»

arbeit der Arbeitnehmer entstanden. Jn

Chemnitz war es lediglich der Zentralverband
der Handlungsgehilfen und der Deuffche

Transportarbeiterverband, die bei den maß»

gebenden Behörden sofortige Abhilfe der noch

bestehenden Lücken verlangt hoben. Die

übrigen Angestelltenorganisationen haben in

dieser Hinsicht vollkommen verfagt. Jn

Zukunft wird jede Uebertertung des

6»Uhr-Ladenichlusses in den Tageszeitungen
veröffentlicht und die organisierten Arbeit»

nehmer zum Boykott dieses Geschäfts aufge»

fordert. Einstimmig wurde folgende Reso»

lution an das sächsische Arbeitsministerium

angenommen.

„Die Reichsregierung hat durch Verord»

nung vom 5. Februar und 18. März 1919

die Arbeitszeit in dcn offenen Verkaufsstellen

geregelt. Jn den Verordnungen wird aus»

drücklich betont, daß weitergehende landes»

gesetzliche Bestimmungen von der Reichsve?«

fügung nicht berührt werden. Im Interesse
der Angestellten und Arbeiter ersucht die am

27. April in Zweinigers Ballsaal tagende

öffentliche Arbeiter» und Angestellrenver»

sammlung das Arbeitsministerium, in der

Republik Sachsen durch eine Verfügung die

Stadtverwaltungen zu ermächtigen, weiter»

gehende Beschränkungen der Arbeitszeit zu

verordnen, wie dies in anderen Vundesstaa»

ten bereits geschehen ist."

Aus der Msisllinöusirie
in Chemnitz.

Die am 29. April ins „Volkshaus" ein»

berufene Versammlung der Angestellten der

Chemnitzer Metallindustrie gestaltete sich zu

einer machtvollen Kundgebung. Weit über

2090 Besucher füllten Saal und Galerien.

Kollege Fechenbach sprach über „Tarif¬

vertrag und Mitbestimmungsrccht".
Auf das am 8. 2. 19 getroffene Abkorn»

men eingehend, bezeichnete der Redner dieses

für die heutigen Verhältnisse als nicht mehr

zeitgemäß. Es wurde deshalb am 14. 4. IS

ein Tarif mit kurzer Befristung eingereicht.
Am 24. 4. erfolgte der Bescheid des Chemnitzer

Bezirksverbandes der Metalliuduftrielle«.

Ohne neue Verhandlungen abzulehnen, ver»

suchte dieser selbige hinauszuziehen. Jn d«

Rückantwort wurde nun um Beschleunigung

ersucht, und darauf verwiesen, daß cs dcm Be¬

zirksverband bekannt sein dürfte, daß die An»

gestellten nur mit Hinsicht auf bevorstehende

Verhandlungen von anderweitigen Unter¬

nehmungen absehen. Der am 29. 4. erfolgte

Bescheid verwies auf die vom Gewerkschafts»

bund erfolgte Kündigung des Abkommens und

dieserseits eingereichte Forderungen. Infolge

Verhandlungen mit dem Mctallarbeiterverband

icher Arbciterforderungen müsse Geduld geübt

werden. Die Forderungen dcr Organisationen
würden nach Erlcdigung derselben gemeinsam

verhandelt. Damit können sich die freien An»

gestclltenverbände nicht einverstanden erklären.

Die derzeitigen Gehälter sind nicht mehr zeit»

gemäß und das Abkommen vom 8. 2. 19 dieser»

halb hinfällig. Das Durchschnittseinkommen
der weiblichen Angestellten beträgt pro Stunde

68 Pf. Auf Grund der wirtschaftlichen Lage

ist es unmöglich, erst zu kündigen, sondern es

muß eine sofortige entsprechende Regelung der

Gehälter der Angestelltcn erfolgen, wie sie der

von allen Betriebsversammlungen gutbeiun»

dene Tarif fordert. Der wesentlichste Bestand»

teil desselben ist weiter die Forderung des Mit»

bestimmungsrechtes der Angestelltenausschüsse.
Wie notwendig dicscs ist, beweist die bmbsich»

tigte Schließung des Reinecker-Werkes. Unter

stürmischem Beifall erklärt Kollege Fechenbach,

daß alles aufgeboten wird, dies zu verhindern.

Uns können sie mit derartigen Bluffs nicht ein»

schüchtern, wir werden der Sabotage des Unter»

nehmertums mit Mitteln entgegentreten, die

eine solche unmöglich inachen. (Stürmischer
Beifall.) Mit Hinsicht auf die nicht erfolgte

Unterwerfung der Unternehmer bei Schieds¬

sprüchen des Schlichtungsausschusses ist das

Milbestimmungsrecht unentbehrlich. Die

Reichsregierung trägt dieser Forderung Rech»

nung; den Bergarbeitern des Bochumer Be»

zirkes ist es zugesprochen. Wir werden aber

nicht auf die gesetzliche Regelung warten, son»

dern es im Tarifvertrag festlegen. (Beifall.)

Sollen wir mit dem Gewerkschaftsbünd ver»

handeln (Zurufe: Nein. nein!), uns einer Mi»

norität unterordnen? Die Nückständigkeit nnd
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das Verhalten dieser Organisationen auf ge¬

werkschaftlichem und politischem Gebiet zwin»

gen uns, den Trennungsstrich markant zu

ziehen. Den eingehenden Darlegungen der

Trennungsgründe wird starker Beifall gezollt.

Hierauf gab Ingenieur Carius die Förde»

rungen der rechn i s ch» i n d u str i e ll en

Ange st eilten bekannt, die beifällig aufge»

nommen werden.

Als erster Redner tritt in der Dis»

kussion Herr Herrmann vom Deutsch¬

nationalen .Handlungsgehilfen-Verband auf. Er

verweist auf die vom Gewerkschaftsbund einge»

reichten Forderungen, die angebliche Fehler des

Tarifes vom Zentmlverbaird richtigstellen sol»
len. SeineBemühungen.die von Fechenbach an¬

geführten Beweise der Nichtgewerkschastlichkeit
des GewerftchMsbund.es zu entkräften, lösen

Wiederholt stürmische Zwischenrufe aus. Dem

Kollegen Fechenbach wirft er bewußte Unwahr»

heit und Lüge vor, so daß sich der Versamm»

lungsleiter zur Erteilung einer Rüge gezwun»

gen sieht. Herr Herrmann wendet sich scharf

gegen den geforderten Ausschluß von den Ver»

Handlungen und bezeichnet dies als Terror und

Vergewaltigung.
Herr Seidel fordert erhöhten Schutz

der Angestcllten kleinerer Betriebe, da sei der

„Herr»iM',Hause»Standpunkt der Unternehmer

noch in Blüte.

Herr Ingenieur Beyer fordert die Ver¬

sammelten auf, treu zur Stange zu halten, bei

eventuellen Streiks fest zu bleiben. Vor allem

nicht die Einheit durch Einzelforderungen und

Einzelstreiks zu gefährden, fondern geschlossen

auch im Kampf zu verharren.
- Ein von Herrn Herrmann eingebrach»

ter Dringlichkeitsantrag, der sich gegen den

Ausschluß des Gewerkschaftsbundes von den

Verhandlungen wendet, löst eine rege Debatte

aus, nach der mit erdrückender Mehrheit der

Anftag Herrmann abgelehnt w'rd.

Die nachstehenden Resolutionen
wurden mit überwiegender Mehrheit ange»

nommen:

1. Die heute am 29. 4. 19 im „Volkshaus" zu

Chemnitz versammelten Angeftellten des Jndu-

ftriebezirks Chemnitz fordern, dafz unter allen

Umständen die Fabrikbetriebe auftrchterhalten
werden bis zur endgültigen Regelung durch be¬

stimmte, noch zu wählende Wirtschaftssektoren.
Die Warenproduktion darf nicht unterbunden wer¬

den. Den Sabotagegelüften der Unternehmer oder

ihrer Trabanten ift scharf entgegenzutreten. Da

Gefahr im Verzug ist, müssen diese Woche die

Angestellten- und Arbeiterausschüsse eine gemein¬

schaftliche Sitzung abhalten und zum Betrieb

Reinecker usw. Stellung nehmen. Die Versamm¬

lungsleitung hat die nötigen Schritte dazu zu tun.

2. Die heute im „Volkshaus" Chemnitz ver¬

sammelten Angestellten dcr Metallindustrie be¬

auftragen die Leitung der freien Angestelltenver¬
bände und die Angestelltenausschüsse der Betriebe,

dahin zu wirken, das; Nichtorganisierte und Mit¬

gliedcr nichtfteigewerkschaftlicher Organisationen
keinen Anteil an dcn Vorteilen getroffener und

zu treffender Vereinbarungen haben. Es ist un¬

ehrlich, fortgesetzt Vorteile in Anspruch zu neh¬
men, ohne die Berufskollegen im Kampfe um die

Verbesserung und Hebung der wirtschaftlichen
Lage zu unterstützen. Die Versammelten fordern
alle Nichtorganisierten Berufskollegen und Be¬

rufskolleginnen auf, fich anzuschließen und als

ehrliche Kämpfer sie zu unterstützen. Wcnn dies

nicht geschieht, so lehnen sie jede Gemeinschaft
mit ihnen ab, und werden mit allen Mitteln da¬

hin wirken, daß sie keinen Anteil am den Früchten
harter Arbeit und heißen Kampfes haben. — Die

am 29. 4. 19 im „Volkshaus" versammelten An¬

gestellten der Betriebe der hiesigen Metallindustrie
stehen auf dem Standpunkt, daß die gegenwärtig
bezogenen Gehälter völlig unzureichend und des¬

halb als nicht mehr zeitgemäfz zu betrachten sind.
Sie fordern deshalb von dem Bezirksvecband der

Deutschen Metallindustrie, daß sofort mit den be»

treffenden Verbänden, zwecks Abschlusses eines

Tarifvertrages, in Unterhandlung getreten wird.

Die Angeftellten der Metallindustrie lehnen es

ab, eine dreimonatliche Kündigungsfrist abzu¬
warten, und bestehen darauf, daß den Angestellten¬
organisationen dasselbe Recht wird, das den Me¬

tallarbeitern auch zugestanden worden ift. Die

Angestellten fordern ferner, daß spätestens Mon¬

tag, den S. Mai, mit den Vertretern der unter¬

zeichneten Verbände in Unterhandlungen getreten

wird; lehnen es aber ab, in Gemeinschaft mit der

Arbeitsgemeinschaft der kaufmännischen Verbände

zu verhandeln.

Mit einem Appell zur regen Werbing
der noch Fernstehenden und' zur ferneren Ge¬

schlossenheit und Einigkeit schließt Kollege Hu»
bing vom Bund techn.»ind. Beamter die impo»
sante Versammlung.

Die Bewegungen in Düsseldorf.
Wie allerorts haben sich auch in Düssel»

dorf die Angestellten in großer Zahl dem

Zentralverband der Handlungsgehilfen an¬

geschlossen. Unsere Mitgliederzahl, die bei

Beginn der Revolution 400 betrug, ist auf
3000 gestiegen. Die Düsseldorfer Anaestellten
haben eingesehen, daß nur eine starke ge»

werkschastliche Organisation in der Lage ist,
die Gehalts- und Arbeitsverhältnisse zu ver¬

bessern. Wir führten eine Reihe Lohnbewe¬

gungen durch, von denen die wichtigsten nach-

steheird verzeichnet sind.

Zunächst war es die Firma Leonh.

Tietz A.»G., bei der wir schon im Dezem»
ber versuchten, eine Entfchuldungssumme
nach den Berliner Sätzen herauszuholen. Die

Angestellten dieser Firma hatten sich damals

aber von der Geschäftsleitung einseifen lassen,
indem ihnen nur ein halbes Monatsgehalt be»

willigt wurde. Unsere Mitglieder ließen aber

nicht locker. Es gelang ihnen, von den 480

Angestellten etwa 400 für den Zentralver»
band zu gewinnen. Als die Transportarbeiter
Anfang Februar wegen Lohndifferenzen die

Arbeit niederlegten, erklärten sich die kauf¬

männischen Angestellten mit ihnen solidarisch
und traten geschlossen in den Streik. Nach»
dem die Firma anfänglich jede Verhandlung

abgelehnt hatte, machte sie nach achttägigem
Streik folgende Zugeständnisse:

Die Gehälter aller weiblichen und männlichen

Angestellten werden vom 21. Februar 1919 wie

folgt erhöht: bis zu 12« Mk. um 33H Proz., von

121 bis SM Mk. um LS Proz., von 201 bis 30«

Mark um IS Proz.
Kaufmännische Angestellte, welche die knuf-

märmische Lehre bestanden haben und welche über

17 Fahre alt sind, erhalten ein Anfangsgehalt
von mindestens 10« Mk. Für verheiratete Män¬

ner, soweit die Frauen nicht miwerdienen, ferner

für Witwen und Witwer mit Kindern, solange
diese nicht miwerdienen, wird außerdem ein Zu»

schlag von S Proz. gewährt. Prämien und Um¬

satzprovisionen bleiben bestehen.
Angestellte, die im ersten bis zweiten Jahre

bei der Firma tätig sind erhalten 6 Tage, 3—4

Jahre 1« Tage, S—S Jahre 4 Wochen Ferien.
Stichtag ift hierbei der 1. Mm. Kriegsteilnehmern,
welche vor dem Kriege bei der Firma beschäftigt
waren, wird die Kriegszeit angerechnet.

Interessant war, daß, als die VerHand»
lungen beginnen sollten, auf einmal drei

Vertreter des Gewerkschaftsbundes
erschienen. Auf unsere Frage, auf wessen
Veranlassung sie erschienen seien, antwortete

der Vorsitzende des Detaillisten-Werbondes,
Herr Mcrnes: „Wir haben die Herren ge¬

rufen." Es ist bezeichnend für den Gewerk»

schaftsbund, daß, ihn die Arbeitgeber zu

Verhandlungen heranziehen. Wir glauben,
daß umgekehrt die Arbeitgeber den Zentral»
verband niemals herbeirufen würden.

Zwischen der Arbeitsgemeinschaft freier
Angestelltenverbände und der Brücken»

bau Flender A.»G. >in Benrath
wurde folgende Gehaltsvereinbarung ge¬

troffen:

1. Es wird eine Wirtschaftsbeihilfe ab 1. Fe»
bruar 1919 in folgender Weise gezahlt: s) für
Verheiratete 75« Mk.. d) für jedes Kind IIS Mk.,
c) Ledige über 24 Jahre 60« Mr.. ä) für Ledige
und Lehrlinge unter 24 Jahren: 1. bis zum voll¬

endeten IS. Jahre 10« Mk., 2. bis zum vollendeten

17. Jahre 20« Mk.. 3. bis zum vollendeten 19.

Jahre 30« Mk., 4. bis zum vollendeten 24. Jahre
4S« Mk.

2. Ferner werden die Teuerungszulagen auf
folgende Beträge erhöht: 1. für Verheiratete auf
13S Mk. monatlich, 2. für jedes Kind auf 2« Mk.

monatlich, 3. für Ledige über 24 Jahre auf 10«

Mark monatlich.
Von diesen, Zulagen 1 und 3 werden 6« Mk.

zum Gehalt geschlagen.
Ledige und Lehrlinge unter 24 Jahren er¬

halten an Teuerungszulagen: s) für Lehrlinge
bis zu IS Jahren 2« Mk. monatlich, d) bis zu
17 Jahren 4« Mtl. monatlich, c) bis zu 19 Jahren
6« Mk. monatlich, 6) bis zu 24 Jahren 7S Mk.

monatlich.
Falls die bisherige Teuerungszulage 7« Mk.

beträgt, wird sie auf 9« Mk. erhöht.

Ernst Schieß A.»G. in Düffsel»
dorf. Bei den Verhandlungen am 24. März
1919 wurden zwischen der Direktion und dem

Angestelltenausschuß der Firma unter Mit»

Wirkung der Organösationsvertreter vom

Zentralverband der Handlungsgehilfen, Bund
der technisch-industriellen Beamten. Deutscher
Werkmeister-Verband folgende Teuerungszu¬
lagen festgefetzt:

Es erhalten ab 1. März 1919 an Teuerungs¬

zulagen monatlich: Verheiratete Beamte 13S Mk.,

für jedes Kind unter 16 Fahren weitere 2« Mk.,

unverheiratete Beamte über 24 Jahren 100 Mk.,

außerdem eine Gehaltszulage von 20 Mk., nn»

verheiratete Beamte von 19—24 Jahren 9« Mk.,

unverheiratete Beamte von 17—19 Jahren 6« Wk.

Auf die bisherigen Gehälter bei der

Maschinenfabrik Hasenclever
A.-G. in Düsseldorf wird ein Zuschlag
von 50 Proz. gezahlt, dies zusammen ergibt
das neue Grundgehalt.

Auf dieses neue Grundgehalt werden monat¬

lich 2S Proz. Teuerungszulage gewährt. Dann

erhalten Ledige, welche möbliert wohnen und

Verheiratete ohne Kinder, welche nach dem alten

Gehalt (ohne SO Proz. Zuschlag) bis 300 Mk. ver¬

dienten, außerdem mertcchärchlich 300 Mk. beson¬
dere Teuerungszulage. Für Ledige, welche bei

ihreni Eltern wohnen, werden vierteljährlich 17S

Mark besondere Teuerungszulage gewährt. Für

Ledige und Verheiratete, welche nach der alten

Besoldung über 30« Mk. Gehalt bezogen, werden

vierteljährlich 22S MZ. besondere Teuerungs¬

zulage gewährt. Außerdem erhalten die Verhei¬
rateten mit Kindern 2S Mk. Kinderzulage. Dis

besondere Teuerungszulage wird neben der

monatlichen Teuerungszulage gezahlt, fällt also

nicht jedes Vierteljahr fort.

Tarifvertrag für OffenSach a. M.

Zwischen bestimmten Jndustriegruppen Offen»

bachs und dem Kleinhandel einerseits, sowie dem

Sozialen Ausschuß der verbürideten Vereine kauf¬

männischer und technischer Angestellter Offenbachs
und dem Zentralverband der Handlungsgehilfen
Offenbachs andererseits, ist nachstehender Tarif»

bertrag abgeschlossen^ worden:

Mindest Monatsgehälter für männ»

liche und weibliche Angestellte im

Grotzhandel, Gewerbe und

Industrie.
Lehrlingen im ersten Jahre 3« Mk., im zwei»

ten S« Mr., im dritten 7S Mk., ohne jeden Teue¬

rungszuschlag.
1. Jahr nach der Lehrzeit: männliche 12S Mk.,

weibliche 11« Mk., 2. Jahr nach der Lehrzeit:

männliche 15« Mk., weibliche 13S Mk.. 3. Jahr

nach der Lehrzeit: männliche 175 Mk., weibliche
155 Mk.

21—25 Jahre:

Klasse X: männliche 3«« Mk., weibliche 27«

Mark, Klasse S: männliche 25« Mk.. weibliche
22S Mk., Klasse männliche 20« Mk.. weiblich«
130 Mk.
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Ueber 25 Jahre:

Klasse ä.: männliche 400 Mk., weibliche 360

Mar?, Klasse S: männliche 350 Mk., weibliche
»15 Mk., Klasse d: männliche 26« Mk., weibliche
L3S Mk.

Kleinhandel:
Lehrlinge im ersten Jahre 25 Mk., im zweiten

Jahr 45 Mk.. im dritten Jahr 7« M!.. ohne jeden

Teuerungszuschlag.
'

1. Jahr nach der Lehrzeit: männliche 105 MZ.,

Weibliche 95 Mk.. 2. Jahr nach der Lehrzeit:

mönniliche 125 Mk., weibliche 11« M!., 3. Jahr
nach der Lehrzeit: männliche 15« Mk., weibliche

13S Mk.
21—25 Jahre:

Klasse X: männliche 250 Mk., weibliche 225

Mark, Klasse L: männliche 21« Mk., weibliche

)9« Mk.. Klaffe <2: männliche 17« Mk., weibliche
1«) Mk.

Ueber 25 Fahre:
Klasse X: männliche 36« Mk.. weibliche 325

Mark, Klasse L: männliche 30« Mk., weibliche
27« Mk.^ Klasse O: männliche 225 Mk.. weibliche
L0« Mk.

Klasse X: Bilanzsichere Buchhalter. Kassierer,
fremdsprachliche Korrespondenten, Reisende (keine
Stadtreisenide), ferner für den Einzelhandel:
Einkäufers Dekorateure, Personalvorsteher, Ab»

teilungs- und Filialleiter.
Klasse L: Buchhalter, selbständige Korrespon»

denten in deutscher Sprache. Versandleiter, ferner
für den Einzelhandel: Ladenkassierer mit Kassen»
buchführung, Hilfsdekorateure. Lagerverwalter,
Verkäufer mit besonderen Branchenkenntnissen.

Klasse O: unter X und L nicht genannte
Kontor» und Lagerangestellte wi« Stenographen,
Maschinenschreiber, Nachkalkulatoren, sowie für
den Einzelhandel: Verkaufs». Laden», Lagerper»
sonal und KontrMkassentlediemlng.

Anmerkung.

^
^ diel« SStze sind monatliche Mindestgehälter

Wid treten bet den Angestellten, also mit Ausschluß der

Lehrlinge, mit einem 2«vrozentigen abbausShigen Teue-

rungszufchlag in Kraft. Der Zuschlag soll nach vor»

Veriger Vereinbarung mit den «ngestelltenverbänden
wieder abgebaut werden können, wenn die derzeitige Teue»

rung zurückgeht. Ueber den Zeitpunkt und die Höhe des

«boaues soll die in jZ 13 vorgesehene Schlichtungskommis-
sion entscheiden, sallS eine Verständigung »wischen den

«ertragschließenden nicht erzielt wird.
Es wird grundsätzlich anerkannt, dafz eine Steigerung

der Monatsgehälter entsprechend der Dienstjcchre eintreten

soll. Die zahlungsmäßige Festlegung soll aber erst später
»ach Klärung 5er wirtschaftlichen Verhältnisse, tunlichst
schon bei Verlängerung des TarisabkommenS erfolgen.

Diese Bestimmungen find rückwirkend auf den

!ohlen ""^ ^ UiNnschiedsbetrSge nachzu>

^ .

2.' Wo je« schon ein höheres Gehalt gezahlt wird,
darf dieses nicht gekürzt werden.

Nach Inkrafttreten dieses Vertrages soll tunlichst
keine Verschlechterung bisheriger Gepflogenheiten »nd

«ereinbarungen stattfinden.

2'„ Tritt ein Angestellter während eines «ertragsver-

HSltnisses in eine höhere Klasse Sber, ohne bis zum Zeit»

pun.'t des Uebertrilts das Mindestgehalt der höheren
Klaffe erreicht zu haben, so steht ihm das Mindestgehalt
der betreffenden höheren Klasse zu.

Aushilfsweise oder in Vertretung «vernommene

rötigteit wird nicht erhöht entlohnt.
4. Gratifikationen können in dte Sätze eingerechnet

werden. Nach dem Erträgnis schwankende Bilanzgratifi»
lativnen werden von diesen Vereinbarungen nicht berührt.

Vergütungen für Provision, z. B. m, «eisende, gel»
ten als ein Bestandteil des Gehalts.

Seit dem 1. Januar 181» geleistete Sondervergütun¬

gen und Abschlagszahlungen dürfen monatlich mit '/,, des

Betrages aufgerechnet werden.

5. Besondere Vereinbarungen für minderleisiungs»

sSKtge Angestellte können im Einvernehmen mit dem An¬

gestelltenausschuß, oder wo ein solcher nicht besteht, mit

d» Mehrzahl der Angestellten im Sinne dcs z 8, Schluß.

Kd 2 der Verordnung vom 24. Januar ISIS, festgesetzt
wrrden.

«. Die Arbeitszelt soll wöchentlich 4g Stunden nicht

Überschreiten. Sie ist im Großhandel, Gewerbe und In¬

dustrie so zu verteilen, daß der freie Samstagnachmittag
gewährleistet wird.

7. Angeordnete Ncbcrswnden, die während eines län¬

geren Zeitraums regelmäßig geleistet werden müssen, sind
mit l/l?s des Monatsgehalts inkl. Teuerungszulage und

25 Proz. Zuschlag zu vergüten,
Jn Ladengeschäften sind AufrSumungsarbeiten, Kassen»

abschlutz und Kundenbedienung bis zu einer halben Stunde

Ueberzeit ohne Vergütung zulässig. Dcn Angestellten der

Ladengeschäfte werden tm Monat zwei freie Nachmittage
«WSHrleistet.

ö. An Urlaub ist zu gewähren:
den Lehrlingen während der ganzen Dauer

der Lehrzeit jährlich S Werktage,
den Angestellten

nach dem 1. und 2, Dienstfähig bei einer

Firma S aufeinanderfolgende Arbeitstage,
nach dem 3. Dienstiahre bei einer Firma
12 aufeinanderfolgende Arbeitstage.

Die Kriegsjahre sind anzurechnen. Für die Urlaubs»

>eit darf lein Gehalt abgezogen werdcn. Wo seither län¬

gere Ferien eingeräumt wurden, bleibt diefe Einrichtung

besiehe».
Die ZSblung der DtenNIahre des Angestellten im Be¬

triebe beginnt nuch vollenöeier Lehrzeit. Ueber die Fest»

legung des ilrlaubsiermins entscheidet der Arbeilgeber

unter möglichster Bcrücksichiigung dcr Angcstclllcnmünsche,
9. Siralgelder dürfen nicht erhoben werden,

lv. Abmachungen, welche mit den beiden ersten Sätzen

KeS s 63 H.G.B. im Widerspruch stehen, lind uinulässig,

11. Bedingen die Bcrbälmisse eines Betriebes die

Entlassung von Angcsiellten in größerem Umfange, so soll

tunlichst nach folgenden Gesichtspunkten verjähren werden:

t. Ledige AngesieUie unter 17 Jahren.
2. Ledige Angestellte, die in Familiengeineinschajt

wobnen,

S. Ledige Angestellte, denen die Ernährung bon Fa¬

milienangehörigen obliegt, oder Allein¬

stehende,
4. verheiratete, kinderlose Angestellte,
K. verheiratete A.igestellie mit Kindern.

Die Wirkung der ßtz 7«—72 H.G.B, werden hier»

durch nichl berührt,
tL, Diefer Tarif kann jederzeit mit zweimonatlicher

Kündigungssrist, frühestens aber am'So. September auf

Zi>. November lgl» «eiündigt werden.

13. Alle Streitigkeiten aus diesem Vertrage werden

tn erster Linie zwischen der Firma bzw. dem Betriebs¬

leiter und dem Angestelltenausschuß des Betriebes ge¬

regelt.
Erfolgt eine Einigung nicht, so entscheidet unter Aus¬

schluß jedes anderen Reckis- oder Gemalimitlels, wie

z, B, Aussland oder Aussperrung eine nach den Z!z l«SS

bis 1048 der Zivilprozeßordnung aus drei Arbeitgebern

und drci Arbeitnehmern als Beisitzer der vertragschließenden

Organisationen mit einem Vorsitzenden gebildete Schiich»

wngskommission endgültig.
Die Beisitzer, für welche Siellvertreter zu bestimmen

find, wählen den für den Schiedsspruch stimmberechtigten

Vorsitzenden.
14, Die beigeschlossenen Erläuterungen bilden einen

wesentlichen Bestandteil des Tarifvertrages.

Offenbach a. M., den S. April ISIS.

Erläuterungen.

1. EL wird festgestellt, daß bei den Gehaltsfestsetzun-

gen für die männlichen Angestellten die Erfüllung einer

ordnungsgemäßen Lehrzeit Voraussetzung ist.

L. Es wird anerkannt, daß Entschuldungssummen,

die seit dem 1. Januar ISIS gezahlt Kurden, bei den

Mindestgehältern aufrechnungsföbig find.

5. «ls .bilanzsicherer Buchhalter" (Gruppe 4) ist nur

der ,u entlohnen, der mit dem Bilanzabschlub be»

traut ist.
Ebenso ift als »selbständiger Korrespondent" nur der¬

jenige Angestellte anzuerkennen und zu entlohnen, der

vollkommen selbständig den Briefwechsel besorgt und

keineswegs derjenige, der uach üblichem Schema Briefe

erledigt.
4. Der Angestellte kann nur nach derjenigen Gehalts¬

gruppe entlohnt werden, die seiner Haupt- oder aus¬

schließlichen Tätigkeit entspricht.

6. Ueber die Gehaltsgruppe, in die der einzelne An¬

gestellte einzureihen isl, entscheidet der Firmcninhaber

und es steht dem Angestellten, im Falle er stch benach¬

teiligt glaubt, der gegebene Weg zur Anfechtung der Ent-

lcheidung offen:
5, Zu 5 11 wird ausdrücklich festgestellt, dafz bei

Entlassungen nicht schablonenhaft vorgegangen werden

soll, so kann selbstverständlich eine Firma, wenn ein Buch-

balter überflüssig wird, nicht dazu bestimmt werden, z. B.

einen 17iährtgen Angestellten, der in der Korrespondenz-

abteilung arbeitet, zu entlassen, sondern es muß ihr frei¬

stehen, das Buchhaltungspersonal entsprechend ,u der»

rwgern.
7. Für das Zeitung?» »nd Speditionsgewerve wird

einoerstSndlich anerkannt, daß abweichend von Punkt S der

Anmerkungen des Tarifvertrages der frei« Samstagnach¬

mittag nicht gewährleistet werden kann.

Offenbach a. M., den S. April ISIS.

Verrat der Erwerbslosen durch
öen S. H. V.

Am 2S. April wurde in der Sitzung der Ham¬

burgischen Bürgerschaft (hamburgische Landes-

gesetzgebung) seitens des Senats eine Erhöhung

der Erwerbslosenfürsorge beantragt. Alle Par¬

teien waren, angesichts der Notlage der Erwerbs¬

losen, für diese l^höhung — ausgenommen die

antisemitische Partei. Die antisemitische Partei

verlangte die Abschaffung der Erwerbslosenfür¬

sorge überhaupt und stimmte gegen die Gewäh¬

rung einer Unterstützung der Erwerbslosen. In

dieser antisemitischen Partei der Hamburgischen

Bürgerschaft sitzt Herr Diller, Verwaltungsmit¬

glied des D. H. V. zu Hamburg, derselbe Herr

Diller, dessen Verwaltung miederholt die ham¬

burgischen stellungslosen Handlungsgehilfen zu

unklugen Putschen aufrief.

Frankfurt a. M.

Zu einer machtvollen Kundgebung ge»

staltete sich die am 13. April vom Zentral»
verband der Handlungsgehilfen einberufene

Protestoersammlung im „Zillerial"»Frank-

surt und im „Künstlerbrettl", die sich gegen

die Mahre gelungen der Vertrau»

ensleute richtete und mit dcr geschlichen

Regelung der Arbeitszeit durch die

Verordnung vom 18. März 1919 beschäftigte.

Die Kollegen Georg Abraham söhn

und August Seidel sprachen über die

Maßregelungen. An einer ganzcn

Reihe von Fällen wiesen fie »ach, das; die Ar¬

beitgeber sich noch immer nicht an die Ko¬

alitionsfreiheit der Angcstelltcn gewöhnen
können und immer wieder versuchen, die An»

gestellten aus ihren Betrieben zu entfernen,

die sich für die Verbesserung der wirtschaft¬

lichen Lage ihrer Kollegen einsetzen. Durch

das Eingreifen des Verbandes gelang es

jedoch, diese Maßregelungen unwirksam zu

machen. Um in Zukunft die Angestellten und

besonders ihre Vertrauensleute zu schützen,

ist es notwendig, Schulter an Schulter mit

den Arbeitern gegen die Willkür der Arbeit¬

geber mit allen gewerkschaftlichen Mitteln

vorzugehen.
Ueber das Gesetz vom 18. März 1919 re°

secierte die Kollegin Tony Sender. Sie

ging davon aus, daß die Arbeiterschaft schon

seit Jahren am 1. Mai für den Achtstundcn»

tag demonstriert hat. Sofort nach Ansbruch

der Revolution hat sie ihn auch eingeführt.
Wenn die Negierung nun durch daS Gesetz

eine Verschlechterung bringt, so ist es zum

grohen Teil schuld der Angestellten felbst.

Die Nednerin forderte eine weitere Ver»

kürzung der Arbeitszeit als Mittel geacn die

Erwerbslosigkeit, ferner die vollständige

Sonntagsruhe und die Gewährung eines

Erholungsurlaubs.
Nach reger Aussprache nahmen beide Ver¬

sammlungen folgende Entschließung cin»

stimmig an:

„Die am 13. April 1919 versammelten An¬

gestellten protestieren gegen immer wiederkehrende

Matzregelungen ihrer Vertrauensleute und gcgen

die Verlängerung der Arbeitszeit, die das Ge¬

setz vom IS. März 1919 bringt. Sie weiiden sich

mit allen gemerkschaftlichen Mitteln gegen die

Willkür des Arbeitgebertums und gegen die un¬

sozialen Maßnahmen der Regierung wenden. Die

Versammelten bekunden, datz nur eine fteigewerk-

schaftliche Organisation in der Lage ist, sie wirt¬

schaftlich zu schützen. Diese Organisation ist ein¬

zig und allein der Zentralverband der Handlungs¬

gehilfen^

Aus der Versicherungsbranche.
Barmen.

Von einem Kollegen wird uns geschrieben:

Die .Friedrich Wilhelm" gewährt den Jnspek»

toren in Sterbekasse mit Monatsbeitrag 1 bis 3

Monatsraten, in Arbeiterversicherungen mit

Wochenraten 1 bis 13 Wrchenbeiträge. für Le¬

bensversicherungen 12 vom Tausend. Will nun

ein Inspektor wenigstens 30« Mk. Einkommen

pro Monat erreichen, so mutz er erzielen: 400«

Mark Lebensversicherungen. Es müssen gesunde

Versicherungskandidaten sein, sonst ist die Mühe

umsonst. Weiter mutz er erzielen: Sterbekassen»

Versicherungen mit 75 Mk. Monatsbeitrag, Ar»

beiterversicherungen mit 2 MZ. Beiträgen im

Monat. Das sind 48,— MZ. und 225 Mk. und

26,— Mk., Summa: 299 MZ.

Will er nun ein solches Pensum erreichen,

so mutz er viele hundertmale die Versicherung

preisen; auch behält sich die Generalagentur oder

Subdirektion vor, jederzeit den Vertrag zu lösen.

Im Januar ift sie sogar dazu übergegangen mich

sofort durch Telegramm zu entlassen, wcil ich

die Kollegen für den Zentralverband der Hand¬

lungsgehilfen gewann. Aber es war mir ein

leichtes, eine andere Stelle zu erhalten.

Nrch schlechter stellen sich die Gehälter der

Bureauangestellten und Kasfenboten. Die Buch¬

halterin bekommt monatlich 130 Mk., Kontoristin¬

nen bekommen 80—12« Mk. monatlich. Die

Kasscnboten bekommen: 5« MiZ. Gehalt. 5« Mk.

Inkassoprovision, 45 Mk. Teuerungszulagen, zu,

sammen 145 Mk.

Nach langem Hin- und Herschreiben des Ver¬

bandes mit der Direktion ift es gelungen, dcn

Bureauanncstellten die Beihilfe auszuzahlen;

den Inspektoren und Kassenboten ist sie nicht aus»

gezahlt wordcn, die Subdirektion erklärte, die
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Inspektoren unö Kassenboten sind keine Ange»

stellten. Die Subdirektion geht jetzt dazu über

und kündigt die Verträge der Kassenboten, um

die Beihilfe nicht zu zahlen.
Diese Verhältnisse finld heute nicht selte».

Darum VersicherungsangefteUte, beseitigt Euer

Elend, deshalb organisiert Euch im Zentralver»
band der Handlungsgehilfen» damit kulwrwürdige

Zuftäride geschaffen werden.

Elberfeld.
»Der Streik bei der „Viktoria'' und welche

Lehren ziehen die Angeftellten daram«', lautete

das Thema, da« Kolleg« Hauffe-Bochum am

12. April im ReichsHof in einer vom Zentralver»
band der Handlungsgehilfen einberufenen Ber»

sammlung der Verficherungsangestellten behan»
delte. Die Angestellten der „Viktoria" im hiesi»

gen Industriegebiet hätten den Geist der Zeit
begriffen, fie seien gut organisiert und verlangten
die Bezahlung nach den in Berlin vereinbarten

Sätzen. Nach Ablehrnrng dieser berechtigten For»

derungen traten sie am 1. April geschlossen in den

Streik. Als der Arbeitgeberverband dcr» Nach¬
geben der t^sellschaft vereitelte, wurde dem Faß
der Boden ausgeschlagen. Dn Streik griff immer

weiter um sich und drohte auf andere Gesell¬

schaften überzugreifen. Dies einmütige Handeln

bracht« den vollständigen Sieg der Angestellten,
am IL. April konnt« überall die Arbeit wieder

aufgenommen werden. Nach alledem sei bewiesen,

daß nrrr eine geschlossen« Phalanx dem organi¬
sierten Unternehmertum ein Paroli bieten tonne.

Dazu sei aber eine Organisation nötig, die fich
nicht bon Harnwniedufelei leiten lasse und den

Standesdünkel predige, sondern eine moderne

Gewerkschaft im wahren Sinne deS Wortes. Und

diese einzige Organisation sei der Zentralverband
der Handlungsgehilfen. Der Redner schildert«
das Benehmen der Verbände vom „Gewerkschaft«»
bund" und zeigte, daß sie noch heute mit ihren
Taten im alten.Fahrwasser segeln; nach ih»»
Worten dürfe man nicht urteilen, sie seien nur

Reklame und Schein. Die Versammelt«« er»

kannten durch ihren Beifall die Ausführung»
HauffeS an und die zahlreichen Aufnahmen b>»

wiesen, dafz auch bei den Versicherungsbeamten
die Einsicht zur Geltung kommt: Nur eine Ver»

einigung auf moderner gewerkschaftlicher Gru«td»

läge kann von Nutzen sein.

Gesetze und Verordnungen.
Erwerbslosenfürsorge.

Bekanntmachung betreffend die Fassung der

Reichsverordnung über l^w^Stchenfürsorge.
Vom IS. April 1919. Auf Grund des Artikels II

der Verordnung vom 15. April 1919 betreffend
Aenderung der Verordnung über t^werbslofen»

fürsorge vom 13. November 1918, wird die

Fassung der Reichsverordnung übn Erwerbs»

losenfürsorge nachstehend bekanntgemacht.

Reichsverordnuns über Erwerbslosenfürf«,«.

§ 1.

Zur Unterstützung von Gemeinden und Ge»

meindeverbänden auf dem Gebiete der Erwerbs»

losenfürsorge werden Reichsmittel bereitgestellt.

8 2.

Die Gemeinden sind verpflichtet, ein« Für¬
sorge für Erwerbslofe einzurichten, der fie nicht

den Rechtscharakter der Armenpflege beilegen
dürfen.

8».
Gemeinden, die trotz eines vorhandenen Be»

dürfnisses keine oder keine genügende Erwerbs»

losenfürsorge einrichten, werden dazu von der

iiommunalauffichtsbehörde oder von dn seitens
der Landeszentralbehörde hierzu bestimmten Be»

hörde angehalten; diese können die dazu not»

wendigen Anordnungen für Rechnung der Ge»

meinden treffen, sie können auch bestimmen, daß
ein weiterer Gemeindevnband eine Gemeinde

im Falle ihrer Leistungsunsühigkeit zu unter»

stützen, oder die Fürsorge zu übernehmen hat.

8 4.

Der Gemeinde oder dem Gemeindeverband«

werden von dem Gesamtaufwande für die Er»

WerbSlosenfürsorge vom Reiche sechs ZtvÄftel nnd

von dem zuständigen Bundesftaate vier Zwölftel
ersetzt. Die Reichsregierung oder die von ihr be»

stimmte Behörde kann für leistungsschwache Ge»

meinden oder für einzelne Bezirke eine Erhöhung
der Reichshilfe bewilligen. Soweit auf Grund

der Bestimmungen vom 17. Dezember 1914, be¬

treffend die Kriegswohlfahrtspflege und der dazu
beschlossenen Nachträge, erhöhte Reichsmittel für
«ine Erwerbslosenfürsorge bewilligt sind, ver«

bleibt es bei diesen Bewilligungen.
Zu dem Gesamtaufwande gehören auch die

für die Erwerbslosenfürsorge notwendigen be»

sonderen Verwaltungskosten.

§ s.

Zuständig für die Gewährung der Erwerbs»

losenfürsorge ift die Gemeinde des Wohnorts des

Erwerbslosen oder der Gemeindeverband, in

dessen Bezirk der Wohnort belegen ist. Kriegs»
teilnehme! sind, unbeschadet einer vorläufigen
vorschußweifen Unterstützung in ihrem Aufent»
Haltsorte, in dem Orte zu unterstützen, in dem sie
vor ihrer Einziehung zum Heere gewohnt haben.
Entsprechendes gilt für Kriegsteilnehmer eines

während des Krieges mit dem Deutfchen Reiche
verbündeten Staates, die bei Ausbruch deS

Krieges oder bei ihrer Einziehung zum Heere
im Delüschen Reiche gewohnt haben. Ausländs¬

deutsche, die einen inländischen Wohnort nicht
haben, sind von der Gemeinde zu unterstützen,
in der fie sich bei Eintritt der Erwnbslosigkeit
aufhalten.

Personen, die seit dem 1. Auguft 1914 zur

Aufnahme von Arbeit in einen anderen Ort ge¬

zogen sind, sollen möglichst in den früheren Wohn¬
ort zurückkehren und sind nach ihrer Rückkehr in

ihren ftuheren Wohnort zu unterstützen. Per¬

sonen, die seit dem 1. Auguft 1öi4 zur Aufnähn»
von Arbeit in einen anderen Ort gezogen sind,

darf jedoch cm diesem Ort eine Unterstützung nicht

länger als insgesamt vier Wochen gewährt wer¬

den, auch wenn ihnen eine geeignete Arbeit ge¬

mäß A 8 nicht hat nachgewiesen werden können.

Die gleiche Beschränkung gilt für die vorläufige
vorschußweise Unterstützung von Kriegsteilneh¬
mern. Die Beschränkung tritt nicht ein. wenn

ErwnoLlsfe an de» Orte, an dem ihnen die

Unterftützu«». zu entziehen wäre, mit ihrer Fa»
tnilie einen gemeinschaftlichen Hausstund vor

Eintritt der C^wnbSlosigkeii begrüirdet haben
und noch führen. Die Unterstützung ift fern«

solange nicht zu entziehen, als die Rückkehr in

den früheren Wohnort tatsächlich unaussühr»
bar ift.

Freie Fahrt zur Reife in den ftüheren
Wohnort ift von der Gemeinde deS letzten Wohn»
ortes en,» Mitteln der ErwerbKlasenfürsorge zu

bewilligen.
8 Ss.

Für die vorschußweife zu gewährende Unter»

stützung sZ 5) ift der in dem Aufenthaltsort fest¬
gesetzt« Unterstützungssatz maßgebend.

Die Wohnm-tsgemeinde ift verpflichtet, den

auf di« Ausenthaltsgemeinde entfallenden Tnteil

deS Vorschusses zu erstatten. Die Anteile des

Reichs und der Bundesstaaten werden in der Auf¬

enthaltsgemeinde verrechnet, ohne daß eine Er¬

stattung van Bundesswat zu Bundessiaai statt¬
findet. Wenn die Erstattung deS Vorschuszanteils
von der Wohnortsgemeinde nicht zu erreichen ift,
weil ste im besetzten Gebiet liegt, so tritt das

Reich vorbehaltlich deS Rückgriffs gegen die Wohn¬

ortsgemeinde vorläufig sür diefen Anteil ein.

8 s.

Die Fürsorge foll vorbehaltlich der Vor¬

schriften der ZZ IS 5, 12 d irur arbeitsfähigen und

arbeitswilligen übn 14 Jahre alten Personen, die

infolge deS Krieges durch Erwerbslosigkeit sich in

bedürftig« Lage befinden, gewährt werden. Eine

bedürftig« Lage ift vorbehaltlich der Bestimmun¬
gen in §Z 11, 12 nur anzunehmen, wenn die

Einnahmen deS zu Unterstützenden einschließlich
der Einnahmen der in seinem Haushalt lebenden

Familienangehörigen infolge gänzlicher oder teil¬

weiser Erwerbslosigkeit derart zurückgegangen
sind, daß er nicht mehr imstande ift, damit den

nottoendigen Lebensunterhalt zu bestreiten.

8 «».

Wenn eine bedürftige Lage (Z 6) durch einen

Teilbetrag der Erwerbslosenunterstützung behoben
werden kann, ist nur der Teilbetrag zu gewähren.

Wer wegeu einer sechsundsechzigzwridrittel
vom Hundert übersteigenden Beeinträchtigung der

Erwerbstätigkeit Rente bezieht, ist als erwerbs¬

unfähig im Sinne des Z 6 anzusehen, soscrn er

nicht trotz dieser Beeinträchtigung auf Grund

wirklicher Arbeitsleistung mindestens zwei Drittel

des Ortslohnes verdient hat.

8 7.

Weibliche Personen sind nur zu unterstützen,
wenn sie auf Erwerbstntigkeit angewiesen sind.

Personen, deren frühere Ernährer arbeits¬

fähig zurückkehren, erhalten keine Erwerbslosen»
Unterstützung.

8 ».

Die Gemeinden und Gemeindeverbände sind
vnpflichtet, die Unterstützung zu versagen «der

zu entziehen, wenn der Erwerbslose sich weigert,
ein« nachgewiesene Arbeit anzunehmen, die auch
außerhalb seines BeruseS oder Wohnortes liegen

darf und ihm noch seiner körperlichen Beschaffen¬

heit zugemutet werden kann. Die Weigerung
kann nur damit begründet werden, daß für die

Arbeit nicht angemessener ortsüblicher Lohn ge»

boten wird, die Unterkunft sittlich bedenklich ift,
und daß bei Verheirateten die Versorgung der

Familie unmöglich wird. Für die Frage der An»

gemessenheit und Ortsüblichkeit deS Lohne« ift
im Zweifel das Gutachten deS DemomlmachungS»

ausschusses des Arbeitsortes maßgebend.
Freie Fahrt für den Erwerbslosen zur Reise

in den Beschäftigungsort nebst einer angemessenen
Beihilfe zu den Reiseunkoften ift von der Ge»

meinde des letzten Wohnorts aus Mitteln dn Er»

WerbSlosenfürsorge zu bewilligen. Wenn die im

Haushalt des Erwerbslosen lebenden Familien»
angehörigen zwecks Weiterführung des Haus»

Halts in dem Beschäftigungsort mitreisen oder

nachfolgen, und der Erwerbslose nachweist, daß
deren Unterkunft in dem Befchäftchungsorte ge»

sichert ift, so ist auch diefen Familienangehörigen
freie Fahrt nebst einer angemessenen Beihilfe z«

den Reiseunkosten zu bewilligen. Auch kann die

Gemeinde des letzten Wohnorts eine Beihilfe zu

den Unkosten der Beförderung des Umzugsguts
auS Mitteln der Erwerbslosenfürsorge gewähren:
die Beihilfe soll im Falle der Beförderung durch
die Eisenbahn die Kosten dieser Beförderung nicht
übersteigen.

Ist bei Verheirateten die Mitnahme der

Familie in den auswärtigen Beschäftigungsart
nicht angängig, so kann die Gemeinde des letzten

Wohnorts den zurückbleibenden Familienangehö¬
rigen während der Dauer des auswärtigen Ar»

beitsverhältnisses die Zuschläge zur Erwerbs»

losenunterstützung 9 Abs. 1) ganz oder teil»

weise gewähren. Diese Zuschläge an die Fami¬

lienangehörigen dn Kriegsteilnehmer fallen, ab»

weichend von § b Abf. 1, der Erwerbslosen»

fürsorge des Aufenthaltsorts zur Last.

8 Sa.

Ms Wohnort im Sinne dieser Verordnung ift
der Ort anzusehen, in dem fich cine Person nicht
nur vorübergehend aufhält, sondcrn mit der Ab»

sicht längeren oder dauernden Verbleibens wohnt..

8 ».

Art und Höhe dcr Unterstützung, die Fest»

stcllung einer kurzen Wartezeit von höchstens
einer Woche für die Erwerbslosen, mit Aus»

nnhine der Kriegsteilnehmer, ift dem Ermesse«
der Gemeinde oder des Gemeindeverbcnrdes über»

lassen. ES ist je!doch für eine ausreichende Unter»

stützung, die mindestens den nach der Michsoer»

sicherungsordnung festgesetzten und nach der Zahl
der Familienmitglieder fiir den Ernährer einer

Familie angemessen zu erhöhenden Ortswhn er»

reichen muß, zu sorgen: an Stelle von Geld»

Unterstützungen können auch Sachloiswngen, Ge¬

währung von Lebcnsmitteln, Mietuuterstützung
und Vergleichen treten>. Für Kriegsteilnehmer,

sowie für die teilweise Erwerbslosen (Z 9 Abs. 2j
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darf eine Wartezeit nicht festgesetzt werden; das

gleiche gibt für die im § S Abs, 2 bezeichneten Per¬

sonen bei der Rückkehr in ihren früheren Wohn-

«t. Personen, die zur Führung des Haushalts

«isres Erwerbslosen nötig sind, sind wie Familien»
le«taliedei zu behandeln. Der geschiedene oder

getrennt lebende Ehegatte eines Erwerbslosen
and die bei ihm lebenden Kinder des Erwerbs-

lssen rechnen zu dessen Familbsnmitglieder, wenn

fte von ihm gang oder in der Hauptsache unter¬

halten worden sind. DaS gleiche gilt für unehe¬

liche Kinder sowie für Stief» und Pflegekinder.
Der FamÄienzuschlag kann in diefen Fällen an

b-mjenigen, ausgezahlt werden, in dessen Haus¬

halt das gechreninlti lebenlde Familienmitglied ver¬

pflegt wird.

Erreichen in einer Kalenderwoche Arbeiweh»

wer infolge vorübergehender Einstellung oder Be¬

schränkung der Arbeit die in ihrer Arbeitsstätte

ohne Ileberarbeit übliche Zahl von Arbeitsstunden

»icht und treten deswegen Lohrrtürzungen ein,

erhalten, die Arbeitnehmer, fsfern 70 vom

Hundert des" verbliebenen WochenarbeitSver»

dirnstes den Unierstützungsbctrag der Woche bei

gänzlicher Srwerbslchigteit nicht erreichen, Er-

tr«rbslosenuntcrstützung m Höhe des fehlen,den

Betrages, jedoch an ArbÄtsverdienst und ErwerbS-

lsferiunterstützuiig zusammen nicht mehr als den

Betrag des bisherigen Arbeitsverdienstes bei

voller Arbeitszeit. Die Arbeitgeber sind ver¬

pflichtet, über den Arbeitsverdienst Auskunft zu

gebsn und auf Erfordern der Gemeinden «der

Vemeinder-erbände die Errechnung und Auszah-
Kuizz der Unterstützung kostenlos zu besorgen.

Die Unterstützung der Gemeinden und Ge¬

meindeverbände darf nur sür die sechs Wochen¬

tage gewährt werden und ohne Familienzuschläge
weder das Eincinhalöfache des Ortslohnes noch

die für dis einzelnen Orte nach Maßgabe ihrer

Zugehörigkeit zu den OrtMassen vorgeschriebenen

Höchstsätze übersteigen. Wo für einzelne Orte

die Vorgeschriebenen Höchstsätze in einem Mißver-

hälluis KU den Kosten der Lebenshaltung stehen,
können durch Bestimmung der Landeszentralbe¬

hörden diese Höchstsätze Äs zum etnundeinbalo-

fachen Ortslohn, jedoch nicht über die Höchstsätze
ber Klasse />, hinaus, erhöht werden.

Die Höchstsähe betragen unbeschadet der Bor¬

schrift in Ws. 1, Satz 2:

«Nv. ln den Orten der Ortsklassen

1. mnnnlicue Personen tw Mark)

») über 2l Jahre S,— ö.— 4,— S,b«

d) .
IS bis zu 21 Jahr. 4.25 3,50 8,— S.S«

L) „
14

„ „
IS

, 2,5« L,S5 2.— 1.76

2, weiblicke Personen
s) über 2! Jahre 3.5« 3.— 2.5« 2,25

d) „
IS bis zu 2t Jahr. 2.5« 2,25 S,— 1.75

c) »
14

. ..
1« , 2,— 1,75 1.75 1,5«

Die FamilienAuschläge dürfen folgende Sätze

nicht übersteigen:
in den Orten der Ortsklassen

rn„
L « OulS

>ur Mary

») die Ehefrau 1,50 1,5« 1,25 1,—

d) die Kinder und sonst,
unterstützungsberecht.
Angehörige 1,— 1,— 1,- 0.75

Maß,reblich für die Einreihung der einzelnen
Orte in die Ortsklassen .4, bis L ist das Orts-

klassenÄcrzeichttis, wie es für die Gewährung von

WohnungSgeldKufchüffen für die Roichsbeamten
jeweilig misgestellt ist.

8 Ss .

Ausländische Zivilpersonen, denen durch die

Militärt^efeh'shabcr ein inländischer Aufenthalts¬
ort zugewiesen worden ift, wird die Fürsorge an

diesem Aufenthaltsort nicht über den Zeitpunkt
hinaus gewährt, zu dem ihnen durch den Demo-

Vilmachungskommissar Gelegenheit zur Heimreise

gegeben wird.
Die Fürsorge kann von dem Demobil-

mschungsZvrnmissar dercrrt <zeregeA werden, daß
dem Erwerbslosen Unterkunft und Verpflegung
von seinem bisherigen Arbeitgeber nach Maßgabe
des während des Arbeitsverhältnisses lieblichen
«ls Sachleistungen gewährt werden. Jn diesem

Falle hat die Gemeinde oder der Gemeindever-

dand dem Leistenden eine bei der Regelung fest¬

zusetzende Vergütung im Rahmen ihrer sonstigen
Fürsovgeaufwendung zu gewähren.

Die Vorschriften des § 3 gelten mit der Maß¬

gabe, daß der DemobilinachilltgLkommissar die

Orte, an denen eme Arbeit anzunehmen ift, be¬

schränken kann.

Der DemobilmachungsZomntissar komm be-

stimmen, welche Stellen diese Vorschriften durch¬

zuführen und diie nötigen Anordnungen zu

treffen haben.
8 1«.

Die Gemeinden oder Gemeindevcrbäirde

rBnnen die Erwerbslosenfürsorge von weiteren

Voraarssetzungen (Teilnahme an den der All¬

gemeinbildung dienenden Veranstaltungen fach¬

licher Ausbildung, am Besuch von Werkstätten-
und Lehrkursen und dergleichen!, insbesondere für

Fugsndliche abhängig machen.
Sie können bestimmte Ausschließnngsgründe

für den Begug der Erwerbslosenfürforge (Miß¬

brauch der Einrichtung, Nichtbefolgung dcr Kon-

trollvorschriften und dergleichen) festsetzen.

8 ii-

Kleinerer Besitz (Spargroschen, Wohnungs¬

einrichtungen) darf für dre Beurteilung der Be-

diirftigkeit nicht m Betracht gezogen werden.

8 12.

Unterstützungen, die der Erwerbslose auf

Grurid eigener oder fremder Vorsorge bezieht,

fowie Mntenbezüge dürfen auf die von der Ge¬

meinde oder dem Gemeindeverbande zu gewäh¬
nende Beihilfe nur foweit crngerechnet werden,

als die Erwerbswsenainterftützung und sonstige

Unterstützungen und NeiMnbczüge zusammen

den dreifachen Ortslohn übersteigen. Anzurech¬

nen sind auch Zinsen von Spargroschen und der¬

gleichen. Die SZsntsn der Kri<^sbeschädigten sind

nur zu ztvei Dritteln in Anrechnung zu bringen.

8 12».

Ist ein Erwerbsloser auf Grund der Reichs-

verficherung zur Fortsetzung oder Auftechterhal-

wng einer Ve^icherung gegen Krankheit bei einer

Krarckenkasse, lnappschaftlichen Kankenkasse oder

Ersatzkassc berechtigt, ss hat die GemeindT die

Weiterve^icherumg in der bisherigen Mitglieder-

Lasse oder Lohnfftufe herbeizuführen. Sie hat zu

d»sem Zweck die erfrrrderlichen Meldungen binnen

zwei Wochen nach Beginn und Ende der Unter¬

stützung zu bewirken und die vollen Beiträge für

den Erwerbslosen zu zahlen.
Versäumt es die Gemeinde und verliert da¬

durch der Erwerbslose den Anspruch auf Kranken¬

hilfe, so hat die «Ämeinde ihrerseits dem Er¬

werbslosen die gleiche oder eine gleichlvertige

Krankenhilse zu gewähren.
Kann die Gemeinde die cirztliche Behand¬

lung selbst nicht beschaffen, so hat fie dem Er¬

werbslosen dafür sechs Achtel des gesetzlichen
Krankengeldes zu gewähren.

8 12 K.

Die. Gemeinde kann mit der Allgemeinen
Ortskrankenkasse ihres Bezirkes od« einer an?

deren Krankenkasse (Z 225 der Reichsversicherungs-

ordnunig), die in ihrem Bezirke den Sitz hat, und

deren Leistuzrgen denen der Allgemeinen Orts¬

krankenkasse mindestens gleichwertig sind, verein¬

baren, daß bei der Kasse alle von der Gemeinde

zu unterstützenden Erwerbslosen versichert wer¬

den, auch wenn sie nicht dem zur freiwilligen Ver¬

sicherung oder Weiterversicherung nach der Neichs-

versicherung berechtigten Persrmenkreise ange¬

hören.
Als Grundlohn gilt der Betrag der Unter»

stützung, die dem Erwerbslosen für seine Person

zu zahlen ift, soweit er den Höchstbetrag des

Grundlohns bei der Kasse mcht übersteigt. 8 12s

Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.
Die Leistungen der Kasse bestimmen sich nach

den gleichen Grundsätzen wie sür Versicherungs¬

pflichtige. Streit über Leistungen wird im

Spruchverfahren nuch der Reichsverficherungs¬

ordnung entschieden!.
Die Vorschriften deS 8 214 der Reichsver¬

sicherungsordnung gelten nicht, soweit danach, dem

Erwerbslosen, neben den Ansprüchen nach Abs. 3,

Ansprüche gegen eine andere Kasse zustehen
würden.

Hängt der Erwerb eines Rechtes nach der

Reichsversicherung odcr der Satzung einer Kran¬

keniasse, knappschaftlichen Krankenkasse oder Er¬

satzkasse davon ab, daß eine Wartczcit bei einer

Kasse zurückgelegt ift oder während eines bestimm¬

ten Zeitraumes cine Versicherung von bestimmter
Dauer bestanden hat, so steht die Vcrsichcrung

nach Abs. 1 einer Versicherung aus Grand der

Reich?verficherung oder bei einer knappschaftlichen

Krankenkasse oder Ersatzkasse gleich. Die Zeit

von mindestens ö Monaten nach H 199 der Reichs¬

versicherungsordnung gilt als Wartezeit im Sinne

dieser Vorschrift.
Ein Ausscheiden aus der Kasse wegen Weg¬

falls der Erwerbslosenunterftützung steht dem

Ausscheiden wegen Erwerbslosigkeit im Sinne des

§ 214 der Reichsversicherungsordnung, aber nicht
dem Ausscheiden aus der vrrsicherungspflichtigen

Beschäftigung im Sinne des Z 31Z der Neichs¬

versicherungsordnung gleich.
Hat eine Gemeinde vor dem 15. April 1919

Vereinbarungen mit einer Kasse getroffen, die

den Vorschriften vom Abs. 1 bis S im allgemeinen

entsprechen, so sind die daraus entstandenen Vcr-

sicherungsverhältnisse für die Zwischenzeit nicht

zu beanstanden.
8 12c.

Erwerbslose, bei denen die Gemeinde die

weitere Versicherung noch Z 12s nicht herbeifüh¬
ren kann, weil der geschäftliche Verkehr mit der

zuständigen Kasse infolge Besetzung deutschen Ge¬

biets durch eine feindliche Macht verkindert odcr

wesentlich erschwert ist, wcrdcn bci bcr für den

Gemeindcbezirk zuständigen Allgcmcincn Orts¬

krankenkasse oder, wenn eine nicht besteht.
bei der zuständigen Landkrankenkafse versichert.

§ 12d Abs. 2 bis 5 gilt entsprechend.

8 126.

Auch wo eine Gemeinde eine Vereinbarung

mit einer Krankenkasse nnch Z 12d getroffen heit,

ift ein Erwerbsloser, dcr dcn Voraussetzungen
des ß 12s genügt, nach diescr Vorschrift zu Ver¬

sichern, wenn er es bei der Gemeinde binnen

drei Wochen nach dem Inkrafttreten dieser Ver¬

ordnung oder nach dem späteren Beginne der

Erwerbslosenunterstützung beantragt und nicht
der Fall des ß 12^ vorliegt.

Wird der Antrag nicht oder nicht rechtzeitig

gestellt oder war der Erwerbslose nach § 12c ver¬

sichert, so Zaun er die Versicherung bei seiücr

ftüheren Kasse bei Beendigung der Versicherung

nach S 12d oder 12c in gleicher Weise fortsetzen
oder aufrechterhalten, wie wcnn er bis dahin

Mitglied der ftüheren Kasse gewesen wäre, so¬

fern er binnen drei Wochen seinen Wiederbeitritt

zu dieser Kasse erklärt.

Fn den Fällen des Ws. 2 kann die srühcre

Kasse den Erwerbslosen ärztlich untersuchen

lassen. Für eine Erkrankung, die beim Wieder»

beitritt bereits besteht, hat cr einen Anspruch nur

gegen die nach Z 12b oder § 12c zuständige Kasse.

Auf ihren oder seinen Antrag erhält er die Lei¬

stungen vou dcr früheren Kasse. Geschickt es aaf

seinen Antrag, so hat die frühere Kasse der nach

Z 12b «der 12c zuständigen binnen eincr Wochc

den Eintritt des Verstchcrungsfalls mitzuteilen.

Diese Kasse hat der ftüheren ihre Aufwendung
in vollem Umfange zu ersetzen. Streit über Er¬

satzansprüche wird im Spruchvcrfahrcn n«ch der

Reichsversicherungsordnung entschieden.

8 12e.

Jn den Fällen der ZI 12a bis c! wcrixu dic

bon der Gemeinde zu zahlenden Beiträge als

Kosten der Erwerbslosenfürsorge gegenüber Reich

und Staat angerechnet.
Neben Krankengeld oder Krankcnhauspflege,

die dem erkrankten Erwerbslosen gewährt wird,

erhält er uur die Zuschläge sür Familicnmit»

glieder nach Z 9 Abs. 1.

8 12k.

Erwerbslosen, die Erwerbslosenunterftützung

beziehen und nicht untcr die §Z 12^ bis c fallen,

wird bei Erkrankung die Unterstützung in vollem

Umfange weitergewährt.
8 12s?.

Die Erwerbslosenunterftützung ift der Pfän¬

dung nicht unterworfen.
8 13.

Für die Durchführung der ErwerbSloseusur-

sorge find Fürsorgeausschüsse zu errichten, zu

denen Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer

in gleicher Zahl hinzugezogen werden müsscn.
Die Fürsorgeausschüsse entscheiden nber

Streitigkeiten in Angelegenheiten der Erwsrös-

losenfürsorge.
Ueber Beschwerden enffcheidet dis Ksmmu»

nalcrufsichtsbehörde endgültig.

8 14.

Auf Antrag einer Arbeitnehmerorgcmisaiion
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ift die Auszahlung der Erwerbslosenunterstützung

und die Kontrolle der Erwerbslosen der betref-

senden Organisation zu übertragen, falls sie

1. ihren Mitgliedern satzungsgemäß eine Er»

werbslosen» (Arbeitslosen») Unterstützung ge»

währt,
2. ausreichende Gewähr dafür bietet, daß die

Auszahlung der Unterstützung und die Kontrolle

der Arbeitslosen ordnungsmäßig erfolgt.

8 IS.

Bestimmungen bestehender Erwerbslofenfür»

sorgeeinrichtungen, die für die Erwerbslosen gün»

ftiger sind als die vorftehenden, sind aufrechtzu»

erhalten.
8 i«.

Gemeinden und Gemeindeverbände haben

Anträge auf Erstattung der Kosten durck Ver»

mittlung der Höberen Verwalwngsbehörden bei

den Landcszentralbehörden zu stellen. Dies«

melden die Anforderungen sowie Anträge auf

Bewilligung für jeden Monat bis zum 15. dcs

folgenden Monats beim Reichskanzler (Reichs,

schatzamt) an.

Der Reichskanzler (ReichSschatzamt) hat ein»

zelnen Vundesstaaten auf Ansuchen Vorschüsse

auf den Bedarf eines Monats zu gewähren.

8 is».

Dsr Verstand der Gemeinde ift befugt, für

die Nichtbefolgung der Vorschriften dieser Ver»

ordnung oder der aus Grund der Verorönurig er»

lassenen Beschlüsse der Gemeinde OrdmungS»

ftrasen zugunsten der Gemeindetasse bis zu ein»

hundertfünfzig Mark festzusetzen. Dies gilt ent»

sprechend für den Gemeindeoerband, soweit er

Träger der Erwerbslosenfürsorge ift.

8 1?.

Die Landeszentralbebörde kann Ausfüh»

rungsvorschrifteii zu dieser Verordnung erlassen.

Die Landeszentralbehördc oder die von ihr be»

zeichnete Stelle kann bestimmen, daß für einheit»

liche Wirtschaftsgebiete der gleiche von ihr fest«

zusetzende Ortslohn zu gelten hat. Jn gleicher

Weise kann bestimmt werden, daß der noch Z ö,

Abs. 4 und ö, für einen Ort eine« einheitlichen
Wirtschaftsgebietes geltende Höchstsatz auf für
andere Orte dieses Gebietes zu gelten hat.

§ 1».

Diese Verordnung tritt, soweit nicht in den

zusammengefaßten Verordnungen ein früherer
Termin bestimmt ift, mit dem Tage der Verlün»

düng in Kraft. Die Reichsregierung odcr die

von ihr bestimmte Behörde kann einen Zeitpunkt
des Außerkrafttretens bestimmen.

Der Reichsminister für wirtschaftliche Demobil»

machung.

Koeth.

8 1»

Magdeburg. Dcr Name „Zentralverband
der Handlungsgehilfen" ist zu ändern in „Zeri,

Kaiverband der Angestellten".
Trier. Dem Verbände sind die Rechte

einer juristischen Person zu verschaffen.

8 2.

Trier. Hinter „Handlungsgehilfen" ein.

zusetzen: „und Lehrlingen jeder Konfession und

Partei".
OfZenbach. Der Vorstand kann auch solchen

Personen, dic nicht mehr Handlungsgehilfen, sind,
den Beitritt oder den Verbleib im Verbände ge»

statten.
8 3.

Offenbach. Die Anmeldung geschieht durch

schriftliche Erklärung unter Zahlung eines Ein»

trittsgcldes von 1 Mk, sowie des ersten Beitrages.
Der Verbandsvorstand kann noch Anhörung der

Ortsgruppenleitung oder auf Antrag derselben

die Aufnahme verweigern, wenn wichtige Gründe

hierfür vorliegeir. In solchcn Fällen ist der ge»

zahlte Beitrag zurückzuzahlen.

§7»
Trier. Ms. 1 ift einzufügen: „und der

Statuten".

Offenbach. Die Worte „Verbandsvorftande,
kostenlos" sind zu streichen; an Stelle Verbands»

Vorstand ist „Ortsgruppenvorswnd" zu setzen.
Wiesbaden. Neueintretende Mitglieder er»

halten im ersten Jahre eine Mitgliedskarte, die

von den Ortsgruppen ausgestellt wird. Nach
einjähriger Mitgliedschaft erhalten dieselben,
nach Einsendung der Mitgliedskarte, vom Haupt»
Vorstand ein Mitgliedsbuch ausgestellt.

s 11.

Offenbach. Hinter „können" ift einzufügen
„nach vorhergegangener Mahnung^ als letzter
Satz: „Dem Mitgliede ift die erfolgte Mahnung
mitzuteilen".

8 IS.

Chemnitz. De BeitragsNassen zum Zen»
tralverband der Handlungsgehilfen sind den Heu»

tigen Verhältnissen entsprechend abzuändern,
ebenso sind die Leistungen der Unterstützungsein»
richtungen zu erhöhen.

Hannover. Klaffe 1 bei einem Monats»

geholt unter 4«.— Mk. und für Lehrlinge 0.6«

Mark. Klasse 2 von über 40 Mk. bis 125 Mk.

1.50 Mk. Klasse 3 von über 125 bis 175 Mk.

2,75 Mk. Klasse 4 von mehr als 175 Mk. 4.— Mk.

Trier. Lehrlinge pro Monat 3« >Ps. Bei»

trag; bis 10« Mk. Gehalt pro Monat 1,— Mk.

Beitrag, bis 20» Mk. Gehalt pro Monat 1,5« M!.,
bis 30« Mk. Gehalt pro Monat 2— Mk., bis

4«« Mk. Gehalt pro Monat 2,5« Mt^ über 4««

Mark Gehalt pro Monat 3,— Mk. oder eventuell

nach einen 10prozentigen Zuschlag.

8 17.

Offenbach. Oertliche <^trar«tträge, zu
deren Zahlung die Mitglieder verpflichtet sein
sollen, können von den Ortsgruppenleirungen
unter Zustimmung der Mitglieder erhoben wer»

im Juni ^9^9 in Nürnberg.
den. Für die niedrigste Beirragsklasse darf ein

Ertrabeitrag nichl erhoben werden.

Trier. Absatz 2 soll dc,ßen: „Für Lehr»

linge darf ein örtlicher Extrabeitrag nicht er»

hoben werden,"

8 21.

Trier. D«m Wscch 2 ift anzufügen: „DaS

Verbandsvermöpen ist vom Vorstand münde!»

sichcr anzulegen und bleibt unteilbarer Besitz des

Verbandes. Bei Auflösung des Verbandes ent»

scheidet Zweidrittelstimmenmehrheit der an»

wescnden Abgeordneten des außerordenLichem
Verbandstages über Verwendung des Ver»

mögens."
8 22.

Offenbach. Jst einzuschalten!: „Die Preß¬
kommission".

8 23.

Trier. Absatz 1 nach „Beisitzern^" ift alles

zu streichen und dafür zu setzen: „Sis werden

von dem Verbandstage gewählt". Absatz 2 ist

anzufügen: „Wird ein Mitglied auS dem Reiche
in den Vorstand gewählt, so sind demselben samt»
liche Umzugskosten zu vergüten."

8 25.

Trier. Soll eS statt jährlich heißen ,^ertel-

jährlich".
8 2«.

Trier. Zu ß SS ist noch anzufügen: »... Der

Verbandstag wählt auS seiner Mitte jeweils
3 Revisoren aus verschiedenen Ortsgruppen zur

jährlichen Kassenprüfung, welche innerhalb
4 Wochen stattzufinden hat. Entstehende Un¬

kosten sind den Revisoren zu erstatten."

8 29.

Offenbach. Ift zwischen die Worte ,a«S

drei" ,das Wort „mindestens" einAufügen, so daß
der Satz folgendermaßen lauten würde: „Der

Vorstand der Ortsgruppe besteht aus minde¬

stens drei Personen, und zwar dem Borsitzenden
usw."

Sind die Warte „Der der Bestätigung durch
den Verbandsvorstand bedarf" zu streichen. Im
die Funktionen der Ortsgruppenleitungen ist die

Ausstellung der Mitgliedsbücher einzuschalten,,
Trier. Zu 8 29 hinter Schriftführer ift ein¬

zufügen: „Wenn die Mitgliederzahlen der Orts»

gruppen dies erfordern, kann sich der Vorstand
erweitern".

8 3V.

Braunschweig. Die Ortsgruppen haben
5« Prozent der vereinnahmten Verbandsbeiträge
an den Verbandsvorstand abzuführen. Der Reft
darf nur für örtliche Verbandszwecke verausgabt
werden. Auf Verlangen des Verbandsvorswndes
sind Abschlagszahlungen zu leisten.

Offenbach. SO Proz. bei mehr als 25« Mit»

gliedern auf 50 Proz. zu ermäßigen.
Wiesbaden. Die Ortsbeamten werden auf

die Hauptkasse übernommen. Bei Anstellung steht
dem Hauptvorstand das Ncitbestimmungsrecht zu.

8 33.

Trier. Absatz 2 ist „sind" zu streichen und

anzufügen: „und an den Verbandsausschuß direkt

einzusenden sind".

8 34.

Offenbach. Absatz 2 erhält falgende Fassung:
„Ortsgruppen von 1000 Mitgliedern können

einen Delegierten wählen. Orte, cm denen mehr
als 100« Mitgliedcr sind, können auf je weite»

150« Mitglieder einen Delegierten mehr wählen."

8 3S.

Offenbach. Im 35 sind d« Zahlen 3«

in jeweilig 1000 umzuändern.

8 41.

Offenbach. Jn K 41 Absatz S ift das W««

„Verbandsvorjtand" durch „Preßkommission" z«

ersetzen.
Trier. Zu 8 43 betr. der foll eS heißen:

„Sie muß 3« Proz. höher sein als die" usw. Zu
Absatz 2 ist einzufügen hinter wöchentlich „durch
die Ortsgruppe".

Zu 8 44 ift zu streichen „nach 8 65" und

statt „Stellenlosenunterstützung" zu setzen „Ge»

maßregeltenunterstützung". Zu Absatz 2 ift ab

„können" zu streichen und anzufügen „erhalten
bei Stveik die StelleMosenuirterftützung da

1. Zeitklasse'.
Zu K S« Ms. 2 ift „nSligenfallS" zu streiche«.
Wiesbaden. Die Auszahlung der Unter¬

stützung, Stellenlosen-, Kranken» und Sterbe»

Unterstützung erfolgt in dem Ortsgruppen, oh«
vorherige Anweisung des Hauptvorstandes. Di«

Belege werden «IS Ausweis über erfolgte AuS»

zählung angesehen.
Trier. Zu A SS ift zu setzen statt „S

nate" „3 Monate".

Zu 8 S8. Ift ganz zu streichen.
Zu 8 SS ift zu setzen statt zweijährigen „ei»,

jährigem'.
8 ««.

Trier. Soll heißen: Stellenlosenunter»
stützung wird gewährt, wenn das Mitglied un»

verschuldet stellenlos wird. Für die Gewährung
der Unterstützung ist daS Gutachten der OrtS»

gruppenleitung ausschlaggebend. Fm StreitsaU

stimmt die Ortsgruppe darüber ab. DaS Ergeb«
ms ist gültig für dcn Verband".

Offenbach. Ift das Wort „unverschuldeK»
zu streichen.

8 «4.

Trier. Der 8 64 ift zu ftreiche».

8 «S.

Hannover. Stellenlasenunterftützumg Klaff«
1 bleibt wie Klasse 5, also «.5« Mk. pro Tag,

Klasse 2 pro Tag IM Mk., Klasse 3 pro Tag

2F« Mk.. Klasse 4 pro Tag 3,5« Ml.

Krankenunterstützung die Hälfte vorsteh«id«

Sätze, Klasse 1 keine.

Trier. 8 65 ift zu fassen: Die Stellenlosen»

Unterstützung beträgt täglich: .... (wöchentlich
.... Mk.), und zwar nach ein« unnnrcrbroche»

nen Mitgliedschaft und Beitragszahlung do»

1. Jcchr bis zu 4 Wochen . . . . Mk. 2 Iah«
bis zu 8 Wochen .... Mk. 3. Jahr bis zu

1« Wochen . . . . Mk. 4. Jahr bis zu 12 Woche»
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. . . . MZ. 5. Fahr bis zu 13 Wochen . . . . MZ.

Sätze mindestens 5V Prozent höher.
Tritt ein Mtglied innerhalb eines Fahres

zum zweiten Male wegen Stellungslosenunter-

stützung cm ben Verband heran, so sind nur noch

die bei der ersten StellenKstgleit nicht voll ge¬

währten Leistungen innerhawser Berechtigung

zu leisten. Nachdem musz erst die erste einjährige

Beitragszahlung wieder erfüllt sein und kommen

dann nur nvch diese Leistungen in Betracht. Wäh¬

rend der Stellenlosigkeit sind die Beiträge auch

zu zahlen.
Zu K LK soll hinzugefügt werden bei „infolge

ihrer Mitgliedschaft oder" — weiter ift zu streichen

„können" nnd zu setzen „erhalten". Ferner:

diese Unterstützung beträgt mindestens 75 Plvoz.

des zuletzt bezogenen Gehaltes.

Zu 8 «7 soll der Anfang heiszen: „Mitglied

wi'rd, soweit sie einen eigenen Haushalt ufw."

Massen sind zu ftreichen).
Zu 8 68. Die Unterstützung beträgt für

jeden Kilometer 1 MZ. bis zum Höchstbetrag von

IM MZ.

Zu 8 Ki? Absatz 1 sind die Klassen zu ftreichen,

hinter „Krankenunterstützung" ift einzufügen «als

Zuschuß »u den Leistungen der Krankenlassen".

Zu ß 69. Absatz 2 ift ganz zu ftreichen.
Absatz 3 ift „wird gewährt" statt „kann".

Zu 8 71 sind die vielen, Klassen zu streichen
und zil fetzen „täglich 2 ML." statt 1 Mk« wöchent¬

lich 14 MZ. statt 7 MZ., demnach sind die Leistun¬

gen von: 1 Jahr bis zu 4 Wochen S6 MZ., 3 Jahr

bis zu 6 Wochen 84 MZ., b Fahr bis zu 8 Wochen

112 Mk., 7 Jahr bis zu 1« Wochen 14« Mk., 1«

Jahr bis zu 13 Wochen 1L2 Mk. Eventuell di?

Leistungen noch höher.

Zu 8 72 sind die Klassen ebenfalls zu

ftreichen, ebenfalls „kann", dafür zu setzen «wiri

gewährt".
Zu Z 74 foll heiszen: „das Sterbegeld beträgt

bei: Sjähriger Mitgliedschaft und Beitragszahlung
k>« Mk., Sjähriger Mitgliedschaft und Beitrags¬

zahlung 7S Mk., lOjähriger Mitgliedschaft und

Beiwlyszaihlung 1«« Mk., lSjähriger Mitglied¬

schaft und Beitragszahlung 15« Mk., LSjähriger

Mtgliedschafi und Beitragszahlung 20« MZ..

2Sjghriger Mitgliedschaft und Beitragszahlung
250 Mk., 3«jähriger Mitgliedschaft und Beitrags¬

zahlung 3«« Mk.

War die Beitragszahlung unterbrachen, so

wird nur diese Zeit an der Zahl der Mitglieds-

jcchve abgerechnet.

Handlungsgehilfen>Zeiiung.
Chemnitz. Die Verbandszeitung soll ent»

sprechend den verschiedenen Sektionen, deS Ver¬

bandes weiter mrsgebaut werden, insbesondere ift

die Industrie und die Jugend mehr zu berücksich¬

tigen.
Magdeburg. Die Verbandszeitung foll den

Sektionen entsprechend ausgebaut "werden. Eine

besondere Jugendbeilage ist zu gründen.

Offenbach. Betr. Verbandszeitschrifi wird

beantragt: Dem Verbandsorgan ift eine Jugend-

beiZage beizulegen.
Gröba-Niesa. Der Verbandstag wolle be¬

schließen: Die tendenziöse Haltung unseres Ver-

bandsorganS in gemerkschaftlichen sowie wirtschaft¬

lichen Fragen entspricht nicht der Auffassung des

größten Teils unserer Mitglieder, Jn den letzten
Monaten ist der Zugang an Mitgliedern zu un¬

serem Verband aus Kreisen, denen die nötige ge¬

werkschaftliche Schulung fchlt. groß gewesen. Un¬

sere Verbandszeitung soll zu .der gewerffchastlichen

Erzi'ehung dieser Mitglieder die Hauptarbeit
leisten. Die gegenwärtige Schreibweise, die inner¬

halb unserer Reihen zu schärfsten, Protesten her¬

ausfordert, macht aber ein gedeihliches Zusammen¬
arbeiten im Interesse des Verbandes und seiner

Mitglieder unmöglich. Der Verbandstag fordert,

daß der Redakteur sich diese Auffassung zu eigen

macht und in Zukunft als Grundlage für die

Redaktion der Handlungsgehilfen-Zeitung be¬

trachtet. Im anderen Falle ift der Redakteur

auf einem anderen Posten innerhalb des Ver¬

bandes zu verwenden und die Redaktion durch

einen Kollegen zu besetzen, der die Gewähr für

eine politisch neutrale Haltung der Handlumgs-

gehilfen-Zeitung bietet.

Gaue.

Lagerhalterkonferenz 1S17. „Die in

Würzburg tagende Konferenz der Lagerhalter

stellt an die Generalversammlung des Zentral¬
verbandes der Handlungsgehilfen den Antrag, zu

beschließen: Die im Zentralverband der Hand¬

lungsgehilfen organisierten Lagerhalter und

Lagerhalterinnen haben auf Grund der getrof¬

fenen Verschmelzilngsabmachungen das Recht,

Gaukonferenzen' abzuhalten. Die Konferenzen

haben in jedem Gau einmal im Jahre stattzu»

ftnden. Die Kosten trägt die Verbandskasse."

Neichskonferenz Lagerhalter 1S19. Für

alle Gaue des Vcrbandes sind Gauvorftände, be¬

stehend auS fünf Personen, einzuführen, deren

Vertreter bei allen VerhaiMungen, die zwischen
dem Vei^ndsvorstand oder dessen Vertreter und

den Instanzen der Genossenschaften erfolgen, hin¬

zuzuziehen sind und die gemeinsam mit dem Gau¬

leiter alle Geschäfte des Gaues zu erledigen haben.

Die Kosten, die dadurch entstehen, sind von

der H/ruptkass« zu tragen.

Hannover. Der Verckandsvorstand wird be-

auftragt, eine neue Gaueinteilung vorzunehmen
und die Sitze der Gauleitungen so zu legen, daß

sie fich an zentral gelegenen Punkten innerhalb

der Gaue befinden.
Essen. Der Verbandstag wolle beschließen,

für 'begrenzte Bezirke Gautage festzulegen, die

zum wenigsten alle Vierteljahr einmal zusammen«

treten. Insofern Gaubeamte vertreten sind, soll

die Einberufung durch folche erfolgen. Die Ab¬

haltung solcher Koirferenzen kann jedesmal ver¬

schieden sein und übernimmt, falls ein Gau¬

beamter nicht in Frage kommt!, den Vorsitz der

am Platze der Tagung vertretene örtliche Vor¬

stand.
Verschmelzung.

Hannover. Der Verbandsvorstand wird be-

artftragt, mit dem Vorstände des Verbandes der

Bureauangestellten in Verbindung zu treten, um

eine Verschmelzung des ZentrawerbandeS der

Handlungsgehilfen und des Verbandes der

Bureauangestellten herbeizuführen. Die Verhand¬

lungen sind so zu beschleunigen, daß die beiden

Verbäiide noch in diesem Jahre eine außerordent¬

liche Generalversammlung abhalten können, da¬

mit am 1. Januar 192« die einheitliche Organi¬

sation in Tätigkeit treten kann.

Chemnitz. Der Verbandsvorstand ist zu be¬

auftragen, so schnell wie möglich eine Verschinel¬

zung des Zentralverbandes der Handlungsge¬

hilfen mit dcm Bureauangestelltenvcrband und

dem Allgemeinen deutschen Bankbeamtenverbnnd

einzuleiten.
Magdeburg. Der Berbcrndsvorstand ist zu

beauftragen, s« schnell w » möglich eine Ver¬

schmelzung des Zentralverbandes der Handlungs¬

gehilfen mit dem Burcaiiangcstclltcn'vcrbnnd und

dein Verband der deutschen Versicherunysangc-

stellten einzuleiten.
Offenbach. Der Verbandstag möge durch

Beschluß den Verbandsvorstand deau'ftcagen. der¬

selbe möge Aktionen in die Wege leiten, die eine

Verschmelzung mit dem Verband der Bureau¬

angestellten, dem Ban'kbeamtenverband, dem Ver¬

band der Versicherungsbeamten sowie dem Buch-

haiidlungsgehilftnverband ermöglichen. Für die

in Frage kommenden Beamten kategorien können

Sektionen innerhalb des Zentralverbandes ge¬

bildet werden.

Wiesbaden. Dcr Verbandstag möge be¬

schließen: Der Hauptvorstand wird beauftragt,

mit dem Verband der Bureauangestellten betreffs

Verschmelzung in Verhandlung zu treten.

Internationale.
Offenbach. Die Beziehungen zu den außer»

deutschen Handlungsgehilsenverbänden, die vor

dem Kriege dem Internationalen Handlungsge»

Hilfen-Sekretariat angeschlossen, waren, sind in

aller Kürze wieder anzubahnen.

Anstellungen.
Offenbach. Für dem Rhein, und Maingau,

Hessen und Hessen-Nassau ift ein Gcrubeamtei:

anzustellen.
Bei Anstellung von Agitationskräften sollen

mehr wie bisher weibliche Agitationskräfte Be»

rüchichtigung ftnden.

Diverse.
Offenbach. Der Vcrbandstag möge zu der

Verordnung vom 23.Dezember 1918 betr. Angestell»

tenausschüsse Stellung nehmen und bei der Regie»

rung eine Verbesserung der in Frage kommenden

Bestimniungen bezüglich der Wahlbeteiligung der

^gestellten unter 2« Jahren sowie Mitwirkun¬

gen bei Einstellungen und Entlassungen von An¬

gestellten, Ginsichtnahme in die Gehaltsbücher,

Gewinnlisten usw. beantragen.

Die Regierung zu ersuchen, die statutarischen

Bestimmungen anderer Handlungsgshilienver»

bände (Harmonieverbände), die die Verpflich¬

tungen ihrer Hilfskassen den Mitgliedern gegen»

über von der Zugehörigkeit zu ihrer Organisation

abhängig machen, sls gegen die guten Sitten ver»

stoßend für ungültig zu erklären.

Gröba-Riefa. Der Hauptvorstand unseres

Verbandes möchte 'bei der Neichsregierung dahin¬

gehend vorstellig werden, daß Mitgliedcr von Bc-

imssr-erbäiiden der Arbeitnehmer jederzeit aus

ihrem Verband austreten können. Satzungen, die

dies verhindern!, sind als wider die guten Sitten

verstoßeiid anzusehen, insbesondere gilt das sür

die Satzungen der bürgerlichen kaufmännischen

Verbände, in denen z. B. das Mitglied nur zum

31. Dezember austrctcn kann und gehalten ist,

diesen Austritt Kor dem 1. Oktober unter Voraus¬

zahlung aller Beiträge zu erklären.

Wahlreglement.
Für die Zirsammensetzung des Verbandstages und die Wahlen der

Delegierten gelten die Bestimmuiigen der §S 34 bis 36 der Satzungen.

Danach bilden die Ortsgruppen, die am 31. Dezember 1913 min¬

destens 30« Mitglieder einschließlich der Kriegsteilnehmer zählten, eincn

selbständigen Wahlkreis (örtliche Wahlkreise). Für Ortsgruppen mit

weniger als 30« Mitgliedern werden einschließlich etwa vorhandener Ein¬

zelmitglieder nach der geographischen Lage „Provinzml-Wahlkreise" ge¬

bildet, die durchschnittlich SO« Mitglieder zählen.

Für jeden Wahlkreis wird vom Verbandsvorstand ein Wahlvorsteher

ernannt. Jn den örtlichen Wahlkreisen, die in der Wahlkreiseinteilung

nnter Nr. 1—25 aufgeführt sind, übernimmt der Vorsitzende der Orts¬

gruppe die Gescläfte des Wahlvorstehers. Die Wahlvorsteher der unter

Nr. 26—53 aufgeführten Provinzial-Wahlkreise sind in der Wahlkreis¬

einteilung bekanntgcmacht.

^. Allgemeine Vorschriften.
Wählbar und wahlberechtigt sind nur solche Mitglieder, die nicht mit

S oder mehr Beiträgen im Rückstände sind. Bei Eintritt in die Wahl¬

versammlung sind die Mitgliedsbücher vorzuzeigen und auf die Zahlung

der Beiträge zu prüfen.

Jedes Mitglied darf nur einen Stimmzettel und für jeden Kandi¬

daten nur eine Stimme abgeben. Als Kandidaten können nur solche Mit¬

glieder vorgeschlagen und gervählt werden, die in dein betreffenden Wahl¬

kreise wohnen. Der Stimmzettel darf höchstens soviel Namen enthalten,

als in dem betreffenden Wahlkreise Delegierte zu wählen sind. Stimm¬

zettel mit mehr Namen sind ungültig.

Die Wahlvorsteher haben sofort nach Feststellung des Wahlresultats

ein Protokoll aufzunehmen, das von mindestens zwei hinzuzuziehend>,'n

Stimmenzählern mitunterzeichnet sein muß. Das Protokoll muß die

Anzahl der abgegebenen Stimmzettel, die Namen der vorgeschlagenen

Kandidaten und die für diese abgegebene Stimmenzahl, sowie die Ge¬

samtzahl der abgegebenen Stimmen enthalten. Aus dcm Protokoll der

Provinzial-Wahlkreise muß auch die Anzahl der von jeder Ortsgruppc,

jeder Zahlstelle oder von den Einzelmitgliedern abgegebenen Stimmzettel

ersichtlich sein. Ferner müssen die gewählten Delegierten unter Angabe
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der Mitgliedsnummer, des Wohnorts «nd der auf sie entfallenen Stimmen

besonders angegeben sein. Formulare zu dem Protokoll erhalten die

Wahlvorsteher zugesandt.
Das Protokoll, die Stimmzettel und die dem Wahlvorsteher der Pro»

Vinzial-Wahlkreise schriftlich zugegangenen Wahlresultate aus Ortsgruppen
und Zahlstellen müssen bis zum 4. Juni beim Verbandsvorstand einge»

gangen sein. Die gemahlten Delegierten werden in Nr. 12 der „Hand»

lungsgehilsen»Zeitung" vom 11. Juni bekanntgemacht. Das Mandat und

sonstiges Btaterml erhalten die Delegierten vom Verbandsvorstand zu»

gesandt.
S. Oertliche Wahlkreise.

Die Vorschläge der Kandidaten in den'Wahlkreisen Nr. 1—25 sollen
in derselben Versammlung gemacht werden, in der die Wahl der Dele»

gierten vorgenommen wird. Jn der Einladung zu der Versammlung rnufj

dies« Wahl als besonderer Punkt der Tagesordnung angegeben werden.

Die Wahl hat durch Stimmzettel zu erfolgen. Das Resultat musz in der.

selben Sitzung unter Hinzuziehung von mindestens zwei Mitgliedern fest»

gestellt werden. AIS gewählt gelten diejenigen, die die meisten Stimmen

crhalten haben. Bei Stimmengleichheit soll möglichst in derselben Ver»

sammlung Stichwahl vorgenommen werden.

Q. Provinzial-Wahlkreise.
Jn den unter Nr. LK—53 aufgeführten Wahlkreisen sind zunächst

Kandidaten vorzuschlagen. Die Vorschläge der Ortsgruppen und Zahl»

stellen sind dem Wahlvorsteher des betreffenden Wahlkreises bis 6. Mai

schriftlich einzureichen, späier eingehende Vorschläge sind ungültig.
Der Wahlvorsteher ist verpflichtet, di« Namen der vorgeschlagenen

Kandidaten mit Angabe des Wohnorts und der Mitgliedsnummcr bis

spätestens 8. Mai dem Vorstande mitzuteilen. Die Vorschläge werden i»

Nr. ltl der „Handlungsgehilfen-Zeitung" vom 14. Mai veröffentlicht.
Nach erfolgter Bekanntmachung sind die Delegierten aus den Reihe»

der für den betreffenden Wahlkreis vorgeschlagenen Kandidaten zu wählen.
Jede Ortsgruppe und jede Zahlstelle mich die Wahl in einer Mitglieder»
versammlmrg mittels Stimmzettel vornehmen. Jn Ortsgruppen und

Zahlstellen, die mehrere weit voneinander liegende Orte umfassen, und

dadurch den Mitgliedern der Besuch einer Wochcntagsversamnrlung un»

möglich ist, soll die Versammlung an einem Sonntag abgehalten werd«».

Das Resultat der Wahl ist dem Wahlvorsteher unter Beifügung der

Stimmzettel mit dem Vermerk auf dem Briefumschlag „Wahlresultat" bis

spätestens 31. Mai einzusenden. Die Cinzelmitglieder müssen ihren
Stimmzettel mit Angabe des Namens und der Mitgliedsnummer an den

für sie zuständigen Wahlvorsteher ebenfalls bis spätestens 31. Mai ein»

senden, «später einlaufende Resultate tonnen nicht mehr berücksichtigt
werden.

Der Wahlvorsteher öffnet diese Briefe am 1. Juni im Beisein von

mindcstcns zwei Mitgliedern und stellt mit diesen sofort das Gesamt»
resultat fest. Derjenige Kandidat gilt als gewählt, der die meisten Stimme«

erhalten hat. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das der Wahl¬
vorsteher zu ziehen hat.

Oertliche Wahlkreise.

Sir Bezirk

1

2

S

4

5

e

7

S

S

1«

11

12

13

14

15

1«

17

IL

19

20

21

22

SS

24

25

Berlin

Bielefeld , ...» ... .

Braunschtori» ..,.>,. ^ » .

Bremen

Bremcrhave» .. ^ .

Breslau .;,,»,?»,».

Chemnitz .. i ».»...,. .

Cöln a. «h. . i ....... .

Dortmund . . . . ^ » . . , i , .

Dresden . . ;».,,;,.

Düsseldorf ...«,..,.»-.
Elberfeld s s . .

Essen . . . . . - . .

Frankfurt ». M. .» .

Hamburg ...-5. ......

Hannover ....>...?...
Harburg ..jz..«»»»

Kiel 5,z,».5i».

Königsberg ,,,,,,»,.,.

Leipzig »,»,,.....

Lübeck

Mannheim..... s

München . . - . . ,

Nürnberg
Stuttgart

Summ« , , , » ,

Provinzial-Wahlkreise.

Dele>

gierte

»
1

1

1

1
S

L

S

1

4

1
1

1

4

«

1

1

ii

1

5

1

2

6

3

1

6«

Wahlkreiseinteilung.

«r. Wahlkreis
S

Wahlvorsteher

Uebertrag . . so

2« Provinz Schteste» ohn«
Breslau. GSrlitz. Hirsch»
berg und Waldenburg .

1

Mar Brau«

Kattowitz
Rathausstr. S I

27 Ortsgr. GSrlitz. Hirsch»
berg. Waldenburg . .

1

Max Saling
GSrlitz

Luisenstr. »

LS Provinzen Pose» und Ost¬
preußen ohn, König?»
berg und vo» West»
Preußen dt, Ortsgruppe

1

Paul Lang«
Pose» W. Z

Zeppelinstrabt 1b l

L9 Provinzen P,»n»«» und

Weftpreuli» , h », Dt»
1

grill Oblhol
Stern»

«rrcdtftr. SS!

so Dn braniienbmgisch« Sie»

gi«rungsb«zirt Frsnkfur, 1

Otto grönit«
Sprember, (Laus.)
Bautzen« Str. IS

Sl Der brandenburgisch« ««»

gierungsbezirk Potsd»
und Mecklenburg-Schwe¬
rin, Mccklenburg.Strelitz 1

Hermann Stuck

Luuenwald«

Dahm« Str. 24.

Uebertrag . . ^
SS

Nr. Wahlkreis Delcg, Wahlvorsteher

Uebertrag . . SS

32 Provinz Schleswig-Hol-
ili.,» und Ortsgruppen
Cux.hsve» und RK«.

1

Wilhelm Manhies

Rüprinaen (Oldbg.)
Bremer Str. 4Z

33 Provinz Hannover ohne
Ottsgi. Hannover und

Harburg, Staai Olden»

bur« cchne Rüstiringen,
Staat LiPpe-TetmoK,,
vom Staate Braun»

schweig die Einzelmit»
gliedn und dte Orts»

giupp« Vegefack . . .
1

Heinrich Hoppr
Hilbesnetm

Pelner Landftr. 1»

34 Staat Anhalt nnd von

Provinz Sachsen
die Ortsgruppen SKn,
Aschersleb««. Cvlde. Hol»

berftadt. Quedlinburg,
Stendal, Tangermünoe
und Wirrender« . . .

1

«ml Birch
Dessau

»reite Str. U

3S Provinz Sachsen ohn«
die unter Nr. S 4 ge»

nannten Orte und obn«

Magdeburg, Halle, Mer»

sebu«. Weißensels, Er»

surr 1

Alexander Overlack

Bitlerfcld
(Bez. Hall«)
Mühlstr. Zg

3« Ortsgruppe Magdeburg
und Einzelmitglied« der

Provinz Sachsen . . .
1

Paul Bach

Magdeburg
Georgenplatz lg

37 Ortsgruppen Halle ». S.,
Merseburg. Weiftenfe» 1

Joh. Schweikart
Halle a. S.

Glauchaer Str. 71 d

SS Ortsgruppen Erfurt und

Goth» 1

Wilhelm Vofs«
Erfurt

Am gelben Gut 2S

39 Sachsen > Weimar-Eisenech,
Sachse» - Coburg - Goth»

ohne die Orisgrupp«
Gotha, Schwarzburg.
Sondershause». Orts»

gruppe Suhl . . .
1

Otto Papft
Iena?Lchte» lai»

Mühlenstr. 59 III

40 Sachsen-Altenbur» . , .
1

Otto Jiinick«
Altcnburg

Poschneitzersn. »11

41 Rentz f. L« Reuß «. L.,
Sachse» .» Vieintiigen,
Schwarzburg-Nudolstadt 1

Louis Opitz
Gna-Dcbschwttz

Oststr. 7

42 Provinz Westfalen ohn«
die Ortsgruppen Biele¬

feld, Dortmund . . .
1

Willy Hauff«
Bochum

Stetnstr. IS ll

43 Die Nheinprovinz ohne
die Ortsgruppen Eöln,
Düsseldorf. Elberfeld.
Essen. Saarbrücken,

1

Hugo Neunhr
Hambor»

Ernmastr. t

Ucbcrtrag . . 73

Nr.

44

4S

1«

47

48

49

5«

51

52

53

Provinz Hessen » Nassau
«Kne die Ortsgruppen
Frankfurt a. M., Mainz,
Wiesbaden, vom Staat

Hessen die Ortsgruppe
Osfenbach

iahlkreiS

Nebertrag

Dte bayerische Pfalz, von

der Nheinprovinz die

Ortsgruppen Saar»

brücken, Wetzt«. Staat

Hessen ohne die Orts¬

grupp« Osfenbach . . .

Ortsgruppen
sujiesbade»

Mainz.

Staat Bade»

Staat Württemberg und

von Bayern die Orts»

giiwpen Augsburg,
Keinpten, Würzburg

Staat Bayern ohne die

Ortsgruppen Augsburg,
Kenrpten, Würzburg und

ohne die bayerisch«
Pfalz

Vom Staate Sachsen di«

ttreishaupimannschafien
Bautzen. Dresden, Leip¬

zig ohn« die Ons»

gruppen Dresden, Leip¬
zig, Niesa. Meißen.
Großenhain

Vom Staate Sachsen die

Orisgr. Ricsa. Meisjen,
Großenhain

Vom Staat« Sachsen die

Kreishauptmannschaft
Zwickn» ohn« dt« OrtS»

gruppe Aue ....

Vom Staat« Sachsen dt«

Kreishauplmannschaft
Chemnitz. von derKie'.S»

Hauptmannschaft Zwickau
dte Ortsgrupp« Aue und

ohn« die Ortsgrupp«
Ehemnitz

Summa .

es

7«

Wahlvorsteher

Fritz Haagman»

Stegfriedstr.»

Joh. Kämpf«
Csssel

Bnhnhofstr. t»

(Voiksblatt)

PH. SoltauZ

Mainz
Barbarossartn«

Nr. 25/27

Friedrich TSpper
Karlsruhe (Bade»)
Riippurrn SK. 1«

Franz DopH
Würzburg

Zellttstt. 14

8S

Ludw, Ehrensberger
Rcgensbnrs
Weinmartt Z

Maz Gnauck

Zittau
Prinzeustr. K

Max Faber
Gröba b. Ries«
G.E.G.»Seiseniabr.

Arthur Thien»
Zwickau i. S«.

Dorocheenftr. S>

Arthur Groi
Aue i. Erzset».
Schlachthosstr. »

(Kontor)
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Geschäftsinhaber, AngssiMs
und Arbeiier.

Wer die Augen aufgemacht hat, wird

längst bemerkt haben, dah die Stimmung der

kaufmännischen und technischen Angestellten
über die gegenwärtigen sozialen VerlMrnifse
mindestens ebenso schlecht ist wie die der Ar¬

beiter. Die Angestcllten haben sich gesagt, daß

es notwendig ist, sich ebenso gewerkschaftlicher
Kampfmittel zu bedienen wie die Arbeiier.

Ueber diese Siwation war sich selbst die

„Deutsche Arbeitgeber-Zeitung" klar gewor¬

den. Sie ftihrte bereits in ihrer Nr. -12 voin

Lg. Oktober 1918 aus:

„Die Arbeitgeberschaft wird sich des Ern¬

stes klar werden, wenn sie daran denkt, wohin
em gemeinsames Vorgehen von Angestellten-
.'.rid Arbeitersclzaft schließlich führen muß.
Solange die Unternehmen'chaft sich auf die

Angestelltenichaft noch vertrauensvoll zu

stützen vermag, so lange ist die Gefahr, mit

einer radikalen Arbeiterschaft zu arbeiten, nur

halb so schlimm. Tritt aber die Angestellten»
schaft offen auf die Seite der Arbeiterschaft
hinüber, dann wachsen die Gefahren für die

Unternehmer und für die Allgemeinheit ins

Ungemessone, denn die Verfügungen, die die

Angestellten in viel höherem Matze über Men>

hhen und Kapital haben, können sie unter

Umständen zur schwersten Schädigung der

Unternehmer ausnützen. Die Lösung der Frage
wird für die Arbeitgeberschaft nur darin erblickt

Werden können, sich ihrer Angestelltenschaft mehr
als bisher anzunehmen, ihren Wünschen gegen¬

über sich wohlwollend zu verhalten und ihnen
einen Schutz gegeniiber den Bestrebungen der

Kaurpfgewerkschaften zu gewahrem Dabei

wird die Arbeitgebersck>aft nicht an der Prü¬
fung der Gehaltssätze für die Angestellten»
schaft r«rbeikonlme>n, denn, das Ziel, die Ange¬
stellten zu den Unternehmern heranzuziehen,
wird am besten damit erreicht werden, wenn

den Angestellten einmal eine ihrer Vorbil»

dimg, ihren Leistungen und Fähiigkeiten und

ihrer sozialen Stellung entsprechende Bezah»
Krng zugebilligt wird. Abgesehen davon, dasz
im Laufe des Krieges die Lebensverhältnisse
sich in einem Maße verteuert haben, das den

Angestellten das Durchkommen nur schwer er»

möglicht, wird man als Arbeitgeber auch die

tatsächlich bestehenden Mißverhältnisse hin¬
sichtlich der Eutlokinung von Arbeiten! und

N" gestellten auszugleichen haben. . ."

Dieser Gedanke läuft also darauf hinaus,
die Angestellten nicht dnrch eine wirtschaftliche
Besserstellung zu befnedigen, sondern sie mit

leeren Worten wohlwollend abzuspeisen. Die

Geschäftsinhaber sollen nach diesem Vorschlage
ihren Angestellten „einen Schutz 'gegen die

Kampfgewerkschaften gewähren"! Dement-
- sprechend versuchen die Unternehmer vielfach,
ihre Angestellten dcm „Gewerkschastsbrind
kaufmännischer Angestellten" zuzutreiben. Wir

glauben jedoch, daß die Handlungsgehilfen
diefen Versuch nach so vielen harten Lehren
längst durchschauen und sich immer zahlreicher
dem Zentralverband der Handlungsgehilfen
anschließen, der 1L0000 Mitglieder zählt.

Mus dem Zentralverbnnd

Die Ortsgruppen werden gebeten, bei Ein¬

sendung von Berichten darauf Rücksicht zu neh¬

men, daß wir nicht mehr ein Verband von

80000 Mitgliedern, sondern ein solcher von

160 000 ftnd, daß die Zahl unserer Ortsgrup»
pen beträchtlich gewachsen ist, daß jetzt eine

Zeit der Lohnbelvegungen usw. wie nie zuvor

blüht.
Dementsprechend müssen die Berichie au?

den einzelnen Orten kurz und knapp gehalten
sein. Nur wirklich wichtige Dinge können aus¬

führlich erörtert werden. Wer dies nicht be¬

achtet, schmälert dadurch andern Ortsgruppen,

die auch zu Worte kommen wollen, den Raum

der Zeitung.
Wo monatlich Hunderte von Versammlun¬

gen stattfinden, ist es z. B. nicht möglich, ein»

zelne ohne besonderen Gruud herauszugreifen
und darüber zu berichten. Es ist auf die Dauer

auch nicht angängig, die einzelnen örtlichen

Tarife wörtlich abzudrucken.
Der Inhalt unserer Zeitung muß nach

den geänderten VerbandsverhältnWn zuge¬

schnitten werden, und daß dabei den bishe¬

rigen Gepflogenheiten nicht immer entsprochen

werden kann, wird jeder leicht einsehen.

Boizenburg. Jn einer gutbesuchten Mit¬

gliederversammlung am 18. April in Hesse«

Gasthaus wuröe die Gründung einer Ortsgruppe

beschlossen. Nach vorausgegangener Aussprache
murden gcwählt: als Vorsitzender Karl Turbau,

Klingbergstr. LS, als Kassiererin Frau P. Bock,

Bahnhosstraßs 37, als «Schriftführer Gustav Buch

Fährweg 33. Ferner wurde beschlossen, die Orts¬

gruppe dem hiesigen Gewerkschaftskartell anzu¬

schließen.

Brackwede. Am 30. April fand im Groszen

Kurfürsten eine Versammlung der Mitglieder

unseres Verbandes statt. Da in Brackwede fast
lM Mitglieder vorhanden sind, wurde beschlossen,

regelmäßig Mitgliederversammlungen abzuhal¬
ten und zu diesem Zwecke sowie zur Leitung der

Agitation eine Untergruppe der Bielefelder Orts¬

gruppe zu bilden. Als Vorsitzender des Unter¬

gruppenvorstandes wurde gewählt Kollcge Karl

Olderdissen, Niederstrahe 10S. zum Schristsührcr

Kollege Ernst Krisch, Goetheftr. 89, zur Beisitzerin

Kollegin Marie Schwarze, Weftfeld 20. Hierauf

hielt Kollege v. Mayenburg-Bieleseld einen bei¬

fällig aufgenommenen Vortrag über »Das ein¬

heitliche Arbeitsrecht."

Burg. Die Angeftellten unseres Ortes

haben die Zeichen der Zeit ebenfalls verstanden.
Die im Dezember vorigen JahreS gegründete

Ortsgruppe ist im dauernden Zunehmen be¬

griffen. Auch hier hat ein groszer Teil der An¬

gestellten erkannt, daß man mit den Harmonie-
verbänden nicht die Errungenschaften der Revo¬

lution sichern kann. Die von dcm Kollegen Bach-

Magdeburg gehaltenen Vorträge haben bewiesen,

dafz die Zukunft nur den freien Gewerkschaften

gehört. Nur eine Kampsorganisation wie unser

Zentralverband kann einzig und allein die rich¬

tige Interessenvertretung der Angestellten fein.

Unsere Ortsgruppe hat dies bereits klar be¬

wiesen Der dreiwöchige Streik in der Spreng¬
stoff-Fabrik in Güsen, Bez. Magdeburg, der ge¬

meinsam mit der Arbeiterschaft geführt murde,

ift mit einem großen Vorteil sür die Angeftellten

beendigt. Unser Vorsitzender, der Kollege Abosch,
der dort Obmann des Angestelltenausschusses ist,

wurde von der Direktion gekündigt, weil er der¬

selben nicht angenehm war. Die Kündigung

mußte, nach einem gefällten Schiedsspruch im

Reichsarbeitsministerium, zurückgenommen wer¬

den. Ebenso ift die Gehaltsregelung zugunsten
der Streikenden ausgefallen. Trctz des kurzcn

Bestehens unserer Ortsgruppe war cs uns mög¬

lich, einen Kandidaten zum Stadtparlament an

aussichtsreicher Stelle aufzustellen. Unscr Kol¬

lege Rudolf Rammler ift zum Stadtverordneten

gewählt morden. Jn den Vorstand der Orts¬

gruppe sind gewählt als 1. Vorsitzender Kollege

Abosch, als Stellvertreter Kollcge Rammler,

1. Schriftführerin Kollegin RSser, 2. Schrift¬

führer Kollcge Martin, 1. Kassierer Kollege Dictz,
2. Kassiererin Kollegin Garschina, Beisitzer Kol¬

lege Rickwardt. Die Monatsversammlungen ftn¬
den jeden Donnerstag nach dem Ersten im Ver-

einSlotal Schartauer Str. 4 statt. Während der

Sommerzeit rr«rden Sonntagsausflüge unter¬

nommen, zu denen rege Beteiligung erwünscht
mird. — Eine zmeite Ortsgruppe ift im nahe»

liegenden Genthin von unS gegründet Korden.

Dort haben sich befonders Mitglieder des D. H. V.

uns angeschlossen. Der Vorsitzende ift der Kol¬

lege v, Arnftedt. Wir richten an unsere Kollegcn
die Bitte, recht viel Mitglieder für umercn Ver¬

band zu werben, damit wir als starke Macht auch
an unserem Orte die Rechte der Angestellten
treten können.

Frankfurt a. M. Am 18. März fand im

großen Saal des Gerverkschaftshauses eine außer

ordentliche Mitgliederversammlung statt, dic sicb

mit der Wahl der Ortsbcamten besassen sollt,'.
Den alten Kollegen mochte das Herz nn Leibe

lachen, als sie den überfüllten Saal sahen. In

Frankfurt hatten wir einen derartigen Besuch

unscrcr Mitgliederversammlung noch nicht er¬

lebt. Wenn die Kollegen auch künftig den Vcr.

bandsbestrcl'ungen so lebhaftes Interesse eni-

gcgcnbrinnen, dann mird der Erfolg nicht aus¬

bleiben. An alle, die uns angeschlossen sind. cr>

!?eht deshalb erneut dcr Nus: „W.rbt immcr

mehr Mitglicder, ihr arbeitet dadurch sür euch

selbst, wcnn ihr dazu beitragt, daß die Organi¬
sation gestärkt wird!" Daß die Angcstcllteu N'un

endlich den Wert der Organisation erl.'^ui

haben, ist auch daraus ersichtlich, daß die durch

vermehrte Kosten für Agitation, Verwaltung usw.

notwendig gewordene Erhöbung dcr Beiträge

nach kurzer Debatte einstimmig angenommen

wurde. Danach beträgt der Bcitrag für Klassc l

2,5« Mk., sür Klasse II 2 Mk.. für Klasse III

1.60 Mk.. für Klassc IV 1,30 Mk.. für Klassc V

S« Pf. Zum Kassierer ist der bisher schon das Amt

provisorisch verwaltende Kollcge Wllhclmp c,c-

wählt worden, zu Karielldelegicrtcn die Kollegi.»

Roller, Artur Mayer, Fleische", Bcrger, ein Kol¬

lege Lagerhalter, die Kollcgin Sack und die bcidcn

Ortsbeamten. Als solch? wurdcn aus Vorschlag
der von der letzten Mitgliederversammlung zur

Sichtung der eingegangenen Bewerbungen ge¬

wühlten Kommission die Kollegen August Seidel,

und Abrahamsohn getoählt,, nachdcm sich letzterer
in einem kurzen Referat den Mitgliedern vorge¬

stellt hatte. Eine lebhafte Diskussion loste dann

der von Kollegen Hempel zur Verlesung ge¬

brachte Tarisvcrtra^senrwurf aus, der in Ge¬

meinschaft mit den anderen kaufmännischen Ver¬

bänden ausgearbeitet war und unscre Förde-,

rungen in bezug auf Gchalt, Kündigung, Urlaub,

Arbeitszeit usw, enthält. Auch hier wurde wieder

zum Ausdruck gebracht, daß die erste Bedingung

zur Durchsehung der aufgestellten Forderungen
die unbedingte Einigkeit der Angcstclltcn sci, die

sich restlos organisieren müßten. Vor einem

Streik dürfe man nicht zurückschrecken, wenn c?

gelte, unseren Wünschen Nachdruck zu verleihen.

Frankfurt s. V!. Die Ortsgruppe hielt
am IS, April im Gewerkschastshaus eine stark

besuchte Mitgliederversammlung ab. Da der Ab¬

schluß dcr Tarifverträge jetzt im Mittelpunkt des

Interesses steht, hatte Kollege Scidcl eine auf¬

merksame Zuhörerschaft, als er ausführlich Be¬

richt erstattete über die Lohnbewegungen und

Streiks der letzten Wochen. Er betonte zum

Schluß, daß die Fortsetzung des Kairipfes ein ein¬

mütiges Zusammenstehen aller Angestellten ver¬

lange, damit auch in Zukunft die volle Durch¬

setzung ihrer Forderungen möglich sei. Danach

sprach Kollcge Abrahamsohn über den am 17. bis

Ll. Juni stattfindenden Verbandstag. Die neue

Zeit bringe neue Forderungen uird die veränder¬

ten wirtschaftlichcn Verbältnisse haben auch ihre

Wirkung auf das Verlnudslebcn ausgeübt. Des¬

halb müssen die Statuten entsprechend geändert
werden. Er begründete darauf ausführlich die

zum Verbandstag gestellten Anträge, die sich in

der Hauptsache mit den durch die heutigen Ver¬

hältnisse notwendig gewordenen Aenderungen der

Satzungen befassen. Die Dclegiertenwahl zum

Verbandstag wird in der nächsten Mitglieder¬
versammlung vorgenommen. Jn der schr leb¬

haften Diskussion wurden von verschiedenen

Kollegen die Machenschaften der gelben Organi¬

sationen gekennzeichnet, die sich seit der Revolu¬

tion ganz radikal gebärden und sich Gewerk¬

schaften nennen. Den Arbeitern müsse zur Kennt¬

nis gebracht wcrden, daß nur der Zentralverband
der Handlungsgehilfen als einzige freie Ge¬

werkschaft zu unterstützen sei. Es gcht fol¬

gende Resolution ein: „Die am Ib. April ini

großen Saal des Gewerkschaftshauses versammel¬
ten Mitglieder des Zentralverbandes der Hand¬

lungsgehilfen erklären sich erneut einmütig'soli¬

darisch mit den Arbeitern im wirtschaftlichcn

Kampfe. Sie wollen entschlossen Seite an Seile

mit den Arbeitern ciu besseres, menschrnwürdch'.cS



12« Handlungsgehilfen-Zeitung Nr. 10 — 1919

Dasein erringen." Daß diese Rcsolution ein«

stimmige Annahme fand, beweift die Erkenntnis

der Angestellten, nur im Anschluß an die Ar¬

beiterschaft ift der Erfolg im wirtschaftlichen

Kampf gewiß. Zum Schluß rroch die erfreuliche

Mitteilung, dafz sich die Mitgliederzahl des Ver-

bandes in den letzten vier Wochen verdoppelt hat
und jetzt L««0 beträgt.

Elberfeld-Barmen. In der Mitglieder-
Versammlung am 17. April im Reichshof, Elber¬

feld, erstattete Kollege Wilhelm Koch Spricht
über die abgeschlossenen Tarifverhandlungen mit

dem Arbeit^ berverband des Handels im Wupper¬

tal. Auf Vorschlag der Ortsverwaltung wurde

der Kollcge Koch einstimmig als Ortsbeamter

gewählt. Als Delegierte zum Ortskartell der

frcien Zlngcstclltcnvcrdäiidc wurden die Kollegen

Krcmß, Koch. Schönen und Nürrenberg gewählt.
Beschlossen wurdc, ab 1. Mai einen Ortszuschlag,
und zwar in Klasse I und II von SV Pf., in

Klasse III von 3V Pf. und Klasse lV von 20 Pf.

zu erheben.

Kiel. Unsere Mitgliederversammlung am

16. April hatte einen sehr starken Besuch auszu¬

weisen. Ucbcr das Thema „Sozialifierung des

Handcls" sprach Geschäftsführer Adam. Die

lehrreichen Ausführungen des Redners wurden

mit Interesse aufgenonimen und führten iin An¬

schluß daran zu einer lebhaften Diskussion, Als

zweiter Punkt dcr TngcSordnung wurde für den

ausscheidenden Ortsbeamten, Kollegen Dahin,
der bishcrigc Vorsitzende, Kollege Müller, welcher

sich bcreiicrklcirte, das Amt vorläufig zu über¬

nehmen, cinstimmig gewählt. Zum ersten Vor¬

sitzenden wählte die Versammlung einstimmig
dcn Kollegen Pcipe und zum Kassierer den Kol¬

legen Henningscn. Kollege Pupe gab sodann
einen ausführlichen Bericht über den Stand der

zurzeit schwebenden Verhandlungen mit dcm Ar¬

beitgeberbunde über die von der Ortsgruppe und

dcm Kieler Anpeftelltenlartell eingereichten
Forderungen betr. Regelung der Lohn- und Ar¬

beitsverhältnissc. Die bcrcits zum Abschluß ge¬

kommenen Gehaltssätze wurden allgemein für zu-

fricdcnsiellcnd angcsehen. Die Vcrsammlung
war fcrner einmütig der Ansicht, daß das Mit-

bcftimmungsrecht der Angestellten bei Entlassun¬
gen und Kündigungen unbedingt erreicht werdcn

müßte und beauftragte die Verhandlungskom¬
mission, diese Forderung mit aller Schärfe zu

vertreten. Zum Punkte „Verschiedenes" wurde

beschlossen, am 1. Mai einen gemeinsamen Aus¬

flug zu veranstalten. AIs Obmann für einen zu

bildenden Aaitationsausschutz wurde Kollege
Müller II gewählt und die Hoffnung ausge¬

sprochen, daß sich eine recht erhebliche Anzahl von

Kolleginnen und Kollegen zu diesem Zwecke der

Ortsgruppe zur Verfügung stellen möchten.

Niesn. Die am 7. April in der „Wartburg"
stattgefunden« Mitgliederversammlung mußte
die traurige Nachricht entgegennehmen, daß der

Kollege Mannerow durch cinen allzu frühen Tod

aus unseren Reihen gerissen wurde. Die Ver¬

sammlung ehrte durch Erheben von den

Plätzen das Andenken des Verstorbenen, der

seine ganze Gesundheit für die Interessen des

kämpsendcn Proletariats opferte. Sein kurzes
Leben, jede seiner freien Stunden gehörte in un¬

ermüdlicher Arbeit unseren Idealen, für die er

lebte und für die er so früh von dieser Welt

scheiden mußte. Die Tagesordrmng begann mit

e,ncm aufklärenden Vortrag des Kollegen Leinen

über die swcttliche Arbeitslosenfürsorge. Kollege
Wächter berichtete über die Arbeiten des Ge-

werlschaftsrartells. An Stelle des von hier ab¬

berufenen Kollegen Abrahamsohn wird zum
1. Vorsitzenden der Kollege Bauer, Gröba, Georg¬
platz S, gewählt. An dessen Stelle als bisheriger
Revisor iritt Kollege Wangler. Der Zuziehung
des Vorsitzenden der hiesigen, Lagerhaltrr in den

Vorstaiid dcr Ortsverwaltung wird statutengemäß
zugestimmt. Kollege Bauer gibt noch in aus¬

führlichen Worten AufMusz über den Stand

der hiesigen Arbeitsgenieinschaft freier Ange¬
stelltenverbände. womit sich die Tagesordnung
erschöpfte.

Nürnberg. In der Mitgliederversamm¬
lung vom 14. Februar wurde beschlossen: „Die

beutige Mitgliederversammlung des Bezirks

Nürnberg vom Zentrallverband der Handlungs¬

gehilsen Deutschlands fordert den Hauptvorstand
auf, unverzüglich mit dem Verband der Bureau¬

angestellten Deutschlands in Verbindung zu

treten, um eine Verschmelzung beider Organi¬

sationen m die Wege zu leiten. Die Versamm¬

lung verlangt, daß dieser Schritt beschleunigt
wird, denn jeder Tag, der ungenützt verstreicht,
bedeutet eine Schwächung der AKionskraft der

auf freigewcrkschastlicher Grundlage organisierten
Angestellten."

Planen. Jn der Versammlung am

1. April sand die Wahl eincs Ortsbeamten

statt. Kollege Seifert-Mittwcida, welcher als

Kandidat mit in Frage kam, behandelte
in seinen kurzen Ausführungen die Tätig¬
keit eines Ortsbeamteni Hierauf schritt man zur

Wahl. Zur Wahl standen die Kollegen Laub-

Cheninitz, Schönstein-Plauen und Seifert-Mitt-
weida. Gewählt wurde Seifert mit 119 Stimmcn.

Ueber die Sonntagruhe referierte Kollege Drechs-

ler-Plauen, Unter „Verschiedenem" wurdc noch

allgemein die Zcitungsfrage kritisiert ,

und fol¬

gender Protestresolution zugestimmt: „Die heutige

Versammlung erhebt den schärfsten Protest be-

trcfss der schlechten Belieferung von Zeitungen

sowie Zustellung der Miigliedsbücher, eine bessere

Berücksichtigung für die Zukunft wird von de»

versammelten Kollegen und Kolleginnen dringend
erwartet."

Plauen i. V. Unser neuer Geschäftsführer
Kollege Seifert hat die Führung der Geschäfte
der hiesigen Ortsgruppe am 1. Llpril übernom¬

men. Die Geschästsstelle befindet sich: Johann¬

straße 41 I. Die Sprechzeit ist vorläufig von

9 Uhr vormittags bis 2 Uhr nachmittags und von

—7 Uhr nachmittags.

Nastatt (Baden). Auch im hiesigen Ort

hat der Zentralverband seinen Einzug gehalten.
Bereits über SO Kollegen und Kolleginnen sind
der neugegründctcn Ortsgruppe innerhalb weni¬

ger Tage beigetreten. Allerdings konnte dcr

Verband in unserem Städtchen mit einem schönen
Anfangserfolg an die Öffentlichkeit treten:

Beim hiesigen Warenhaus Knopf, dessen Ange¬
stellte sämtlich beim Zentralverband organisiert
sind, konnte der Verband eine allgemeine Teue¬

rungszulage von 4V Mk. für alle Verkäuferinnen,

Putzmacherinnen und Packcrinnen sowie in ein¬

zelnen Fällen bedeutende Gehaltserhöhungen
durchsetzen. Vorsitzender der hiesigen Ortsgruppe
ift Langhans, Schlosserftraße 9, Kassiererin Fräu¬
lein Matusczhnski.

Literatur

„Was die Slrbcitcrröte wollen und sollen." Von

Richard Müller. Mit einem Vorwort don Ernst DSumig.
Preis SO Pf. Verlag: „Der Arbeiterrat". Berlin

SW, S8.

Lehfeldt, „Die Freimachung don Arbeitsstellen".
Ladenvreis mit Tcuerungszuschlag 2.2« Ml., Carl Heh»
manns Verlag. Die Verordnung vom 3. März 191S über
die Freimachung don Arbeitsstellen während der Zeit
der wirtschaftlichen Demobilmachung gewährt den in ollen

Stadt- und Landkreisen beliebenden Temobilmnchungs-
ausschüsfen das Recht, initiativ in die Losung don Ar»

beitSvcrhSItnissen einzugreisen und die Kündigung der

nictiterwcrbsbedürstigen, wie auch der berufs- und orts¬

fremden Arbeitnehmer (Angestellter und gewerblicher Ar¬

beitcr) zu erzwingen: dic DcmobiimachungsauSschüfse
werden serner ermächtigt, Neueinsiellungen geeigneter
Arbeitsloser in die lecrgewordenen Pläe vorzuschreiben,

Ter Wortlaut der Verordnung ist in Nr. S der „Hand-
lungsgcbitsen-Zeiwng" abgedruckt.

Versammlungsmitteilungen
Die Mitglicder wcrden um zahlreiche Beteiligung an den

Veranstaltungen gebeten!

Berlin.
Mltglikderversamuilung: Dienstag, den 2«. Mal.

abends 7 Uhr, in den Kammersälen, Tcliower Sir, 2,

Tagesordnung: 1. Wabl der Delcgiertcn zum

Verbandstag, 2, Vortrag über: „Dcr wirtschaftliche
Knmvs der Angestelltcn". 3. Vcrbandsangelcgcnhciten,
Das VerbandSliurrau befindet sich Münzstr, 2« und ist

geöffnet- täglich von 1« bis 3 Ubr. nuch Montags
und Freitags von S bis 7 Uhr, Sonnabends

nur don 1« bis 1 Uhr,

Es wird gebeten, Beitragskinzahlungcn möglichst

vierteljährlich im voraus zu leisten und bei Posten,»

znkiungcn nur das P o st s ch e ll I o n t o Bcrlin

NW. 7 Nr. 55823 Mar. Weyland. Kassierer,
Münzstr. 20, zu benutzen. Auch machen wir

nochmals auf die neuen Beitragssätze aufmerksam. Alle

rückständigen Beiträge sind ebenfalls zu neuen Sätzen zu

zahlen.

Der Beitrag beträgt in

Klasse l 3.— Mk.
n 2,40 .

»
m 1.9« ,

,
IV 1,6« » .

V «,ö« ,

Die Berbandszcitnn» wird den Mitgliedern durch di,
Vetnebsde>i,,illcu>,e„ie oocr durcu dic Pott zu»

gestellt. Wir bitten, Reklamationen über unpünktliche

Zustellung zunächst an den Bctriebsvertrauensmann oder

das zuständige Bestellpostamt gelangen zu lassen. Bleibt

dieser Schritt ohne Erfolg, so wird um Benachrichtigung
an das Berbandsbureau, Abt. „ZeitungsexpeLition" ge¬

beten.

Bez. Pvtsdam-Nowawes. Sonntag, den IS. Mai, Tages,

Wanderung rund um den Schwielowsee, Wegstrecke

zirka SS Kilometer. Treffpunkt früh Uhr am

Brnnoeuburger Tor. Potsdam, Berliner Teilnehmer
ab Berlin (Poisd. Bahnhof) «,35 Uhr fahren bis Buhn»

hos Wildpark. Führer Kollege Conrad.

Bcz. Ncuiiilin. Mittwoch, den 21. Mai. abends Uhr,
FunltionSrsitzung im Lokal von Gütig,
Donanstrasze. Ecke SeKönttedtstrufze.

Sonnlag. den 1. Juni, Ausflug nach Restaurant

„Radenstcui-Miihle" bei Friedrichshugen, — Tresfpunkt

bis 2 Uhr nachm, Bahnhof Hirsch garten.

Erlennungszcichen: »Handlnngsgcbilsen-Zciiuug". Nach¬

zügler fahren bis Friedrichsbiigen. Dortselbst Konzert,

Tanz. Picislegcln usw. Verwandte, Belonnie und

Gäste, willkommen. Zahlreicher Bcsuch wird erwartet.

Bez. Norden il. Am 2!,. Mai iHunmelsahrtSIng) ver¬

anstalte! der Bezirk Norden II cincn Tno.eZansslng nach

den Bopenbergen bei Spnndau, Näheres finden die

Kolleginnen und Kollegen iu cincin Inserat in den

sozialistischen Tageszeitungen am Sonntag, den 25, Mai,

Bez. Pankoio.Nicdcrschönliausen. Am 2S, Mai (Himmel-

fnbri^tng!: AuSsiug nach HennSdorf—Schulzen»

dorf—Tegel. Treffpunkt: 1 Uhr Bahnhof WuMml»

strufze. Fahrt noch Hermsdorf, Marsch nach

Scvnlzendorf ttiasfecloiiien), Weiicrmnrsch nau, Tcgel,

Rückfahrt von Bnhnhos Tcgel. Mnndoljnen und andere

Instrumente mildringen. Nachzügler tresfcn sich i»

Schulzendors, Rcstaurant „Sommcrlnst". Bei schlechtem

Wetter finde! gcmütl, Beisammensein um 7 Nhr im

Türkische,, Zcl!. Pcinlow, Breite Str. tt. statt.

Bez. Pankow.Nikdrrschoichausen. Am Sonnabend,

dsn 31. Mai: Gesellschnsisabend in den Gesamträumen

des Resmuranls „SciiloK SchönKnusei," (früher

Donnth), Niedersckwnbzusen, Linoenltrnste il. Ein»

tritt 2 MI, Ansang 7 Uhr, Ende? EWInblarten

nur in beschränkter Zahl in dcr MonalSsiwmg,

Ortsgruppe Berlin.
Wir suchen möglichst sosort mehrere Agi¬

tationsbeamte. Tie Bewerber müssen die Hand»

lungsgebilfenbewegung gut kennnen, organisato¬

risch und agitatorisch befähigt und mindestens
5 Jahre freigewerlsclzaftlich organisiert sein.

' Bewerbungen mit Angabe der bisherigen

Tätigkeit für den Berbond sind bis zum 25. Mni

an die Ortsverwaltung des Zeiitralverbandcs der

Handlungsgehilfen, Münzstraße 20, zu richten.

Gehalt nach Tarif.
Wir suchen ferner Hilfskräfte, welche Steno¬

graphie und Schreibmaschine beherrschen müssen

und im übrigen arganifatorische Befähigung be¬

sitzen soivie Kenntnis der HcmdluMsgehilsen«,

bewcgung habem
Die Bewerber müssen mindestens 2 Jcchr«

Mitglied des Verbandes sein.
Gehalt nach Tarif.
Beiverbungen sind wie oben an die OrtZver«

waltuirg, Münzstraße 20, einzusenden.

Ortsbeamler für Braunschweig.
Wir suchen für unsere Ortsgruppe zum s o»

fortigen Antritt einen tüchtigen Ortsbeamten.

Derselbe muß rednerisch, organisatorisch und agi¬

tatorisch befähigt fein und die Hnndlungsgehilsen»

bewegung genau kennen. Kollegen, die min»

bestens 3 Jahre Verbandsmitglied sind, wollcn

ihrc Bewerbung unter Angabe der bisherigen
Verbcrndstätigkert bis zum 31. Mai 1919 mit der

Aufschrift „Bewerbung" an die untenstehende

Adresse einreichen. Gehalt nach Vereinbarung.

Zentralverband der Handlungsgehilfen. Orts»

gruppe Braunschweig.

Stobenstraße 1 I.

Ortsbeamker für Chemnitz gesucht.
Wir suchen möglichst für sosort einen tüchti¬

gen Kollegen für unscre Ortsgruppe. Rednerische

agitatorische Befähigung uud gründliche Kenntnis

der Handlungsgehilfenbewegung ist notwendig.

Bewerbungen an: Zentralverband der Hand»

Inngsachilsrii, Bezirk Chcinnitz, Dresdener Sir. 40.
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